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Original West 
Das regional-hegemoniale Milieu differen­
ziert sich dichotomisch in eine marginale 
homogene und eine dominante heterogene 
Klientel. 

Anpassung Ost 
In der Region gibt es zwei Gruppen: Eine 
unbedeutende, die gleichmäßig, und eine 
vorherrschende, die ungleichmäßig zusam­
mengesetzt ist. 

Fazit 
Die Anpassungsqualifizierung ist oft nur 
ein Sprachproblem! 

aus: QUEM-Bulletin, Berlin, 12/94 

Editorial 

Vor anderthalb Jahren, im Heft 7/1993, widmeten wir uns bereits 
einmal dem Thema „ostdeutsche Archive". Die Sicherung der Doku­
mente eines abgeschlossenen Sammlungsgebietes - der DDR -
verband sich mit kompletter institutioneller Neugestaltung. War es in 
der damals bilanzierten Zeit vielfach um die Bewahrung der Auf­
bewahrungsstätten gegangen, stand für die Folgemonate eher 
Konsolidierung im Mittelpunkt. Für einige Einrichtungen mußten 
freilich noch endgültige Lösungen gefunden werden. Das ist mittler­
weile größerenteils geschehen. 

Eine wichtige Archivgeschichte des Umbruchs, die 1993 noch nicht 
geschrieben werden konnte, kann nunmehr präsentiert werden: Das 
Archiv der ehemaligen DDR-Akademie der Wissenschaften hat 
zwischenzeitlich erfolgreich die letzten Klippen umschifft und nun an 
der neukonstituierten Berlin-Brandenburgischen Akademie angedockt. 
Der Beitrag korrespondiert mit der Darstellung zu den Archiven und 
Sammlungen der DDR-Akademie der Künste in Heft 7/93. 

Einen Außenpol der Debatten um die ostdeutschen Archive stellten 
die Kontroversen um das PDS-Archiv dar. Ein 1993 veröffentlichter 
Artikel zeichnete plastisch die wohl heftigsten politischen Auseinan­
dersetzungen nach, die es im Zuge der Neustrukturierungen um ein 
ostdeutsches Archiv gegeben hatte. Nunmehr verbinden wir die 
neuerliche Behandlung des Themas mit einem Beispiel für den entge­
gengesetzten Pol: Das Goethe-Schiller-Archiv in Weimar darf zu den 
ostdeutschen Archiven gerechnet werden, die nach 1989 den gering­
sten lnfragestellungen ausgesetzt waren. 
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p.p. 
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THEMA 1: Archive in 
Ostdeutschland II 

Ulrich Geyer (Berlin): 

Situation wichtiger ostdeutscher Archive und Stand 
des ostdeutschen Archivwesens allgemein-2. Folge 

Dieser Artikel baut auf auf dem Bericht 
des Verfassers "Zur Entwicklung und zur 
Situation einiger wichtiger ostdeutscher 
Archive" in Heft 7/93 und den Berichti­
gungen/Ergänzungen dazu in Heft 10-
11/93 dieser Zeitschrift. 

Seit oben erwähnter Veröffentlichung 
haben sich im ostdeutschen Archivwe­
sen keine so gravierenden Veränderun­
gen vollzogen wie in der Zeit zwischen 
1990 und der Jahresmitte 1993. Doch 
es gibt einige Veränderungen, es zeigen 
sich neue Tendenzen, einige angedeu­
tete Entwicklungen haben sich bestätigt 
und manche nicht. 

Das Bundesvermögensamt hat sich die 
Gebäude der ehemaligen sowjetischen/ 
russischen Militärkommandantur in Pots­
dam (Berliner Straße) angeeignet, 
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Räumlichkeiten, mit denen das Bundes­
archiv - Abteilungen Potsdam in seiner 
Perspektivplanung fest gerechnet hatte. 
Die Folge davon ist, daß das Bundesar­
chiv bald an der Grenze seiner Raumka­
pazität angelangt ist. Nach gegenwärti­
ger Planung gibt es drei Varianten, dem 
abzuhelfen: 

1. Totalumzug (Ende etwa im Zeitraum 
2000 - 2002) nach Berlin-Lichterfelde 
(Bezirk Steglitz) in freigewordene Ka­
sernen der abgezogenen US-Army. 
2. Teilumzug nach Lichterfelde (vermut­
lich mit den Beständen des ehemaligen 
Deutschen Reichs) und Verbleib mit dem 
anderen Teil (vor allem Staatsorgane 
der ehemaligen DDR) am alten Standort 
in Potsdam (Tizlanstraße). 
3. Gesplitteter Umzug nach Steglitz bzw. 
nach Hoppegarten und Dahlwitz (Land-
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kreis Märkisch-Oderland) im Land Bran­
denburg. 

Inwiefern diese(r) Umzu(ü)g(e) die Nut­
zung beeinträchtig(en)t bzw. zeitweilig 
ausschließ(en)t, istz.Zt. noch nicht durch­
gespielt worden. 

Der Umzug des ehemaligen historischen 
(Staats-)Archivs "Zentrales Staatsarchiv 
Merseburg (II)" als "Geheimes Staatsar­
chiv in der Stiftung Preußischer Kultur­
besitz" nach Berlin-Dahlem (BezirkZeh­
lendorf) ist komplett erfolgt. Allerdings 
sind noch beträchtliche Teilbestände vor­
übergehend nur in Lagerhallen unterge­
bracht. Die ehemaligen Gebäude in Mer­
seburg beherbergen jetzt ein weiteres 
Landesarchiv von Sachsen-Anhalt. Tä­
tig sind dort vor allem die Archivare, die 
den Umzug des damals dort beheimate­
ten Archivs nach Berlin aus verschiede­
nen Gründen nicht mitmachen wollten. 

Die Unterstellung des Archivwesens auf 
Landesebene scheint abgeschlossen 
(sofern man in Ostdeutschland Struktur­
entwicklungen überhaupt als abge­
schlossen betrachten kann - d. Verf.). 

Danach ist es in Mecklenburg-Vorpom­
mern, Brandenburg und Sachsen-An­
halt dem Kultusministerium sowie in Thü­
ringen und Sachsen dem Innenministe­
rium zugeordnet. Theoretisch ist in dem 
jeweiligen Bereich auch ein Verantwort­
licher für Archivwesen, unter verschie­
denen Namen, z.B. Landesbeauftrag­
ter, eingesetzt. Dabei waren und sind 
aber diese Posten noch nie in allen neu-
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en Bundesländern gleichzeitig komplett 
besetzt gewesen. Die offiziellen Bezeich­
nungen der jeweiligen Landesleitarchive 
sind in Sachsen (Dresden) [1] und in 
Thüringen (Weimar) Hauptstaatsarchiv 
sowie in Sachsen-Anhalt (Magdeburg), 
Mecklenburg (Schwerin), Vorpommern 
(Greifswald) und Brandenburg (Pots­
dam) Landeshauptarchiv. 

In Sachsen zeichnet sich ab, daß neben 
dem Sächsischen Staatsarchiv Leipzig 
auch noch ein Sächsisches Staatsarchiv 
Chemnitz gegründet wird. Bisher ist das 
Chemnitzer Archiv eine Außenstelle des 
Sächsischen Hauptstaatsarchivs Dres­
den. Wahrscheinlich wird dessen Au­
ßenstelle, das Bergarchiv Freiberg, Tell 
des Universitätsarchivs Freiberg werden. 

Noch nicht endgültig geregelt ist die Pro­
blematik der Kreisarchive nach der dem 
Ende zugehenden Kreisgebietsreform 
in den ostdeutschen Ländern. Es zeich­
net sich ab, daß in der Regel ein ehema­
liges Kreisarchiv diese Funktion als Leit­
archiv behält und die anderen sich im 
neuen Kreis befindlichen ehemaligen 
Kreisarchive zu dessen Außenstellen 
werden: eine wirtschaftlich vernünftige 
aber historisch nicht ganz saubere Lö­
sung, vor allem, wenn es Überlappun­
gen der Kreisgrenzen gibt. 

Geregelt sind jetzt in allen Fällen der 
Verbleib der Archive der Akademien. 
Für die Akademie der Wissenschaften 
und der der Künste sind die in den ein­
gangs erwähnten Berichten angedeute­
ten Lösungen [2] Wirklichkeit geworden. 
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Das Archiv der Bauakademie Ist ein 
Bestand im Bundesarchiv-Abteilungen 
Potsdam, und das Archiv der Landwirt­
schaftsakademie ist ebenfalls in diesem 
Archiv, z.Zt. allerdings noch als eine Art 
Depot mit ABM-Kräften. 

Für die Universitätsarchive gilt das in 
erwähntem Bericht Gesagte nach wie 
vor. [3] Einige dieser Archive haben al­
lerdings ihre Bestände erweitern können 
(müssen). Meist resultiert dies aus der 
Auflösung von ehemaligen Hoch-, Fach­
hoch- und Fachschulen bzw. Akade­
mien. So haben z.B. das Universitätsar­
chiv Potsdam das Archiv der Akademie 
für Staat und Recht, das Archiv der 
Martin-Luther-Universität Halle/Witten­
berg das Archiv der Leopoldina, das 
Archiv der Technischen Universität Dres­
den unter anderem das Archiv der Ver­
kehrshochschule übernommen, und, wie 
erwähnt, übernimmt das Universitätsar­
chiv Freiberg vermutlich das dortige 
Bergarchiv. 

Für die Archive der zentralen Staatsor­
gane derehemallgen DDR gilt ebenfalls 
das im eingangs erwähnten Bericht (4] 
Gesagte. 

Neu ist, daß der befürchtete Schildbür­
gerstreich betreffs Militärarchiv und mili­
tärischer Forschungsstätte Wirklichkeit 
wird und zum Teil schon Wirklichkeit 
wurde. Es ist also tatsächlich so, daß die 
Forschungsstätte von Freiburg nach 
Potsdam zieht und das Militärarchiv größ­
tenteils von Potsdam nach Freiburg. In 
Potsdam verbleibt eine Koordinierungs-
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stelle. Die Mitarbeiter beider Institutio­
nen sind bzw. werden aufgeteilt (wor­
den). 

Neu ist auch, daß das Archiv des ehe­
maligen DDR-Außenministeriums seit 
Juni dieses Jahres (1994) für die allge­
meine Nutzung offen ist. Die offizielle 
Bezeichnung ist "Politisch-Historisches 
Archiv des Auswärtigen Amts, Dienst­
stelle Berlin (Archiv des MfAA der ehe­
maligen DDR)". Esgiltdabeidiestrenge 
Anwendung des Bundesarchivgesetzes, 
d.h. die 30jährige Sperrfrist. Allerdings 
besteht die Gefahr, daß durch einen 
Zwischenumzug des Archivs die Nut­
zung wieder für unbestimmte Zeit aus­
gesetzt werden muß. 

Nicht erstmalig, aber doch in dieser In­
tensität neu sind Forderungen verschie­
dener politischer Richtungen, den Zu­
gang zum Schriftgut des Archivs der 
Gauck-Behörde zu erschweren. Nach 
Meinung des .Verfassers ist dies eine 
verhängnisvolle Tendenz. Gleichzeitig 
plädiert er für einen verantwortungsvol­
len Umgang mit Erkenntnissen aus die­
sem Schriftgut durch die Medien. Ein 
strittiger Vorgang ist auch, daß Auswer­
tungsvorgänge der Stasi, die den Täter­
kreis aus der NS-Zeit zum Gegenstand 
haben, einschließlich der Zentralkartei 
9.11 (Nazi-Archiv), aus dem NS-Archiv 
Hoppegarten an das Archiv der Gauck­
Behörde abgegeben wurden. Eine Nut­
zung ist dabei nur noch nach Anfrage 
beim Bundesarchiv über die Abteilung 
Forschung und Bildung der Gauck-Be­
hörde möglich. 
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Das Überführen der Parteien- und Orga­
nisationsarchive in den Verbund der "Stif­
tung Archiv der Parteien und Massenor­
ganisationen der ehemaligen DDR" ist 
als Komplex gescheitert. [5] Wohl ver­
lief das Überführen des Schriftguts der 
Massenorganisationen, nach anfänglich 
großen Schwierigkeiten, letztendlich bes­
ser als befürchtet und, bei reichlich Bles­
suren, auch im allgemeinen einvernehm­
lich. Aber ein wichtiger Teil der DDR­
Politik-Geschichte - die Blockparteien 
um die SED herum - ist mit Ausnahme 
der NDPD nicht mit seinem Schriftgut im 
Stiftuhgsarchiv vertreten. Für das Bun­
desarchiv scheint der Zug abgefahren, 
dieses Schriftgut erfolgreich zu rekla­
mieren. Die Konrad-Adenauer-Stiftung 
hat schon mit Stolz publiziert, daß sie 
durch• ... raschen Vollzug der Archivie­
rung der ostdeutschen Parteibestände 
(Ost-CDU und Bauernpartei DBD ... -
d.Verf.) eine immense Arbeitsleistung 
vorgelegt und damit die Gunst der Stun­
de zu nutzen gewußt (hcibe)". [6] Diese 
Aussage ist in jeder Hinsicht nur zu un­
terstreichen, nichtsdestotrotz wider­
spricht diese Praxis dem Einigungsver­
trag, den Intentionen der Kompromisse, 
die bei Bundestagsanhörungen zu die­
sem Thema erzielt wurden, und nicht 
letztens den Zielen der ostdeutschen 
Bürgerbewegungen. 

Im einzelnen umfaßt dieses Schriftgut 
im Archiv der Konrad-Adenauer-Stiftung 
- ca. 375 laufende Regalaktenmeter 
(ifm) Akten, ca. 13.000 Photos u.a. au­
diovisuelles Material des zentralen Par­
teiarchivs der Ost-CDU 
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- ca. 30 lfm der Landesverbände der 
Ost-CDU 
- ca. 600 ifm der Bezirksverbände der 
Ost-CDU 
- ca. 450 lfm der Kreisverbände der Ost­
CDU sowie 
- ca. 180 ifm nicht näher aufgegliederte 
Teilbestände der DBD. [7) 

Die Situation um das zentrale FDJ-Ar­
chiv ist immer noch nicht endgültig ge­
klärt. [8] 

Ergänzen zu seinen Aussagen über die 
Archive der Kirchen und Religionsge­
meinschaften (9) möchte der Verfasser, 
daß sich die "Ostbestände" des Evange­
lischen Zentralarchivs größtenteils im 
Dietrich-Bonhoeffer-Haus in Berlin (Be­
zirk Mitte), Ziegelstraße 30, befinden 
und nach Vereinbarung nutzbar sind. Zu 
diesen Beständen rechnen: 

- Bevollmächtigter des Rates der EKD 
bei der Regierung der DDR (Bestand 
103) 
- Geschäftsstelle der Konferenz der 
evangelischen Kirchenleitung in der DDR 
(Bestand 102) 
- Kirchenkanzlei der EKD für die Glied­
kirchen in der DDR (Bestand 104) -
Kirchenkanzlei der EKU 
- Nebenstelle Ost (Bestand 107) 
- Kirchenkanzlei der EKU - Bereich 
DDR (Bestand 108) 
- Evangelische Studentengemeinde 
(Ost) (Bestand 36 A) 
- Evangelische Studentengemeinde 
(DDR) (Bestand 36 B) 
- (ein Teil der) Chronikensammlung 
(Bestand 505) 

hochschule ost jan./febr. 1995 

- (ein Teil der) Sammlung ostdeutscher 
Pfarrakten (Bestand 507) 
- (ein Teil der) Sammlung ostdeutscher 
Amtsbücher (Bestand 508). 
Insgesamt umfaßt das ehemalige "Ost­
archiv" das Schriftgut 
- vom Bund der Evangelischen Kirchen 
In der DDR, 
- der Evangelischen Kirche der Union -
Bereich DDR, 
- der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche in der DDR (VELK) und 
- der Evangelischen Kirche in Berlin -
Brandenburg (EKiBB) [1 O] 

Wenn man von den schmerzlichen, un­
wiederbringlichen Verlusten bis zum 
Jahresanfang 1993 absieht, ist jetzt der 
größte Teil des Wirtschaftsschriftgutes 
der ehemaligen DDR gesichert. Teilwei­
se lagern diese Akten in Treuhandde­
pots, teilweise in Landesarchiven und 
schließlich gibt es noch etliche Sonder­
regelungen. Am günstigsten ist es in 
Sachsen geregelt, wo im Frühjahr 1993 
ein regionales Wirtschaftsarchiv enstand. 
(11] In Berlin entstand für den nordost­
deutschen Raum eine "Verwertungsge­
sellschaft für Treuhandakten". Zwecks 
Kassation ist diese Gesellschaft an Ab­
sprachen mit dem Bundesarchiv gebun­
den. (12) Seitens des Berliner Senats 
und der Landesregierung Brandenburg 
Ist ein "Zentrales Wirtschaftshistorisches 
Archiv Berlin-Brandenburg" angedacht, 
dem aber noch große Schwierigkeiten 
entgegenstehen. [13) In einigen Lan­
deserlässen ist geregelt, daß Schriftgut 
aufgelöster Betriebe und anderer Wirt­
schaftseinrichtungen von den regional 
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anliegenden Stadt- bzw. Kreisarchiven 
zu übernehmen ist. [14] Nur teilweise 
geregelt ist der verbleib der Alde1;1 der 
landwirtschaftlichen [15) und anderer 
Produktionsgenossenschaften sowie 
einzelner nichtgenossenschaftlicher 
landwirtschaftlicher Einrichtungen. In 
Brandenburg existiert ein unveröffent­
lichter Runderlaß, der aussagt, daß alle 
genossenschaftlichen Akten (sofern sie 
noch existieren - d.Verf.) mit den dazu­
gehörigen Verzeichnissen (Abgabever­
zeichnissen - d.Verf.) an die zuständi­
gen Gerichte abzugeben sind. (16) Zur 
historischen Forschung (LPG-Geschich­
te u.ä.) soll bei den Gerichten freier Zu­
gang zu den Akten gewährleistet sein. 
(17) Akten von Gutsarchiven, zu Boden­
reformfragen etc. sollen dem Branden­
burgischen Landeshauptarchiv abgege­
ben werden. (18] 

Zum Schriftgut der Konsumgenossen­
schaften in der ehemaligen DDR kann 
der Verfasser keine Auskunft über seine 
früheren Aussagen hinaus treffen. [19) 

Nach wie vor deprimierend ist die Situa­
tion alternativer bzw. oppositioneller ost­
deutscher Archive. [20] Eine der weni­
gen Ausnahmen in dieser Hinsicht ist 
das Robert-Havemann-Archiv, dessen 
Finanzierung bis Jahresende 1995 gesi­
chert ist. [21] Ein Archiv der DDR-Frei­
heits- oder Bürgerrechtsbewegung, wie 
vom ehemaligen Vorsitzenden des Ver­
eins deutscher Archivare, Hermann 
Rumschöttel, 1993 angedacht [22), ist 
weiter entfernt denn je. 

Ein weiteres trauriges Kapitel ist, wie 
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vorhandene archivische Ausbildungs­
strukturen in Ostdeutschland verloren 
gegangen sind bzw. verloren gehen. [23] 
Damit meintderVerfassernichtdie Lehr­
methodik, nicht die Vermittlung eines 
stalinistisch geprägten Berufsbildes und 
nicht die Exmatrikulationspraxis bei ab­
weichenden politischen Meinungen, un­
ter denen der Verfasser selbst genug 
gelitten hat. Traurig ist vielmehr, daß ein 
Lehrstuhl· Archivwissenschaft" Ende des 
Jahres 1995 verloren geht, der durch 
einen Studiengang "Diplomarchivare" an 
der Fachhochschule Potsdam nicht voll 
kompensiert wird. Traurig ist, wie der 
Ausbildungsgang "Archivassistent" von 
der Bildfläche verschwindet, dabei un­
terhalb der studierten Archivgilde ein sta­
tusmäßiges Loch hinterläßt und damit in 

Anmerkungen: 

diesem Bereich demotiviert. Strittig ist 
auch, ob die Trennung der Ausbildung 
für staatliche Archivare und Archivare 
der Wirtschaft der Weisheit letzter Schluß 
ist. 

Insgesamt hat sich die Situation seit dem 
letzten Bericht des Verfassers also we­
der zum Positiven noch zum Negativen 
wesentlich verändert. 

Ulrich Geyer, Dipl.Archivar/Historiker, 
Vorstandsmitglied des Unabhängigen 

Historiker-Verbandes, ist beim Aus­
wärtigen Amt, Dienststelle Berlin, 

Politisch-Historisches Archiv (Archiv 
des ehemaligen Ministeriums für 

Auswärtige Angelegenheiten 
der DDR) tätig 

1) Das Sächsische Hauptstaatsarchiv Dresden ist seit dem 13.10.94 ohne Leiter. Der 
bisherige Direktor, Dr. Reiner Groß, nahm einen Ruf der Technischen Universität 
Chemnitz/Zwickau auf den Lehrstuhl für "Sächsische Landesgeschichte" in Zwickau 
an 

2) vgl. hochschule ost H. 7/93 und H. 10-11/93 

3) vgl. hochschule ost H. 7/93 

4) ebenda 

5)ebenda 

6) vgl. "Die Bestände des Archivs für Christlich-Demokratische Politik der Konrad­
Adenauer-Stiftung. Kurzübersicht." 3. Auflage. Ernst Knoth Verlag, Melle 1992 

7) ebenda 

8) vgl. hochschule ost H. 7/93 

9)ebenda 

10) vgl. auch "Das Evangelische Zentralarchiv in Berlin und seine Bestände" von 
Christa Stache, Berlin 1992, Alektor Verlag 

11) vgl. in Archiv und Wirtschaft Nr. 26, o.O. 1993 
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12) Auskunft an den Verfasser durch den Leiter des Referats 5.1 des Bundesarchivs 
- Abteilungen Potsdam, M. Wagner 

13) Auskunft desselbigen 

14) so z.B. in Runderlaß des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
Brandenburg vom 3.8.1992, Festlegung 6. Unveröffentlicht 

15) vgl. Hauptreferat des scheidenden Vorsitzenden des Vereins deutscher Archivare 
(VdA), H. Rumschöttel, auf dem 64. Deutschen Archivtag 1993 in Augsburg, in Der 
Archivar H. 1/94 

16) vgl. Runderlaß des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur Branden­
burg vom 3.8.1992, Festlegung 1, Abs. 1. Unveröffentlicht 

17) vgl. ebenda, Festlegung 1, Abs. 3. Unveröffentlicht 

18) vgl. ebenda, Festlegung 2, Abs. 2. Unveröffentlicht 

19) vgl hochschule ost H. 7/93 und H. 10-11/93 

20) vgl. hochschule ost H. 7/93; H. Rumschöttel, a.a.O. 

21) Auskunft an den Verfasser durch das Mitglied des Robert Havemann Freundeskrei­
ses, B. Florath 

22) vgl. H. Rumschöttel, a.a.O. 

23) ebenda; vgl. Renate Schwärze! in Tagungsbericht der Vereinigung deutscher 
Wirtschaftsarchivare 1993 in Ludwigshafen von Ruth Kappel, in Der Archivar H. 4/93; 
"Wie verschenkt man einen Lehrstuhl" in Der Archivar H. 2/94. 

Literaturempfehlungen für Interessierte zu ostdeutschen Beständen: 

- Die Archive in Bayern und Sachsen. Information und Sicherung. Sächsisch-Baye­
risches Archivarstreffen 1993 in Freiberg. Hrsg. Sächsisches Hauptstaatsarchiv 
Dresden und Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns, München 1993 

- Bestandsnachweis des Sächsischen Staatsarchivs Leipzig. IXX (Leipziger Archiv­
inventare, Bd 6) Hrsg. Sächsisches Staatsarchiv Leipzig, Leipzig 1993. 

- Erster Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi­
cherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 1993. Hrsg. 
Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR, Berlin 1993. 

- Kurze Übersicht über die Bestände der Außenstelle Greiz des Thüringischen 
Staatsarchivs Rudolstadt. Hrsg. Thüringisches Staatsarchiv Rudolstadt, Rudolstadt 
1993 (Thüringisches Staatsarchiv Rudolstadt, Informationsheft Nr. 3). 
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Wolfgang Knobloch (Berlin): 

Vom Zentralen Archiv der ehemaligen Akademie der 
Wissenschaften der DDR zum Archiv der Berlin­

Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften 

1 m Herbst 1989 war das Zentrale Archiv 
der Akademie der Wissenschaften der 
DDR eine zentrale wissenschaftliche 
Einrichtung dieser bedeutendsten und 
größten Forschungsinstitution der DDR. 
Als staatliches Endarchiv für das ge­
samte Archivgut der Akademie seit ihrer 
Gründung als Kurfürstlich-Brandenbur­
gische Sozietät der Wissenschaften am 
11. Juli 1700 erstreckte sich seine Zu­
ständigkeit außer auf das Archivgut der 
Preußischen Akademie der Wissen­
schaften auf alle zentralen Leitungs- und 
Verwaltungsorgane der Berliner Akade­
mie der Wissenschaften (im folgenden 
AdW) seit 1945, auf sämtliche For­
schungseinrichtungen innerhalb der 
AdW, die nahezu über das gesamte 
Territorium der DDR verteilt waren, auf 
die der AdW zugeordneten wissenschaft­
lichen Gesellschaften sowie auf die ihr 
unterstellten Betriebe und Einrichtungen 
(Druckereien, Verlage etc.). Das Aka­
demiearchiv war auch zuständig für die 
schriftlichen Nachlässe von Akademie­
mitgliedern und anderen bedeutenden 
Wissenschaftlern, die der AdW durch 
Schenkung, als Depositum oder auf an­
dere Weise übergeben wurden. Darun-
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ter befanden sich u.a. die Nachlässe der 
Nobelpreisträger T. Mommsen, W. Ost­
wald, M. von Laue (Teilnachlaß) und 0. 
Warburg, der Mediziner R. Virchow und 
T. Brugsch, der Physiker H. von Helm• 
holtz und E. Goldstein, der Astronomen 
G. Kirch, W. Sessel und W. Foerster, 
der Mathematiker H. A. Schwarz und G. 
Lejeune-Dirichlet, der Naturforscher A. 
von Humboldt und C. G. Ehrenberg, der 
Philosophen F. Schleiermacher, 1. Kant, 
F. W. von Schelling und W. Dilthey, der 
Historiker B. G. Niebuhr, E. Meyer, H. 
Sproemberg und E. Winter, der Germa­
nisten W. Scherer, K. Burdach und T. 
Frings, des Romanisten W. Krauss so­
wie des Kunsthistorikers L. Justi. 

Der früher ebenfalls zum Akademiear­
chiv gehörende Kunstbesitz der Akade­
mie war bereits 1983 aus dem Archiv 
herausgelöst und zu einer eigenständi­
gen Kustodie zusammengefaßt worden. 
Der Gesamtbestand des Akademiear­
chivs aus nahezu 300 Jahren Akade­
miegeschichte umfaßte Anfang 1990 
allein in seinem zentralen Magazin 2000 
laufende Meter dienstliches und Nach­
laßschriftgut, 28000 Fotos, 176 Medail-
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len und Gedenkmünzen, 267 Tonbän­
der, 177 Filme und 204 Grafikporträts 
von Gelehrten. Hinzu kamen noch wei­
tere 1300 lfm dienstliches Schriftgut in 
den vier Außenstellen des Archivs. Die 
Bestände des Akademiearchivs verteil­
ten sich auf die Historische Abteilung, 
die Abt. Akademiebestände nach 1945, 
die Abt. Nachlässe sowie die Abt. Samm­
lungen. Jede dieser Abteilungen weist 
einmalige Bestände mit höchstem histo­
rischen Quellenwert auf. So gehören zu 
den Schätzen der Historischen Abtei­
lung über 80 Denkschriften, Entwürfe 
und Briefe des Begründers und ersten 
Präsidenten der Berliner Akademie der 
Wissenschaften, Gottfried Wilhelm Leib­
niz, sowie an die 1200 Manuskripte von 
Akademievorträgen, eingesandten wis­
senschaftlichen Abhandlungen und 
Preisschriften zu den Preisaufgaben der 
Akademie. Auf Grund der Vielfalt, Ein­
maligkeit und organisch gewachsenen 
Überlieferung seiner Bestände war und 
ist das Akademiearchiv eine der bedeu­
tendsten Aufbewahrungsstätten an ar­
chivalischen Quellen für die deutsche 
und europäische Wissenschafts-und Kul­
turgeschichte. Mit seinen zahlreichen, 
von der Literaturarchiv-Gesellschaft im 
Jahre 1944 übernommenen literarischen 
Nachlässen nimmt es einen der vorde­
ren Plätze unter den Literaturarchiven 
im deutschsprachigen Raum ein. 

In der tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Umbruchzeit von 1989 bis 1990 stellten 
sich auch für das Akademiearchiv, ei­
nem der ältesten und reichhaltigsten 
Wissenschaftsarchive in Europa, die 
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Frage seines weiteren Fortbestehens. 
Als zentrale wissenschaftliche Einrich­
tung der AdW der DDR schien seine 
Zukunft eng verknüpft zu sein mit dem 
weiteren Schicksal dieser Akademie. Als 
im Verlaufe des Jahres 1990 die sich 
abzeichnende Vereinigung beider deut­
scher Staaten immer klarere Konturen 
annahm, wurde gleichzeitig immer deut­
licher, daß eine staatliche Akademie mit 
nahezu sechzig über das gesamte Ter­
ritorium der DDR verteilten Instituten und 
rund 25000 Mitarbeitern nicht in die be­
stehende Forschungslandschaftder Bun­
desrepublik Deutschland zu integrieren 
sein dürfte. 

Mit der Herstellung der Einheit Deutsch­
lands am 3.10.1990 und dem Wirksam­
werden des Einigungsvertrages vom 
31.8.1990 wurde die Akademie der Wis­
senschaften der DDR als Gelehrtenso­
zietät von den Forschungsinstituten und 
sonstigen Einrichtungen getrennt. Über 
die Art und Weise der Fortführung der 
Gelehrtensozietät der Akademie der 
Wissenschaften der DDR sollte landes­
rechtlich entschieden werden. Die For­
schungsinstitute und sonstigen Einrich­
tungen sollten als Einrichtungen der Sitz­
länder bis zum 31. Dezember 1991 fort­
bestehen. In dieser Zeitspanne war vor­
gesehen, die wissenschaftlichen Einrich­
tungen durch den Wissenschaftsrat be­
gutachten zu lassen und auf diese Wei­
se erhaltenswerte Einrichtungen bzw. 
Teile davon in die Forschungsstruktur 
der Bundesrepublik Deutschland zu in­
tegrieren. Für die Institute und Einri.ch­
tungen der ehemaligen AdW der DDR, 
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die in die Hoheit der Sitzländer übergin­
gen und bis zum 31.12.1991 fortbestan­
den, wurde auf der Grundlage von Teil­
elementen der bisherigen Zentralen Lei­
tungsorgane der AdW eine Koordinie­
rungs-und Abwicklungsstelle (KAI-AdW) 
gebildet. KAI-AdW war von den neuen 
Ländern und Berlin für diesen Zeitraum 
gemäß Artikel 38 des Einigungsvertrags 
zur übergangsweisen Aufrechterhaltung 
der bisher zentral wahrgenommenen 
Verwaltungsfunktionen sowie zur Koor­
dinierung und Organisation der Abwick­
lungsaufgaben, insbesondere auf den 
Gebieten Personal, Finanzen, Recht und 
Vermögen, gebildet worden. 

Das im Einigungsvertrag vorgesehene 
Moratorium gab auch dem Akademiear­
chiv die Möglichkeit, konzeptionelle Vor­
stellungen über seine zukünftige Arbeit 
ohne Hast und Hektik zu entwickeln. 
Das Akademiearchiv hatte bis zur Her­
stellung der Einheit Deutschlands die 
Funktion eines Endarchivs für den Ge­
samtbereich der ehemaligen AdW der 
DDR ausgeübt und war am 3. Oktober 
1990 mit seinen Archivbeständen in die 
Zuständigkeit des Landes Berlin über­
gegangen. Wie alle anderen Institute 
und Einrichtungen der ehemaligen AdW 
der DDR unterstand es verwaltungsmä­
ßig KAI-AdW. Hinsichtlich der Herkunft, 
des Inhalts und der Nutzung seiner Ar­
chivbestände verstand es sich jedoch 
gleichzeitig - wie auch die Akademie­
bibliothek - als lnfrastruktureinrichtung 
der Gelehrtensozietät. 

In Vorbereitung auf die zu erwartende 
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Evaluierung durch den Wissenschafts­
rat wurde vom Archiv im Oktober 1990 
ein Konzept der weiteren Entwicklung 
des Archivs der Akademie der Wissen­
schaften entworfen. Ausgehend von der 
Bedeutung des Akademiearchivs mit 
seiner einzigartigen archivalischen Quel­
lenüberlieferung für die Wissenschafts­
und Akademiegeschichte wurde im Kon­
zept hervorgehoben, daß die Archivbe­
stände für die wissenschaftliche Tätig­
keit einer Reihe von Arbeitsstellen deut­
scher und ausländischer Akademien, 
Universitäten sowie anderer Wissen­
schaftseinrichtungen unentbehrliche hi­
storische Quellen darstellen, wie z.B. für 
die Schleiermacher-Gesamtausgabe, 
die Schelling-Gesamtausgabe, die Kant­
Ausgabe, die Dilthey-Gesamtausgabe, 
die Einstein-Ausgabe, die Virchow-Ge­
samtausgabe und die Bernoulli-Edition. 

Das Konzept machte deutlich, daß eine 
bestimmte Anzahl archivarischer Fach­
kräfte mit entsprechenden Bestands­
kenntnissen erforderlich ist, um die im 
Archiv überlieferten Bestände auch künf­
tig sichern, erschließen, auswerten und 
mit den durch die Auflösung der Zentra­
len Leitungsorgane der AdW in das 
Archiv strömenden Aktenneuzugängen 
ergänzen zu können. Bei der Festlegung 
des als notwendig erachteten Personal­
bedarfs wurde davon ausgegangen, daß 
durch den Wegfall der Anleitungsfunk­
tion des Akademiearchivs gegenüber 
den Institutsarchiven der ehemaligen 
AdW und durch personelle Einsparun­
gen in allen anderen Archivabteilungen 
eine Reduzierung des Mitarbeiterbestan-
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des von neunzehn auf insgesamt zwölf 
Mitarbeiter im Verlaufe des Jahres 1991 
gerade noch zu vertreten sei. 

Für den Fortbestand des Akademiear­
chivs war von entscheidender Bedeu­
tung, daß etwa zeitgleich mit der Ausar­
beitung des Konzepts über die weitere 
Entwicklung des Archivs vom Berliner 
Senat eine Planungsgruppe von Wis­
senschaftlern aus Ost und West berufen 
wurde, die Vorstellungen über eine künf­
tige Akademie der Wissenschaften in 
Berlin entwickeln sollte. Für das Akade­
miearchiv stellte eine Anbindung an die 
künftige Akademie der Wissenschaften 
in Berlin die günstigste und sachlich 
zweckmäßigste Variante seines Fortbe­
stehens dar. 

Um so schockierender war daher für die 
Archivmitarbeiter der Inhalt eines Schrei­
bens der Senatorin für Wissenschaft 
und Forschung des Landes Berlin, Prof. 
Dr. B. Riedmüller, vom 19. Dezember 
1990 an die Stiftung Preußischer Kultur­
besitz, in dem dieser angeboten wurde, 
die Akademiebibliothek an die Staatsbi­
bliothek und das Akademiearchiv an das 
Geheime Staatsarchiv der Stiftung Preu­
ßischer Kulturbesitz abzutreten. Als Be­
gründung für diesen Schritt wurde ange­
führt, daß es sich bei den Beständen 
beider Einrichtungen um preußisches 
Kulturgut handle und das Land Berlin 
nicht in der Lage sei, an der neu zu 
konstituierenden Akademie der Wissen­
schaften eine Bibliothek und ein Archiv 
zu unterhalten. Für das Akademiearchiv 
hätte eine Realisierung dieses Planes 
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bedeutet, daß seine organisch gewach­
senen Bestände auf das Gehe/me 
Staatsarchiv In Berlin-Dahlem und auf 
das Bundesarchiv, Abteilungen Potsdam 
aufgeteilt worden wären mit all den nach­
teiligen Konsequenzen, die eine solche 
Bestandszersplitterung für eine effekti­
ve Auswertung des Archivgutes nach 
sich gezogen hätte. Hinzu kam, daß im 
Falle einer Abtretung des Akademiear­
chivs an eine Übernahme der Archivmit­
arbeiter mit ihren umfassenden Be­
standskenntnissen offensichtlich nicht 
gedacht war. 

In einer Stellungnahme des Archivs an 
KAI-AdW und die Gelehrtensozietät zur 
beabsichtigten Abtretung des Akade­
miearchivs an die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz wurde darauf verwiesen, 
daß die künftige Akademie der Wissen­
schaften in Berlin auf den reichhaltigen 
archivalischen Quellenfundus des Ar­
chivs nicht verzichten kann, stellt dieser 
doch das "papierne Gedächtnis" der äl­
testen Wissenschaftsakademie in 
Deutschland sowie die Arbeits-und Quel­
lengrundlage für eine Reihe von Lang­
zeitvorhaben der neuen Akademie dar. 
Unter Hinweis auf die Bestände der 
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (1911-
194 7) und der ehemaligen preußischen 
Universitäten, die imArchlvzurGeschich­
te der Max-Planck-Gesellschaft in Ber­
lin-Dahlem bzw. in den entsprechenden 
Universitätsarchivenaufbewahrtwerden, 
wurde das Argument widerlegt, daß die 
Bestände des Akademiearchivs bis 1945 
schon deshalb in die Obhut der Stiftung 
gegeben werden müßten, weil es sich 
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hierbei urn preußisches Kulturgut hand­
le. Erinnert wurde an die damals vom 
heutigen Regierenden Bürgermeister 
von Berlin, Eberhard Diepgen, ausge­
sprochene Mahnung, Entscheidungen 
über die Abwicklung von kulturellen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen in Ber­
lin nicht allein von den Zufälligkeiten ei­
ner gegenwärtigen Finanzierbarkeit ab­
hängig zu machen. Die Stellungnahme 
machte deutlich, daß das Akademiear­
chiv als unverzichtbarer Bestandteil der 
zukünftigen Akademie der Wissenschaf­
ten erhalten werden muß. 

In einem Schreiben vom 9. Januar 1991 
an die Senatorin für Wissenschaft und 
Forschung erhob der Präsident der Ge­
lehrtensozietät, Prof. Dr. H. Klinkmann, 
entschieden Einspruch gegen die beab­
sichtigte Abtretung der Akademiebiblio­
thek und des Akademiearchivs an die 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz und 
bat darum, Entscheidungen über die 
Trägerschaft der beiden Einrichtungen 
bis zur Ausarbeitung eines Konzepts für 
die neu zu konstituierende Akademie 
der Wissenschaften zurückzustellen. 

Entscheidend für die Aufgabe des Pla­
nes, Archiv, Bibliothek und Kustodie der 
ehemaligen AdW der DDR an die Stif­
tung Preußischer Kulturbesitz zu über­
geben, war letztlich die Auffassung des 
Wissenschaftsrates, dessen geisteswis­
senschaftliche Arbeitsgruppe unter Lei­
tung von Prof. Dr. J. Kocka im März 
1991 die drei genannten Einrichtungen 
besichtigte und evaluierte. In seiner 
Empfehlung vertrat der Wissenschafts-
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rat den Standpunkt, daß die Bestände 
dieser dre.i Einrichtungen eine gewach­
sene Einheit bilden, die es zu bewahren 
gelte und die vor Zugriffen von außen 
geschützt werden müsse. Über die künf­
tige organisatorische Einbettung von 
Archiv, Bibliothek und Kustodie sollte 
erst dann entschieden werden, wenn 
ein Strukturkonzept für die neu zu grün­
dende Berliner Akademie der Wissen­
schaften vorliegt. Bis dahin sollten keine 
Beschlüsse zur Überführung der drei 
Einrichtungen in eine neue Trägerschaft 

gefaßt werden. 

Die Empfehlung des Wissenschaftsra­
tes stellte die Weichen für das Archiv, 
die Bibliothek und die Kustodie in Rich­
tung einer Angliederung an die neu zu 
konstituierende Akademie der Wissen­
schaften in Berlin. Im September 1991 
teilte das Archiv der Senatsverwaltung 
für Wissenschaft und Forschung auf 
Anforderung die notwendigen Angaben 
über Bestandsumfang, Erschließungs­
grad und jährliche Aktenzugangsquote 
für die Feststellung des erforderlichen 
Personalbedarfs im Rahmen der neu zu 
konstituierenden Akademie mit. Nach 
den Haushaltsberatungen über die neue 
Akademie im Senat und Abgeordneten­
haus wurden dem Archiv Anfang No­
vember 1991 Anzahl und Wertigkeit der 
für das Akademiearchiv bewilligten Stel­

len mitgeteilt. 

Während man mit der Stellenanzahl 
zufrieden sein konnte, mußte gegen die 
vorgegebene Bewertung dieser Stellen 
Widerspruch eingelegt werden. Von den 
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zwölf Stellen entfielen allein fünf Stellen 
auf die Vergütungsgruppen BATVIII und 
IX b. Durch Nachverhandlung mit der 
Senatsverwaltung für Wissenschaft und 
Forschung konnte die Wertigkeit der 
Stellen durch Verzicht auf eine Stelle 
entscheidend verbessert werden. Die 
verbliebenen elf Stellen für das Archiv 
der neu zu konstituierenden Akademie 
der Wissenschaften wurden von der Se­
natsverwaltung noch im Dezember 1991 
öffentlich ausgeschrieben, da die Institu­
te und Einrichtungen der ehemaligen 
AdWderDDRnichtüberden 31.12.1991 
hinaus fortgeführt wurden. 

Nach erfolgter Bewerbung und Bestäti­
gung der Mitarbeiter des Archivs durch 
eine Auswahl- und Integritätskommissi­
on der Senatsverwaltung für Wissen­
schaft und Forschung unterstand das 
Akademiearchiv ab 1. Januar 1992 bis 
zur Übernahme durch die Berlin-Bran­
denburgische Akademie der Wissen­
schaften der Koordinierungs- und Auf­
bau-Initiative für die Forschung in den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Mecklen­
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen­
Anhalt und Thüringen e.V. (KAI e.V.), 
die aus KAI-AdW hervorgegangen war. 

Im Zusammenhang mit der Nichtweiter­
führung der Institute und Einrichtungen 
der ehemaligen AdW der DDR über den 
31.12.1991 hinaus stand vor dem Aka­
demiearchiv die Frage der archivlschen 
Sicherung und Übernahme der akten­
mäßigen Hinterlassenschaft aus diesen 
zum Jahresende 1991 aufgelösten Insti­
tuten und Einrichtungen. Bereits im Ver-
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laufe des Jahres 1991 ·sah sich·dasAr­
chiv mit einem massenhaften Zustrom 
von dienstlichem Schriftgut aus den auf­
gelösten Zentralen Leitungsorganen der 
ehemaligen AdW konfrontiert. In Ab­
sprache mit KAI-AdW, dem Berliner 
Landesarchiv und der Senatsverwaltung 
für Wissenschaft und Forschung war 
das Akademiearchiv für das dienstliche 
Schriftgut - einschließlich Personalak­
ten - der in Berlin gelegenen Institute 
und Einrichtungen archivisch zuständig. 

Auf Grund des starken inhaltlichen Zu­
sammenhangs zwischen der zentralen 
Aktenüberlieferung im Akademiearchiv 
und den Institutsüberlieferungen sowie 
im Interesse einer rationellen Sicherung, 
Bewertung und Auswertung des Akten­
schriftgutes der ehemaligen AdW war 
das Akademiearchiv im Herbst 1991 
bemüht, seine archivische Zuständigkeit 
zu erweitern und über KAI-AdW eine 
zentrale Zusammenführung des Archiv­
gutes in Berlin aus allen Instituten und 
Einrichtungen der ehemaligen AdW der 
DDR zu erreichen. Entsprechende Son­
dierungsverhandlungen von KAI-AdW 
ergaben jedoch, daß nur das Bundesar­
chiv, Abteilungen Potsdam, Mecklen­
burg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
gewillt waren, einer zentralen länder­
übergreifenden Lösung zuzustimmen. 
Die anderen neuen Bundesländer und 
Berlin lehnten unter Hinweis auf die im 
Einigungsvertrag geregelte Zuständig­
keit der Länder für die auf ihrem Territo­
rium gelegenen Institute eine zentrale 
Zusammenführung des Archivgutes der 
ehemaligen AdW In Berlin ab. 
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Das Akademiearchiv konzentrierte sich 
daher im Jahre 1992 auf die Übernahme 
und archivische Sicherung des Akten­
schriftgutes aus den über vierzig Berli­
ner Akademieinstituten und -einrichtun­
gen, das von den Abwicklungsteams der 
inzwischen aufgelösten Institute und Ein­
richtungen dem Akademiearchiv über­
geben wurde. 

Um die beträchtlichen Aktenschriftgut­
mengen archivisch sichern zu können, 
wurde 1992 mit großzügiger Unterstüt­
zung seitens KAI e.V. und der Senats­
verwaltung für Wissenschaft und For­
schung eine Außenstelle für das Akade­
miearchiv mit einer Lagerungskapazität 
von 3 km Akten eingerichtet. Die mit 
modernen Regalanlagen ausgestattete 
Archivaußenstelle ermöglichte auch die 
Auflösung der bisherigen vier Außen­
stellen des Archivs, die mit einer Aus­
nahme in keiner Weise archivischen 
Lagerungserfordernissen entsprachen. 
Insgesamt übernahmen die Archivmit­
arbeiter im Zeitraum 1990-1993 2500 
lfm Akten, darunter 15000 Personalak­
ten. Damit wurde das Akademiearchiv 
seiner ihm übertragenen Aufgabenstel­
lung gerecht, das Aktenschriftgut der 
Zentralen Leitungsorgane und der Berli­
ner Institute und Einrichtungen der ehe­
maligen AdW der DDR zu archivieren 
und für die Bearbeitung wissenschafts­
politischer und -geschichtlicher Frage­
stellungen bereitzustellen. 

Einen entscheidenden Schritt hinsicht­
lich der Anbindung des Archivs an die 
neu zu errichtende Akademie der Wis-
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senschaften stellte der von den Ländern 
Berlin und Brandenburg ausgearbeitete 
Staatsvertrag über die Berlin-Branden­
burgische Akademie der Wissenschaf­
ten dar, der am 1. August 1992 in Kraft 
trat. 

Artikel 12 des Staatsvertrages legte fest, 
daß die neu konstituierte Berlin-Branden­
burgische Akademie der Wissenschaf­
ten die lnfrastruktureinrichtungen (Biblio­
thek, Archiv, Kustodie) der Gelehrtenso­
zietät der ehemaligen AdW der DDR 
übernimmt. Nachdem die neue Akade­
mie ihre Tätigkeit am 27. März 1993 auf­
genommen hatte, fand am Tag darauf 
der Festakt zur Neukonstituierung der 
Berlin-Brandenburgischen Akademie der 
Wissenschaften (im folgenden BBAW) 
statt. 

Eine vom Plenum der Akademie ge­
wählte Kommission für Bibliotheks-, Ar­
chiv- und Publikationsangelegenheiten 
beriet in der Folgezeit die Übernahme 
des Archivs und seiner Bestände durch 
die Akademie, seine Aufgabenstellung 
und Struktur. Durch die Kommission 
wurde entschieden, daß der 1983 aus 
dem Akademiearchiv herausgelöste und 
in einer Kustodie zusammengefaßte 
Kunstbesitz der ehemaligen AdW wie­
der in die Abt. Sammlungen des Akade­
miearchivs zurückzuführen ist. Die Kom­
mission arbeitete eine Archivordnung und 
eine Benutzungsordnung für das Archiv 
der BBAW aus, die am 17. Dezember 
1993 vom Plenum der BBAW beschlos­
sen wurden und am 1. Januar 1994 in 
Kraft traten. Seit dem 1. Januar 1994 ist 
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das Akademiearchiv nunmehr eine wis­
senschaftliche Einrichtung der BBAW. 

So wie die BBAW sich ihrer Leibniz­
sehen Tradition verpflichtet fühlt, so sieht 
das Archiv dieser jüngsten und zugleich 
ältesten Wissenschaftsakademie in 
Deutschland seine Aufgabe und Verant­
wortung darin, alle seit der Gründung 
der Kurfürstlich-Brandenburgischen So­
zietät der Wissenschaften übernomme­
nen Materialien und Akten zur Geschich­
te der Akademie in ihren verschiedenen 
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Phasen (einschließlich des Kunstbesit­
zes und besonderer Sammlungen zur 
Akademiegeschichte), Nachlässe von 
Gelehrten und Autographensammlun­
gen zu sichern, zu ergänzen, zu er­
schließen und für eine umfassende Aus­
wertung bereitzustellen. 

Wolfgang Knobloch, Dr. phil., ist 
kommissarischer Leiter des Archivs 

der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften 
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Jochen Golz (Weimar): 

Das Goethe- und Schiller-Archiv in Weimar -
Geschichte und Gegenwart 

Das Goethe- und Schiller-Archiv in Wei­
mar, 1885 gegründet und seit 1896 in 
einem repräsentativen Archivgebäude 
hoch über der Ilm beheimatet, ist das 
älteste und traditionsreichste deutsche 
Literaturarchiv. Gegenwärtig besitzt es 
über 111 Nachlässe von Schriftstellern, 
Wissenschaftlern, Komponisten und bil­
denden Künstlern vorwiegend aus der 
Zeit von der Mitte des 18. bis zum Aus­
gang des 19. Jahrhunderts sowie acht 
Bestände institutioneller Herkunft, die 
teilweise bis in die Mitte des 20. Jahrhun­
derts hineinreichen, ferner eine Autogra­
phensammlung, in der ca. 3000 Persön­
lichkeiten vertreten sind. 

Die wechselvolle Geschichte des Goe­
the- und Schiller-Archivs im einzelnen 
nachzuzeichnen ist hier nicht der Ort.111 
Einer ersten Phase des Aufbaus und der 
Bestandserweiterung weit über den klas­
sischen Nucleus mit Goethe und Schiller 
hinaus, in der sich vornehmlich die Groß­
herzogin Sophie von Sachsen-Weimar, 
die Initiatorin der von 1887 bis 1919 in 
143 Bänden erschienenen Weimarer 
Goethe-Ausgabe, große und bleibende 
Verdienste erwarb, folgten Jahrzehnte, 
in denen allzu karge Mittel der öffentli-
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chen Hand wissenschaftliche Stagnati­
on zur Folge hatten; und wenn nicht die 
Goethe-Gesellschaft mit bedeutenden 
Zuwendungen das Archiv unterstützt 
hätte, wäre auch - damals und später -
mancher Ankauf nicht zustande gekom­
men. Erst im Jahre 1946 verzichtete die 
großherzogliche Familie auf ihr Eigen­
tumsrecht am Archiv zugunsten einer 
„Stiftung des deutschen Volkes". Als 
dann im Jahre 1953 die Nationalen For­
schungs- und Gedenkstätten der klassi­
schen deutschen Literatur in Weimar 
(NFG) gegründet wurden, fand das Goe­
the- und Schiller-Archiv, wie die anderen 
Weimarer Goethe-Institutionen auch, 
Aufnahme unter diesem organisatori­
schen Dach. Die NFG unterstanden zu­
nächst der Deutschen Akademie der 
Künste in Berlin, später dann der Haupt­
verwaltung Verlage und Buchhandel im 
Kulturministerium der DDR (lange Jahre 
also dem „Buchminister" Höpcke). 

Durch diese organisatorische Einbindung 
war das Goethe- und Schiller-Archiv den 
seit den 60er Jahren zusehends rigider 
werdenden Herrschafts- und Verwal­
tungspraktiken der Staatlichen Archiv­
verwaltung der DDR in wesentlichen 
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Punkten entzogen.r21 In ihrer Gründungs­
phase profitierten die Weimarer For­
schungsstätten zudem von einer Politik 
der deutschen Einheit, in deren Kontext 
auch die klassische deutsche Kultur un­
ter dem Aspekt nationaler Repräsen­
tanz Förderung erfuhr - ein Aspekt im 
übrigen, der auch nach 1961, wenn­
gleich unter anderen, nunmehr .interna­
tionalen" politischen Prämissen, von Be­
lang blieb. 

Aufs Ganze gesehen und sehr pauschal 
formuliert, hatten die NFG zwei Aufga­
ben zu erfüllen: zum einen die klassi­
schen Kulturschätze Weimars gut zu 
verwahren - wissenschaftliche Betreu­
ung und Erschließung einbegriffen - und 
den Ort ihrer Aufbewahrung Gästen aus 
aller Welt als .gute Stube" der DDR zu 
präsentieren, zum anderen diese Schät­
ze für eine .sozialistische" Gegenwart 
produktiv zu machen. Wägt man beides 
gegeneinander ab, so erwies sich die 
erste Aufgabe als die prägende und am 
Ende auch historisch tragfähigere. Im 
Archiv hat sie aufgrund der Spezifik sei­
ner Aufgaben ohnehin im Mittelpunkt 
gestanden. 

In Weimar eröffneten sich so gewisse 
Spielräume, die insbesondere auch von 
Karl Heinz Hahn, dem langjährigen Di­
rektor des Goethe- und Schiller-Archivs, 
mit versatiler Diplomatie, mit Energie 
und Weitblick genutzt werden konnten. 
Die Erschließung der Bestände, jahr­
zehntelang mangels wissenschaftlichem 
Personal aufgeschoben, konnte nun­
mehr endlich begonnen werden. 1961 

hochschule osl jan./febr. 1995 

legte das Archiv ein erstes Bestandsver­
zeichnis im Druck vor. Zeitgleich erfolgte 
die Sicherungsverfilmung der bedeu­
tendsten Bestände. Weitgespannte edi­
torische Projekte wurden in Angriff ge­
nommen: die Erneuerung der Weimarer 
Goethe-Ausgabe in ihren Abteilungen 111 
(Tagebücher) und IV (Briefe} - beides in 
den 70er Jahren abgebrochen -, die 
Ausgabe der an Goethe gerichteten Brie­
fe in Regestform, die Heine-Säkular­
ausgabe, eine Ausgabe sämtlicher Brie­
fe Herders. Erhalten blieb dem Archiv 
die institutionelle Verantwortung für die 
Fortführung der 1940 begonnenen Schil­
ler-Nationalausgabe. 

Mit der letzten Bemerkung tritt der Aspekt 
der Kooperationsbeziehungen in den 
Blick. Allen politischen Widrigkeiten zum 
Trotz war es gelungen, die Schiller-Na­
tionalausgabe als deutsch-deutsches 
Editionsunternehmen weiterzuführen. 
Herausgeber und Mitarbeiter aus der 
Bundesrepublik arbeiteten regelmäßig 
im Goethe- und Schiller-Archiv und wur­
den ebenso freundlich und fachkundig 
betreut wie andere Benutzer, die sich 
aus allen Weltgegenden einfanden. Für 
die Mitarbeiter des Archivs eröffnete sich 
die kleine Chance, das reale Eingesperrt­
sein durch fachlich-freundschaftliche 
Kommunikation (mündlich und brieflich) 
mit Archivbesuchern aus der anderen 
Hemisphäre wenigstens im Geiste zu 
kompensieren. Auf welche Weise frei­
lich solche Kontakte, wie begründet zu 
vermuten steht, überwacht wurden, bleibt 
ein noch unaufgehelltes Kapitel. 

Denn bei alledem soll auch nicht der 
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Eindruck allgefälliger Harmonie und 
schrankenloser Weltoffenheit erweckt 
werden. Entscheidungen über Archiv­
benutzung wurden auch nach Maßga­
ben politischer Opportunität getroffen. 
Und daß sich Widersprüche auftaten 
zwischen der internen Nutzung von Ar­
chivalien und daraus erwachsenden Pu­
blikationsvorhaben, gehört ebenfalls zu 
den Rahmenbedingungen archivarischer 
Arbeit in der DDR. Wohl war der Nach­
laß Nietzsches - um ein markantes 
Beispiel zu geben - allen Wissenschaft­
lern uneingeschränkt zugänglich, doch 
hatten die wenigen Benutzer aus der 
DDR, sofern sie ihren Gegenstand histo­
risch angemessen behandeln wollten, 
kaum eine Chance, Resultate ihrer Ar­
beit über den mit dem Bannfluch beleg­
ten Philosophen zu veröffentlichen. 

Wenngleich das klassische Weimar in 
der DDR nicht zuletzt als Vorzeigeob­
jekt fungierte, so ließ die chronische 
Finanzschwäche des Staates - resultie­
rend aus einer rasant schrumpfenden 
Wirtschaftskraft - längst nicht alle not­
wendigen Verschönerungen der „guten 
Stube" zu. Und zu den Preziosen, die 
dem Staatsgast zuallererst in die Augen 
fallen sollten, zählten die Archivalien des 
Goethe- und Schiller-Archivs eben nicht. 
Trotz aller Bemühungen der Archivare 
um gute konservatorische Bedingungen 
entstanden hier erhebliche Defizite. Und 
was die Ergänzung der Bestände be­
trifft, so war dem Archiv der westliche 
Autographenmarkt, von gelegentlichen 
Prestigekäufen abgesehen, verschlos­
sen. Für das langfristige Programm der 
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Erschließung der Bestände wirkte sich 
überdies hemmend aus, daß die perso­
nelle Kapazität des Hauses weitgehend 
von den Editionsvorhaben beansprucht 
wurde. Hinzu kam, daß mit der intensi­
veren Reflexion anstehender Sachfra­
gen und daraus erwachsender Metho­
dendiskussionen die Erschließungsarbei­
ten sich im Detail komplizierter und da­
mit auch langwieriger gestalteten. 

Der Zusammenbruch der DDR und die 
im Jahre 1990 sich anschließende poli­
tische Umbruchphase vor der Vereini­
gung setzte auch an den NFG einen 
Prozeß der Selbstfindung und Selbstbe­
stimmung in Gang, in dessen Verlauf 
insbesondere die Besinnung auf die kul­
turelle Identität dieser Institution sich als 
stabilisierendes Moment erwies. Vor al­
lem der damit verbundene Aspekt natio­
naler Repräsentanz der klassischen deut­
schen Kultur veranlaßte die Kulturabtei­
lung des Bundesministeriums des In­
nern, politische Verantwortung für die 
Weimarer Institutionen zu übernehmen, 
ihren personellen Bestand im wissen­
schaftlichen Bereich und eine ausrei­
chende Gesamtfinanzierung zu garan­
tieren. l m Herbst 1991 wurden die NFG 
unter dem neuen Namen Stiftung Wei­
marer Klassik in eine unselbständige 
Stiftung umgewandelt, die im Juli 1994 
kraft Gesetz des Freistaates Thüringen 
die Selbständigkeit erlangte. Das Stif­
tungsgesetz legt auch die anteilige Fi­
nanzierung der Stiftung durch die drei 
Zuwendungsgeber Bund, Freistaat Thü­
ringen und Stadt Weimar fest. Überdies 
hat der Bund die mittelfristige Finanzie-
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rung der Stiftung Weimarer Klassik zu­
gesagt. 

Für die Tätigkeit des Goethe- und Schn­
ler-Archivs, das weiterhin eine eigene 
Fachdirektion jetzt innerhalb der Stif­
tung bildet, brachten all diese Verände­
rungen merkliche Verbesserungen mit 
sich. Nunmehr endlich konnten unter der 
Leitung von Gerhard Schmid wirksame 
Maßnahmen zur Sicherung und Erhal­
tung der Bestände ergriffen werden. Von 
1990 an erhielt das Archivgebäude mo­
derne Alarm- und Brandschutzanlagen, 
konnte moderne Klimatechnik installiert 
werden, wurde ein langfristiges Pro­
gramm der Neuverpackung der Archi­
valien in säurefreie Kartons in Angriff 
genommen. Es konnte ein zweiter Be­
nutzerraum eingerichtet werden, der 
dank seiner modernen technischen Aus­
stattung hervorragende Arbeitsmöglich­
keiten bietet. Ein Großteil der Benutzun­
gen kann nun an Filmlesegeräten erfol­
gen, während die Vorlage der Originale 
gezielten Fragestellungen vorbehalten 
bleibt. Durch die großzügige Unterstüt­
zung eines amerikanischen Sponsors 
wurden die für Restaurierungsarbeiten 
zur Verfügung stehenden Mittel spürbar 
erhöht, wenngleich hier - eine allgemei­
ne Erfahrung - der Umfang der zu be­
wältigenden Aufgaben enorm hoch, der 
Aufwand entsprechend kostenintensiv 
und zeitraubend sein wird. Erheblich 
mehr Mittel als vordem erhält das Archiv 
heute für Ankäufe, wobei es in jüngerer 
Zelt bei der Erwerbung bedeutsamer 
Archivalien auch mehrfach die Unter­
stützung des Freistaates Thüringen, der 
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Kulturstiftung der Länder und privater 
Sponsoren in Anspruch nehmen konnte. 

Läßt sich für die materiell-technischen 
Voraussetzungen der Archivtätigkeit 
nach Quantität und Qualität ein deutli­
cher Zuwachs ausmachen, so gilt dies in 
ähnlicher Weise für die Arbeitsinhalte. 
Die Zahl der wissenschaftlichen Mitar­
beiter im Archiv konnte annähernd kon­
stant gehalten werden - Evaluationen 
fanden nicht statt -, und für einige Pro­
jekte hat, wie im einzelnen zu beschrei­
ben sein wird, die Deutsche Forschungs­
gemeinschaft seither Mittel bereitgestellt. 
In den meisten Fällen handelt es sich 
dabei um Arbeitsvorhaben, die seit län­
gerem im Archiv in Vorbereitung waren, 
nunmehr aber erst durch Drittmittelför­
derung rascher vorangebracht werden 
können. Es liegt im Wesen archivari­
scher Tätigkeit, die sich auf längere Zeit­
räume einrichten muß, daß in der Rela­
tion von Kontinuität und Innovation der 
Kontinuität Priorität zukommt. Förderung 
durch Drittmittel erweist sich auch des­
halb als notwendig, weil mit dem Weg­
fall der Reisebeschränkungen die An­
forderungen an die Auskunftstätigkeit 
sowie an Beratung und Betreuung der 
Archivbenutzer enorm gewachsen sind 
und die Facharchivare durch solche lau­
fenden Aufgaben Immer stärker in An­
spruch genommen werden. 

Die Ordnung und Erschließung der Be­
stände, mündend in die Erarbeitung end­
gültiger Findbücher und Inventare sowie 
die Ergänzung des bestandsübergrei­
fenden Briefregisters, gehört zu den stän­
digen Aufgaben des Archivars, und für 
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eine Reihe von Beständen des Hauses 
konnten endgültige Findbücher bereits 
erarbeitet werden. Der umfassendste 
und bedeutendste Bestand des Hauses 
aber, der in 480 Archivkästen lagernde 
Nachlaß Goethes, konnte bislang nicht 
so intensiv erschlossen werden, wie es 
seinerforschungsgeschichtlichen Rele­
vanz entspricht. Mit der Einrichtung ei­
ner eigenen Abteilung Inventare und ei­
ner Förderung durch die DFG sind nun­
mehr bessere Voraussetzungen für eine 
zügigere Bearbeitung des Goethe-Be­
standes geschaffen worden. Nach dem 
methodischen Beispiel des 1989 publi­
zierten Schiller-Inventars soll ein voraus­
sichtlich siebenbändiges, nach literari­
schen Gattungen gegliedertes Goethe­
! nventar in Buchform vorgelegt werden. 

Nicht nur mit Blick auf das Goethejahr 
1999, in dem Weimar zugleich Kultur­
stadt Europas sein wird, kommt diesem 
Vorhaben erhebliche Bedeutung zu. Es 
bildet die unerläßliche Voraussetzung 
für eine neue historisch-kritische Ausga­
be von Goethes Gesamtwerk, wie sie 
seit längerem als dringende Aufgabe vor 
der germanistischen Editionsphilologie 
steht. Von den teils fehlgeschlagenen, 
teils erfolgreichen Bemühungen des Ar­
chivs auf diesem Felde war bereits die 
Rede. Das Jahr 1990 gab auch den 
Goethe-Editionsplänen eine neue wis­
senschaftspolitische Dimension. In Ab­
stimmung mit außeruniversitären For­
schungseinrichtungen übernahmen die 
N FG die Aufgabe, Goethes Tagebücher 
nach den in Weimar nahezu vollständig 
vorhandenen Handschriften historisch-
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kritisch herauszugeben. Seit Beginn die­
ses Jahres sind die Editionen, die an der 
Stiftung zwischenzeitlich einen selbstän­
digen Bereich bildeten, strukturell als 
eigene Abteilung wieder dem Archiv zu­
geordnet. Die auf 20 Bände berechnete 
Ausgabe von Goethes Tagebüchern 
wird 1996 zu erscheinen beginnen. Für 
die Erneuerung der Briefabteilung der 
Weimarer Ausgabe, ebenfalls ein älte­
res Weimarer Projekt, erweist sich die 
inventarisierende Erfassung sämtlicher 
überlieferter Goflthe-Briefe in Gestalt 
eines computergestützten Repertoriums 
als notwendig, wie es von Paul Raabe 
als Projekt der Krupp-Stiftung in Wol­
fenbüttel begründet und aufgebaut wor­
den ist. Im Goethe- und Schiller-Archiv 
wird das Projekt abgeschlossen und in 
Prolegomena zu einer neuen Goethe­
Briefedition überführt werden. 

Mit der strukturellen Zuordnung der Edi­
tionen zum Goethe- und Schiller-Archiv 
sind dessen genuine wissenschaftliche 
Aufgaben - intensive Erschließung der 
Bestände und öffentliche Präsentation 
von Forschungen am Material in Gestalt 
von Inventaren, Repertorien und Editio­
nen - wieder unter einem Dach verei­
nigt. Neben die Ausgabe von Goethes 
Tagebüchern tritt als neues umfangrei­
ches Editionsprojekt eine historisch-kri­
tische Edition der Werke, Schriften und 
Briefwechsel Ludwig Achim von Arnims, 
für die auch auf den Archivbestand Achim 
und Bettina von Arnim zurückgegriffen 
werden kann. Ältere Editionsvorhaben 
wie die Schiller-Nationalausgabe, die 
Heine-Säkularausgabe und die Ausga-
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be von Herders Briefen sind in den näch­
sten Jahren zum Abschluß zu bringen. 

Für all die beschriebenen Arbeitsvorha­
ben kann inzwischen auch die EDV in 
Anspruch genommen werden. Das gilt 
für die Editionsprojekte, die teilweise 
schon auf der Basis spezieller Program­
me für wissenschaftliche Textverarbei­
tung wie z.B. TUSTEP entstehen, und 
trifft auch für die Erschließungsvorha­
ben zu, wobei hier gegenwärtig noch 
Verfahren der Entwicklung und Erpro­
bung im Einsatz sind. Die notwendige 
EDV-Grundausstattung ist vorhanden, 
deren weiterer Ausbau ein dringendes 
Erfordernis. Besondere Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhang dem 
Aufbau einer zunächst archivinternen 
Datenbank mit biographischen Informa­
tionen zu Personen der Goethezeit zu, 
die in Kooperation zwischen der Univer­
sität Saarbrücken und dem Goethe- und 
Schiller-Archiv in den nächsten zwei Jah­
ren mit □FG-Förderung als Modell ent­
wickelt wird. In diese Datenbankwerden 
nicht nur gedruckte Briefregister und 
hausinterne Arbeitsmittel wie Briefkar­
teien Eingang finden, sondern ebenso 
auch bereits vorhandene Bestandsver­
zeichnisse, die auf diese Weise einem 
rascheren Zugriff verfügbar gemacht 
werden sollen. Ob diese Datenbank spä­
ter auch auswärtigen Benutzern zugäng­
lich gemacht werden kann, bleibt der 
weiteren technischen Entwicklung an­
heimgestellt. 

Mit alledem verband sich für das Goe­
the- und Schiller-Archiv auch die Be-
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stlmmung seiner Position in der Land­
schaft der Literaturarchive. Daß diese 
nicht umstürzend neu ausfallen mußte, 
ist historisch unschwer zu erklären. Die 
langfristigen wissenschaftlichen Projek­
te des Archivs konnten fortgeführt und 
durch neue Vorhaben ergänzt werden, 
und die vor Jahrzehnten getroffene Ent­
scheidung, die Erwerbungsstrategie des 
Archivs prinzipiell auf die Ergänzung und 
Anreicherung der bis in die Mitte des 20. 
Jahrhunderts reichenden Bestände ein­
zugrenzen, bedurfte keiner Revision. Die 
Lösung vielfältiger archivischer Aufga­
ben machte auch in DDR-Zeiten zahlrei­
che praktische Kooperationsbeziehun­
gen auf deutsch-deutscher oder interna­
tionaler Ebene notwendig. Je nach Ihrer 
kultur- oder gar außenpolitischen Rele­
vanz funktionierten sie auf der Ebene 
der Leitungshierarchie mehr oder weni­
ger reibungslos, wobei die jeweils herr­
schende politische Gesamtkonstellation 
eine nicht unerhebliche Rolle spielte. Daß 
es beispielsweise gelang, die Schiller­
Nationalausgabe durch alle politischen 
Fährnisse zu steuern, muß heute fast als 
ein Wunder, jedenfalls als Ergebnis wis­
senschaftlichen Verantwortungsbewußt­
seins wie politischer Kompromißbereit­
schaft angesehen werden - im einzel­
nen wäre hier sehr vieles differenzierend 
anzumerken, und eines Tages sollte die 
Geschichte der Schiller-Nationalausga­
be wirklich geschrieben werden. Daß es 
gelang, für die Heine-Säkularausgabe 
das Centre National de la Recherche 
Scientifique in Paris als Mitherausgeber 
zu gewinnen, war nicht nur für die prak­
tische Editionsarbeit von erheblichem 
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Wert - problemlose Nutzung der Pari­
ser Heine-Handschriften und Finanzie­
rung solcher Archivreisen -, sondern 
auch ein geschickter Schachzug im Sin­
ne der Anerkennungspolitik der DDR. Im 
Gegensatz zu den Kooperationsbezie­
hungen auf .hoher" Ebene, die von man­
cherlei politischen Krisenfällen begleitet 
und beeinflußt wurden, funktionierten die 
.Basis"-Beziehungen - wenn sie denn, 
was selten genug geschah, zustande 
kommen konnten - im allgemeinen 
komplikationslos. So schwierig sich bei­
spielsweise lange Zeit die .Gipfel"-Be­
ziehungen zwischen Weimar und Düs­
seldorf auf dem Felde der an beiden 
Orten entstehenden Heine-Ausgaben 
gestalteten, die Weimarer Editoren selbst 
haben in Düsseldorf stets ein Klima un­
eigennütziger Hilfe und Unterstützung 
vorgefunden. 

Anmerkungen: 

Es gehört zu den guten und wahrhaft 
motivierenden Ergebnissen der deut­
schen Vereinigung, daß nunmehr auf 
allen Ebenen kollegial und einvernehm­
lich kooperiert werden kann. Die Herzog 
August Bibliothek Wolfenbüttel, das 
Goethe-Museum Düsseldorf, das Freie 
Deutsche Hochstift Frankfurt am Main 
und das Deutsche Literaturarchiv Mar­
bach - um einige wichtige Adressen zu 
nennen -, sie alle haben ihre spezifi­
schen, historisch gewachsenen Samm­
lungsgebiete und daraus resultierende 
wissenschaftliche Aufgaben. Hier die 
Zusammenarbeit und den Erfahrungs­
austausch zu suchen sieht das Goethe­
und Schiller-Archiv nicht zuletzt als seine 
Aufgabe an. 

Jochen Golz, Dr. phil. habil., ist 
Direktor des Goethe-Schiller-Archivs 

[1) Dazu Im einzelnen Gerhard Schmid: 100 Jahre Goethe- und Schiller-Archiv. In: 
Goethe✓ahrbuch 102 (1985), S. 251-264. 

[2] Zum .Sicherheits- und Abgrenzungswahn" der Staatlichen Archiwerwaltung der 
DDR, der Beschränkungen der persönlichen und wissenschaftlichen Freiheit der 
Mitarbeiter zur Folge hatte, wie zur Problematik generell vgl. die in der Sache 
überzeugenden, im historischen Detail sorgfältig differenzierenden Anmerkungen von 
Gerhard Schmid: Prolegomena zur Archivgeschichte der DDR. Eine Wortmeldung zur 
Einheit im deutschen Archivwesen. In: Der Archivar 43 (1990), S. 501-516. 
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THEMA II: Singularitäten 
4. Folge 

Rosemarie Konschak & Bernd Markert (Zittau): 

Das Internationale Hochschulinstitut Zittau 

1. Einführung 

Das Internationale Hochschulinstitut Zit­
tau - kurz IHI Zittau genannt - wurde am 
15. Februar 1993 gegründet. Im glei­
chen Jahr wurden zum Wintersemester 
die ersten Studenten immatrikuliert. 
Damit ist das IHI Zittau die jüngste uni­
versitäre Hochschuleinrichtung des Frei­
staates Sachsen. 

In dieser Kurzform dargestellt, registriert 
man vielleicht: Sachsen leistet sich nun­
mehr fünf Universitäten. Neben den re­
nomierten Universitätsstätten in Dres­
den, Leipzig, Chemnitz-Zwickau, Frei­
berg taucht da der Name Zittau auf. 
Zittau ist eine eher kleine Stadt, aber 
doch mit einer bereits über 1 O0jährigen 
Bildungstradition in ihren Mauern und 
einer sehr interessanten geographischen 
Lage. Zittau, die Stadt am Dreiländer­
eck zwischen der Republik Polen, der 
Tschechischen Republik und der Sun-
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desrepublik Deutschland. Zittau, die 
Stadt in der Euroregion Neiße. Hoch­
schullehrer der Hochschulen der Euro­
region Neiße arbeiten seit vielen Jahren 
sehr kooperativ zusammen. Man ist sich 
einig in dem Bemühen, diese bisherige 
gute Zusammenarbeit fortzuführen und 
neue Ziele in Ausbildung und Forschung 
zu realisieren. Besonders intensiv disku­
tierten dazu Hochschullehrer miteinan­
der von der 
- TU Llberec (Reichenberg), Tschechi­
sche Republik 
- Ökonomischen Akademie Oskar Lan­
ge Wroclaw (Breslau), Republik Polen 
- TU Wroclaw (Breslau), Republik Polen 
- TU Gliwice (Gleiwitz), Republik Polen 
und der 
- HTWS Zittau/Görlitz (FH). 

Im Herbst 1991 legten diese Hochschu­
len konzeptionelle Thesen zur Gründung 
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eines internationalen Hochschulinstituts 
im Dreiländereck vor. Damit reagierte 
man auch auf eine Empfehlung des 
Wissenschaftsrates der BRD vom Juli 
1991. 

Einig war man sich von Anfang an über 
das Ziel dieses Instituts: 

Die gemeinsame Ausbildung tschechi­
scher, polnischer und deutscher Stu­
denten zu Absolventen, die in der Lage 
sind, aufbauend auf einem breiten und 
komplexen Fachwissen, interdisziplinär 
zu denken und zu arbeiten, wesentlich 
für einen grenzüberschreitenden Wis­
sens- und Technologietransfer zu wir­
ken und Träger des neuesten wissen­
schaftlichen Know-how zu sein. 

Die Ideen und die international erarbei­
tete Konzeption des Hochschulinstituts 
fanden bei der Sächsischen Staatsre­
gierung Beachtung. 1992 wurde das 
Sächsische Staatsministerium für Wis­
senschaft und Kunst per Gesetz zur 
Gründung eines Deutsch-Polnisch-

Tschechoslowakischen Hochschulinsti­
tuts ermächtigt. Damit fanden sich die 
Initiatoren dieser gemeinsamen Bil­
dungsidee bestätigt. Die Beratungen zum 
künftigen Ausbildungsprofil, der Ausbil­
dungsdauer und der Ausbildungsinhalte 
des Studiums am internationalen Hoch­
schulinstitut waren jedoch nicht immer 
leicht. 

Die selbstgestellte Aufgabe und das Ziel, 
ein wirklich neuartiges Bildungsprojekt 
zu entwickeln, das sich bewußt den Auf­
gaben eines Europa 2000 stellt und sei­
ne Förderung eindeutig dem Osten wid­
met, ließ alle Beteiligten mit großem 
Engagement und über eigene Grenzen 
hinwegdenkend arbeiten. 

Zur feierlichen Gründung des „Interna­
tionalen Hochschulinstituts Zittau" im 
Februar 1993 war die Freude groß. Neu 
aufgenommen in den Kreis der aktiven 
Mitgestalter des IHI Zittau war zu die­
sem Zeitpunkt die TU Bergakademie 
Freiberg. 

2. Studienform und Studieninhalte 

Am Internationalen Hochschulinstitut Zit­
tau können deutsche, polnische und 
tschechische Studenten im Hauptstudi­
um in den Studiengängen 
- Umwelttechnik 
- Betriebswirtschaftslehre und 
- Wirtschaftsingenieurwesen 
studieren. 

Zugangsvoraussetzungen für die Auf­
nahme eines Direktstudiums am IHI Zit-
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tau sind ein universitäres Vordiplom (4 
Semester) und der Nachweis der sprach­
lichen Voraussetzungen. Für die auslän­
dischen Studienbewerber ist der Nach­
weis der bestandenen Deutschprüfung 
(PNdS) Immatrikulationsvoraussetzung. 

Sehr interessant dürfte das Studienan­
gebot für FH-Studenten sein, die mit 
einem FH-Vordiplom und einem erfolg­
reich absolvierten Brückensemester am 
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IHI Zittau auch die Zugangsvorausset­
zungen für das universitäre Studium er­
werben können. 

Das Studium am IHI Zittau umfaßt 6 
Semester. Damit beträgt für die IHI­
Absolventen die Regelstudienzeit 10 
Semester. 

Der Studienablauf am IHI Zittau gliedert 
sich in 
- Fachstudium 1. - 3. Semester 
- Auslandspraktikum 4. Semester 
- Fachstudium 5. Semester 
- Diplomarbeit 6. Semester 

Schwerpunkte der Ausbildung sind im 

Studiengang Umwelttechnik: 
- Gesellschaftliche Probleme des Um­
weltschutzes 
- Grundlagen der Umweltwissenschaf­
ten 
- Umweltanalytik 
- Umweltverfahrenstechnik 
- Umweltinformatik 
- Umweltsystemwissenschaft 

Studiengang Betriebswirlschaftslehre: 
- Betriebswirtschaftslehre 
- Volkswirtschaftslehre 
- Rechnungswesen, Bilanzen, Steuern 
- Marketing, Beschaffung, Absatz, Logi-
stik 
- Unternehmensführung, Controlling 
- Recht 
- Wirtschaftsinformatik 
- Kommunal-, Regional- und Energie-
wirtschaft, Umweltökonomie 
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Studiengang Wirlschaftsingenieurwe­
sen: 
- Kommunal- und Regionalwirtschaft 
- Energiewirtschaft und Umweltökono-
mie 
- Material-, Fertigungswirtschaft, Logi­
stik 
- Produktions- und Fertigungstechnik 
CIM 
- Volkswirtschaftslehre und Wirtschafts­
politik 
- Betriebswirtschaftslehre 
- Unternehmensführung, Controlling 
- Recht 
- Wirtschaftsinformatik 
- Territoriale Versorgungs- und Entsor-
gungstechnik 
- Energie- und Verkehrstechnik 

Breiten Raum nimmt in allen 3 Studien­
gängen die Sprachausbildung und inter­
kulturelle Ausbildung ein. Neben einer 
Europasprache gehört für die deutschen 
Studenten auch das Erlernen der polni­
schen oder tschechischen Sprache zum 
Studieninhalt. Mit der interkulturellen 
Ausbildung wird ein weiter Bogen von 
der Historie der drei Nachbarländer bis 
zu heutigen internationalen Manage­
mentstrategien gespannt. Absolventen 
des IHI Zittau wissen einfach mehr über 
die Geschichte und Besonderheiten 
Deutschlands, Polens und Tschechiens. 
Nicht zuletzt deshalb sind wir überzeugt, 
daß sie kompetente und gefragte Fach­
leute sein werden, die beste Chancen 
besonders auf dem mittel- und osteuro­
päischen Arbeitsmarkt haben. 
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3. Forschungsprojekte 

Bereich Umweltanalytik 

In Zusammenarbeit mit der International 
Union ofBiological Sciences (IUBS) und 
der International Association of Ecology 
(INTECOL) sollen auf lokaler, regionaler 
und internationaler Ebene Elementkon­
zentrationskataster in Ökosystemen 
(ECCE) erstellt werden. Dazu wird eine 
weltweite Datenbasis für alle chemischen 
Elemente in unterschiedlichen Umwelt­
matrizes (Boden, Wasser, Luft, Pflan­
zen) unter besonderer Berücksichtigung 
der Schwermetallkontamination erstellt. 
In einfach lesbaren Weltkarten soll die 
globale Verteilung der Elemente beson­
ders veranschaulicht werden. Ein syn­
thetisches Referenzsystem für alle rele­
vanten Umweltmatrizes wird entwickelt. 

Unter Einsatz lebender Organismen sol­
len der Zustand der Umwelt und beste­
hende Belastungen mit dem Sc:hwer­
punkt in der Euroregion Neiße erfaßt 
werden (Biomonitoring). Neben Moo­
sen als pflanzliche Organismen, die als 
typische Oberflächensiedler kein Was­
ser aus tieferen Erdschichten aufneh­
men, werden im Zuge des Tierschutzes 
vor allem Nicht-Wirbeltiere berücksich­
tigt (Weberknechte, Regenwürmer, 
Schnecken, Muscheln und Kleinkrebse). 

Zur Entwicklung alternativer Tierver­
suchskonzepte mit .schmerzfreiem bio­
logischem Material" sollen frühe Ent­
wicklungsstadien von Zebrabärbling und 
Forelle im Ei auf ihre Eignung im Rah-
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men des Biomonitoring geprüft werden. 
In diesem Zusammenhang sollen auch 
Einsatzmöglichkeiten von Mikroorganis­
men im Biomonitoring untersucht wer­
den. 

Die aktuelle Verteilung von Schwerme­
tallen in abgestoßenen Geweihen des 
Damhirschs Dama dama in ausgesuch­
ten Industrie- und unbelasteten Ver­
gleichsregionen Mitteleuropas soll er­
mittelt und in Beziehung zu ermittelten 
Belastungswerten von Sammlungsge­
weihen aus früheren Jahrzehnten ge­
setzt werden, um Trendanalysen zu er­
möglichen (Kooperation mit den Univer­
sitäten Köln und Münster). 

Im Rahmen von EU-geförderten Maß­
nahmen sollen biologischeReferanzma­
teriafien hergestellt und zertifiziert wer­
den. Derartige Materialien dienen zur 
Kontrolle und Sicherung der chemischen 
Umweltanalytik. Sie ermöglichen eine 
objektive Überprüfung der Exaktheit und 
Richtigkeit von Analyseergebnissen. 

Bereich Ökotoxikologie 

Bei Wassermoosen soll in Zusammen­
arbeit mit der Universität Halle und dem 
Umweltforschungszentrum (UFZ) Leip­
zig-Halle die Bildung von Photochelati­
nen als Reaktion auf eine Schadstoffex­
position untersucht werden. 

Die Wirkungen von zinnorganischen und 
anderen metallorganischen Verbindun-
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gen auf besonders sensitive Zeigerar­
ten, wie Schnecken und Muscheln wer­
den im Süß- und Meerwasser unter­
sucht. Diese Projekte werden in Koope­
ration mit der Universität Münster, den 
Universitäten Rennes und Paris in Frank­
reich und dem Ministerium für Meeres­
angelegenheiten (Department of the 
Marine) in Irland durchgeführt. In diesem 
Zusammenhang ist das IHI Zittau an 
einem vom Umweltbundesamt Berlin 
geförderten Projekt zur Kalibrierung ver­
schiedener Effektmonitore für Tributly­
zinn an Nord- und Ostseeküsten betei­
ligt. In Zusammenarbeit mit der Univer­
sität Münster sind Versuche mit Zellkul­
turen von Säugetieren geplant. Damit 
soll eine fundierte Datenbasis erarbeitet 
werden, die eine Abschätzung eines 
möglichen Gefährdungspotentials des 
Tributylzinns für den Menschen ermög­
licht. 

Bereich Umweltverfahrenstechnik 

Der Einsatz von Pflanzen bei der Entgif­
tung schwermetallbelasteter Böden soll 
im Labormaßstab untersucht werden. 
Dabei werden Pflanzen verwendet, die 
in der Lage sind, Schwermetalle anzu­
reichern. Es wird angestrebt, die im Pflan­
zenmaterial konzentrierten Elemente 
einer Wiederverwertung zuzuführen. 

Ein weiteres Bodenreinigungsverfahren, 
das am IHI Zittau untersucht wird, ist die 
biologische Behandlung von schwerme­
tallbelasteten Böden mit Bakterien, die 
eine - weitgehend selektive - Freiset­
zung bestimmter Schwermetalle aus 
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der Bodenmatrix bewirken. Die dabei 
anfallenden belasteten Waschwässer 
können mit bewährten chemisch/physi­
kalischen Methoden gereinigt werden. 
Für den anfallenden hoch schwermetall­
haltigen Schlamm wird eine Aufberei­
tung zur Wiederverwertung der Metalle 
geprüft. 

Zur weitergehenden Reinigung organisch 
und anorganisch kontaminierter Wässer 
soll der praktische Einsatz spezialisier­
ter Bakterienkulturen untersucht werden. 
Die akut ökotoxische Wirkung von gelö­
sten Schadstoffen, wie z.B. Schwerme­
tallionen, soll mittels Biosensortechni­
ken erfaßt werden. Hier ist eine Zusam­
menarbeit mit der Universität Stuttgart 
und der Technischen Universität Mün­
chen geplant. 

Im Stadtgebiet Zittaus soll ein Meßsy­
stem aufgebaut werden, das es erlaubt, 
die Umweltqualität engmaschiger zu 
überprüfen, als dies mit den vorhande­
nen Meßeinrichtungen möglich ist. Inte­
grale Bestandteile der Meßeinrichtun­
gen werden verschiedene Bioindikato­
ren sein, die eine kumulative Schad­
stofferfassung zulassen. 

In interdisziplinärer Zusammenarbeit mit 
dem Bereich Betriebswirtschaft des IHI 
Zittau sollen alternative Sanierungsmög­
lichkeiten für Tagebaureste untersucht 
werden. Insbesondere soll geprüft wer­
den, unter welchen Bedingungen derar­
tige Gelände städtebaulich genutzt wer­
den können. 
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Bereich Ökosystemforschung , 

Das IHI Zittau ist über einen FE-Vertrag 
beteiligt am BMFT-Verbundprojekt .Un­
tersuchung der Veränderung von Wald­
ökosystemen in der standörtlich diffe­
renzierten, seit Jahrhunderten extrem 
belasteten Industrielandschaft Osterz­
gebirge und Ableitung von Vorschlägen 
zur Stabilisierung der Wälder" (1994-
98). 

Ziel ist die Quantifizierung meteorologi­
scher, hydrologischer und pedologischer 
Umweltfaktoren und Zustandsgrößen für 
Waldökosysteme sowie des Wasser­
haushaltes als Träger des Stoffhaushal­
tes (in der Region Tharandter Wald, 
Erzgebirge, Sächs. Schweiz, Zittauer 
Gebirge und lser-Gebirge). Kooperation 
mit TU Dresden, TU Prag, Universität 
Beyreuth, Universität Göttingen. 

Das I HI Zittau errichtet 1995 eine eigene 
ökologische Forschungsstation, in der 
experimentelle Untersuchungen zum 
Bodenwärme- und -wasserhaushalt in 
Abhängigkeit von den meteorologischen, 
hydrologischen, pedologischen Stand­
ortfaktoren und der phänologischen Ent­
wicklung von Pflanzenbeständen (landw. 
Kulturen) durchgeführt werden, beglei-

tetvon mathematischen Modellierungen 
zum Wasser-; Wärme- und Stoffhaus­
halt sowie-:ur Pflanzenentwicklung. Mit­
arbeit im lntern1:1tionalenGeosphäre-Bio­
sphäre Programm (IGBP). 

Begleitende experimentelle und theore­
tische Untersuchungen zu diesen For­
schungsschwerpunkten für Wald- und 
Agrarökosysteme sind folgenden The­
men gewidmet: 
• Verdunstung/Transpiration als regulie­
render Prozeß des Wasser- und Ener­
giehaushaltes 
• Wasser als Streßfaktor in der Biosphä­
re 
• Wirkung möglicher Klimaänderungen 
auf Wasserhaushalt und Biosphäre. 

Bereich Regionalisierung 

Übertragung punktförmig gewonnener 
Informationen zum Wasser-, Wärme­
und Stoffhaushalt, zu Parametern und 
Zustandsgrößen der Umweltmedien 
Boden, Wasser, Luft auf regionale Flä­
chen mit Hilfe mathematischer Modelle 
und geographischer Informationssyste­
me (Teilprojekt innerhalb des DFG­
Schwerpunktprogrammes „Regionalisie­
rung in der Hydrologie, Laufzeit 1994 -
98"). 

4. Stand und künftige Entwicklung des IHI Zittau 

Der Freistaat Sachsen fördert das IHI 
Zittau seit seiner Gründung in herausra­
gender Weise. In einer Rechtsverord­
nung sind grundlegende Dinge festge­
schrieben, wie z.B. die Rechtsstellung 
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als Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
dem Recht zur Selbstverwaltung, dem 
Recht zur Promotion, dem universitären 
Status. Die zugewiesenen Finanzen in 
einem eigenen Haushaltkapitel erlau-
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ben eine selbständige Bewirtschaftung. 
Die besondere Förderung des !HI Zittau 
durch den Freistaat wird sehr deutlich in 
der monatlichen Zahlung einer Studien­
beihilfe von 500,- DM an die ausländi­
schen Studenten. 

Die Studentenzahlen sind deshalb vor­
erst auch festgeschrieben. Pro Jahrgang 
können 100 Studenten immatrikuliert 
werden, davon sind 2/3 der Studienplät­
ze polnischen und tschechischen Stu­
denten vorbehalten. 

Zur Zeit studieren am IHI Zittau 85 Stu­
denten, darunter 48 ausländische Stu­
denten. Große Schwierigkeiten bereitet 
den polnischen und tschechischen Stu­
denten die Prüfung zum Nachweis deut­
scher Sprachkenntnisse. Wir sind aber 
sicher, daß bei längerfristiger Sprach­
vorbereitung an den Heimathochschu­
len mehr Studenten befähigt werden 
können, die Sprachhürde zu überwin­
den. 

Das IHI Zittau soll sich nicht zu einer 
Massenuniversität entwickeln. Die Stu­
dentenzahlen werden 300 nicht wesent­
lich übersteigen. Über eine Erweiterung 
der Studiengänge wird mittelfristig nach­
gedacht. Das Studienangebot um eine 
soziologische Komponente zu erweitern, 
wäre sicher sehr sinnvoll. 

Bisher sind dem IHI Zittau 18 Personal­
stellen, davon 4 Professuren und 10 
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wissenschaftliche Mitarbeiter zugewie­
sen. Die Lehre wird auch von Honorar­
lehrkräften der 5 Partnerhochschulen 
durchgeführt. Damit ist das IHI Zittau in 
der Lage, die eigene Lehrkapazität stän­
dig mit ausgewiesenen internationalen 
Hochschullehrern zu potenzieren. Das 
wird als ganz entscheidender Vorzug 
des IHI Zittau verstanden. 

Das IHI Zittau befindet sich noch im 
Aufbau. Zwei Studentenjahrgänge sind 
im Haus. Die Mitarbeiter des IHI Zittau 
stehen jedoch mit ganzem Elan und 
großer Begeisterung zu ihren Aufgaben. 
Der verlangte hohe Einsatz, der Kön­
nen, Flexibilität und auch viel Verständ­
nis voraussetzt, wird von allen erbracht, 
einschließlich der Studenten des IHI Zit­
tau. Wir wollen nicht durch Größe, son­
dern durch Leistung überzeugen und 
das in der Stadt Zittau, die mit ihrer 
zentralen Lage im Dreiländereck für den 
Sitz des Internationalen Hochschulinsti­
tuts geradezu prädestiniert ist. 

Danksagung: 
Den Mitarbeitern des I HI Zittau sei für die 
Unterstützung bei der Zusammenstel­
lung dieses Artikels gedankt. 

Rosemarie Konschak, Dr.-lng., 
Regierungsoberrätin, ist Verwaltungs­
leiterin des /HI Zittau. Bemd Markert, 
Prof. Dr. rer.nat., ist Lehrstuhlinhaber 

für Umweltverfahrenstechnik und 
Direktor des /HI 
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FORUM 1 

Michael Franzke (Leipzig): 

Die doppelte Verweigerung - Anmerkungen zu 
Theodor Litt in Leipzig 

Das Wirken Theodor Litts ist aufs engste 
mit der Leipziger Universitätverbunden. 
Mit dem Wintersemester 1920/21 be­
gann er seine Lehr- und Forschungstä­
tigkeitan dieser altehrwürdigen Bildungs­
stätte. 

Nachdem Litt sein Studium in Bonn und 
Berlin (1899 - 1904) mit der Promotion 
abgeschlossen hatte, schlug er zunächst 
die Lehrerlaufbahn ein. Der Versuch, die 
sich mit und im 1. Weltkrieg zuspitzen­
den sozialen Krisenprozesse theoretisch 
zu durchdringen, veranlaßte ihn zur Auf­
nahme intensiver philosophischer For­
schungsarbeiten. Gefördert durch Ernst 
Troeltsch gelang ihm 1918 nach über 
zehnjähriger Oberlehrertätigkeit in Köln 
(1906-1918) ein .Seiteneinstieg" an der 
Universität Bonn als außerplanmäßiger 
und außerordentlicher Professor, ohne 
habilitiert zu haben. Am 1. Oktober 1920 
wurde er dann zum ordentlichen Profes-
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sor der Philosophie und Pädagogik an 
die Philosophische Fakultät der Univer­
sität Leipzig berufen. Das Ministerium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
in Dresden ernannte ihn zudem zum 
Direktor des Instituts für Erziehungswis­
senschaft und Jugendkunde und des 
philosophisch-pädagogischen Semi­
nars. 1 Im letzten Studienjahr der Wei­
marer Republik 1931 /1932 war er Rek­
tor der Leipziger Universität. 

In seiner Rede anläßlich der Übernahme 
des Rektorats nahm er zum Thema 
.Hochschule und Politik" Stellung und 
griff damit in exponierter Weise in die 
damals kontrovers geführte Diskussion 
zu hochschulpolitischen Grundfragen ein. 
Litt wies die von verschiedenen Parteien 
mit je eigenen Ambitionen erhobene For­
derung zurück, daß die Universitäten 
sich der Politik als theoretischen Unter­
bau zur Verfügung stellen sollen. Zur 
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Begründung seiner Position führte er 
unter anderem aus: ,.Falls sie {die Uni­
versität - M. F.) sich entschlösse oder 
dahin bringen ließe, jener Aufforderung 
Folge zugeben, so würde sie damit un­
weigerlich das preisgeben, worin man 
von je, und nicht zum wenigsten im Au­
genblick zu dem platonischen Ideal, ih­
ren Wesenskern erblickt hat: preisge­
ben würde sie ihren Charakter als Stätte 
wissenschaftlicher Forschung und Leh­
re". 2 (hervorgehoben von T. L.) 

Litt verband damit aber nicht die Mei­
nung, daß sich die Wissenschaft abseits 
der Politik zu stellen habe, diese einfach 
ignorieren könne. Worauf es aber an­
komme, sei, wie die Universität ihr Ver­
hältnis zur Politik bestimmt. Es dürfe 
nicht dazu kommen "die von der wissen­
schaftlichen Arbeit zu fordernde Offen-

heit für die Probleme des politischen 
Handelns umzufälschen in eine (par­
tei)politische Abhängigkeit." 3 Nur eine 
uneingeschränkte Autonomie in Bezug 
auf die Beantwortung dieser Grundsatz­
frage wissenschaftlicher Arbeit könne 
sicherstellen, daß die Universität in die 
Lage versetzt wird, diese Frage aus­
schließlich auf dem Boden der Wissen­
schaft selbst zu erörtern und zur Ent­
scheidung zu bringen. Am Schluß seiner 
Antrittsrede kündigte er an, dem politi­
schen Gesinnungsterror als Rektor den 
Weg in die Universität versperren zu 
wollen. Die Universität werde .gerade 
dann am 'gegenwärtigsten' sein, wenn 
sie dem, was bloßer Augenblick ist, die 
Gefolgschaft verweigert". 4 Ein Konflikt 
mit der .nationalsozialistischen" Hoch­
schulpolitik war damit vorprogrammiert. 

Die erste Verweigerung •· Theodor Litt und der „Natlonalsozlalismus" 

Anfang der 30er Jahre verstärkte sich 
der Einfluß der „nationalsozialistischen" 
Studenten an den deutschen Universitä­
ten zusehends. Sie trachteten mit wach­
sendem Erfolg danach, Forschung und 
Lehre der .nationalsozialistischen" Ideo­
logie gleichzuschalten. Theodor Litt reg­
te daraufhin im Oktober 1932 auf dem 
Hochschulverbandstag in Danzig eine 
Erklärung an, in der die .Unzuverlässig­
keit und Lügenhaftigkeit" der „national­
sozialistischen" Studentengruppen an­
geprangert werden sollte. Sein Antrag 
fand allerdings keine Unterstützung. 5 

Litts Weigerung, Philosophie und Päd­
agogik in den Dienst der "nationalsozia-
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listischen" Weltanschauung zu stellen, 
führte dazu, daß von den „nationalsozia­
listischen" Studentengruppen immerwie­
der Provokationen gegen Litt vorgetra­
gen wurden. Sie unternahmen nach der 
„Machtergreifung Hitlers" mehrfach den 
Versuch, Litt von der Universität zu ent­
fernen. Anlässe dazu boten sich genü­
gend. So erklärte Theodor Litt beispiels­
weise am 12. Mai 1933 in einer Seminar­
sitzung: .Man fordert bedingungslose 
Unterwerfung unter das Parteipro­
gramm, unter alle Punkte des Parteipro­
gramms! Das ist für mich unmöglich, 
das kann ich einfach nicht. Gewiß,, ich 
bin nicht der letzte, der das, was an Gu­
tem vorhanden sein mag, nicht freudig 
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begrüßte. Aber vielen Sachen kann ich 
einfach nicht zustimmen, insbesondere 
nicht dem Rassenprinzip. Das ist kras­

ser Biologismus. "8 

Von staatlicher Seite aus wurde ihm 
jedoch zunächst das Angebot unterbrei­
tet, daß er, wenn er sich jeglicher Äuße­
rungen enthalte, die im Gegensatz zur 
.,nationalsozialistischen" Bewegung ste­
he, seine Lehr- und Forschungstätigkeit 
an der Universität fortsetzen könne. 7 

Theodor Litt war international zu be­
kannt und geachtet, seine Entfernung 
hätte zweifelsfrei internationales Aufse­
hen erregt. Und er nahm dieses Angebot 
an. Im November 1933 ließ sich Litt 
sogar dazu verleiten, ein Papier zu un­
terschreiben, in dem die Hochschuldo­
zenten dem .Herrn Reichspräsidenten" 
öffentlich ihr besonderes Vertrauen aus­
sprachen, nachdem er im März strikt 
seine Unterschrift unter diese Erklärung 
verweigert hatte. 8 

War dieser Kompromiß zugleich als 
.Mahnung zur Disziplin" an Litt unmiß­
verständlich, so unterließ er es aber kei­
neswegs, seine Bedenken gegen eine 
Vereinnahmung der Wissenschaft durch 
d·ie .nationalsozialistische" Politik bei 
günstiger Gelegenheit auch weiterhin an 
die Öffentlichkeit zu bringen. Im Herbst 
1933 wurde Litt deshalb mit einem Vor­
tragsverbot belegt. Auf der Münchner 
Tagung .Die Erziehung im nationalso­
zialistischen Staat" wurde er von der 
Rednerliste gestrichen. Es ist wohl der 
Unterstützung seines Freundes Eduard 
Spranger zu verdanken, daß die geplan-
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te Rede in Originalfassung gedruckt 
werden konnte.9 

Litt forderte darin die Geisteswissen­
schaftler auf, zur Selbstbesinnung zu 
kommen. 10 Er beschränkte sich nun nicht 
mehr auf die Feststellung, daß es die 
Aufgabe der Wissenschaft nicht sei, die 
bestehenden politischen und sozialen 
Verhältnisse zu sanktionieren, zu legiti­
mieren und sich ihnen zu ergeben. Er 
maß nun auch die theoretische Distanz 
aus, die zwischen den Geisteswissen­
schaften und der .nationalsozialistischen" 
Weltanschauung liegt. Litt sah diese Di­
stanz vor allem im Verhältnis zur Ge­
schichte begründet. Indem der „Natio­
nalsozialismus· seine historische Wur­
zel in der deutschen Rasse ausmacht, 
entwertet er die Geschichte als histori­
schen Prozeß. Mit dem Begriff Rasse, 
der Berufung auf Unbewußtes, Instinkt­
und Triebhaftes sowie Irrationales wird 
die Geschichte auf die Entfaltung eines 
vorherbestimmten reduziert, sie ist dann 
nicht mehr offen, nicht der Mensch ent­
faltet sich in ihr, sondern er ist nur die 
äußere Hülle für die Entfaltung eines 
Rasse-Ur-Typs. Wo das Ende der Ge­
schichte bereits in ihrem Beginn liegt, 
kann ein Freiheitsgewinn nicht Sinn der 
Geschichte sein. Was ist dann die Ge­
schichtswissenschaft anderes als an­
gewandte „Rassenkunde"? Dem Begriff der 
Rasse stellte er den Begriff der Idee ge­
genüber. Wo Idee ist, ist Freiheit-wie im 
Leben, so in der Wissenschaft. Der Be­
griff Rasse könne also auf keinen Fall als 
paradigmatischer Ansatz für die Gei­
steswissenschaftGeltungbeanspruchen. 
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Bei allerlittschen Zaghaftigkeit: das war 
eine erneute Kampfansage! Dennoch 
war Litt ist zu dieser Zeit noch voller Il­
lusionen über die Entwicklung der „na­
tionalsozialistischen" Bewegung. Er 
meinte, trotz der massiv vorgetragenen 
Bestrebungen zur politischen Okkupati­
on der Geisteswissenschaften erkennen 
zu können, daß sie selbst zur .reinen" 
Idee der Geisteswissenschaften drän­
ge. Als Feind oder als Widerstands­
kämpfer gegen den Nationalsozialismus 
wollte er sich nicht verstanden wissen. 
Zur Ablehnung und zum Konsequent­
machen der Verweigerung bedurfte er 
der eigenen Erfahrungen darüber, wel­
chen Entwicklungsweg der „Nationalso­
zialismus" tatsächlich nahm. Es lassen 
sich sogar Textstellen finden, die als 
Indizien für eine aktive Unterstützung 
des .Nationalsozialismus" durch Litt aus­
gedeutet werden könnten. 

Beispielsweise schrieb er: ,.Der national­
sozialistische Staat: das ist spannende, 
erregende, wirkende und formende Ge­
genwart im eigentlichen Sinne des Wor­
tes. Es ist die erfüllte Aktualität des ge­
schichtlichen Augenblicks, die uns in 
Gestalt dieses Staates gegenübertritt 
und uns in ihren Bann zieht". 11 

Was Litt hier, im Jahre 1934, beschrieb, 
war einerseits ein historisches Massen­
phänomen und zum anderen die emo­
tionale Haltung zum NS-Staat, der er 
sich selbst nicht ganz entziehen konnte. 
Am 25. August 1934 leistete Litt den Eid 
auf Hitlers Gefolgschaft. Die Unterschrift 
unter dem Eid-Text ist aber nicht einfach 
als Ausdruck dessen zu sehen, daß er 
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sich nun doch als Dienstherr des .Natio­
nalsozialismus"hatpressen lassen. Viel­
mehr dürfte nicht von geringem Aus­
schlag gewesen sein, daß er das oben 
bereits skizzierte Spannungsverhältnis 
zwischen „nationalsozialistischen Gesin­
nungsgenossen", deren wissenschafts­
politischen Normsetzungen und ihm nicht 
weiter eskalieren lassen wollte. Der per­
manente Terrorwahn gegen Andersden­
kende zeigte auch bei den nicht unmit­
telbar Betroffenen Wirkungen. 

Nicht nur Lifts wissenschaftlicher son­
dern auch sein sozialer Status dürfte in 
dieser Zeit bereits auf dem Spiel gestan­
den haben. Zudem: Seine Gesundheit 
war durch diesen schwelenden Dauer­
konflikt angegriffen. Für das Sommer­
semester 1934 ließ er sich beurlauben. 
Wieder im Amt, holte ihn der Konflikt er­
neut ein. Ende 1934 wurde erneut ein 
Versuch seitens „nationalsozialistischer" 
Studenten unternommen, ihn aus der 
Universität zu vertreiben. Anlaß war dies­
mal sein vor der Kantgesellschaft am 
10. November gehaltener Vortrag über 
.Philosophie und Zeitgeist" .12 

In diesem Vortrag thematisierte Litt aber­
mals das Problem des Verhältnisses der 
Geisteswissenschaft zur Politik. Was 
kann und soll die Philosophie tun, wenn 
von ihr gefordert wird, statt in erster Linie 
auf allgemeingültige Wahrheiten zu ge­
hen, vielmehr das in Gedankenform zu 
bringen, was das .deutsche Volk" ge­
genwärtig fühlt. Und litt wiederholt: Die 
Aufgabe der Philosophie sei es nicht, 
eine Weltanschauung In Gedanken zu 
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fassen und damit bei der Unmittelbarkeit 
stehenzublelben. Sein Plädoyer galt der 
von Hegel gekrönten philosophischen 
Kultur. Philosophie habe auf das Allge­
meine im Besonderen zu sehen und 
nicht das Besondere über das Allgemei­
ne zu stellen. Und wieder drängt er indi­
rekt auf die Historisierung des .National­
sozialismus". Der Ausgangspunkt der 
Einordnung des .Nationalsozialismus" in 
den Lauf der geschichtlichen Entwick­
lung könnten nur die Grundprobleme der 
Philosophie selbst sein, wie sie sich in 
ihrer eigenen Geschichte entwickelt ha­
ben. Er mahnt, nicht mit der philosophi­
schen Tradition von den philosophischen 
Grundthemen abzugehen: Wahrheit, 
Freiheit, Humanität. Gleichzeitig müs­
sen die Philosophen aber versuchen, je­
nen Fehler Hegels zu vermeiden, den er 
begangen hatte, als er meinte, daß die 
preußische Monarchie der Restaurati­
onsperiode der vom Weltgeist geforder­
te Zustand des Staates sei, nämlich ei­
nen gesellschaftlichen Ist-Zustand zu 
ahistorisieren und ihn heilig zu sprechen. 

Trotz der hohen Abstraktionsstufe, auf 
der Litt sich in diesem Vortrag bewegte, 
und des Versteckens der kritischen An­
spielungen wurde dieser Vortrag in der 
.nationalsozialistischen" Tagespresse 
ausgewertet. Im • Völkischen Beobach­
ter" war zu lesen, daß der Vortrag mehr 
als enttäuschend gewesen sei, .denn 
nicht einmal das Wort Nationalsozialis­
mus fiel, und es fehlte sogar im Gegen­
teil nicht an versteckten Angriffen und 
abschätzigen Andeutungen, die es of­
fenbar machten, daß Litts Philosophie 
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mit dem Zeitgeist in keiner irgendwiege­
arteten Beziehung steht." 13 

Die „nationalsozialistisch" gesinnte Stu­
dentenschaft Leipzigs nahm den Vor­
trag ebenfalls zum Anlaß, um klarzustel­
len: .. Prof. Litt ist kein Nationalsozia­
list•. 1• Weil er dies nicht sei und dennoch 
an der Universität lehre, stelle er nicht 
nur .eine Gefährdung der politischen Er­
ziehung der Studenten" dar. sondern 
auch eine .Gefährdung der politischen 
Erziehung des ganzen Volkes". 15 Erneut 
war ein Berufsverbot angedroht, aber 
nicht vollstreckt. 

Anfang 1936 erfolgte ein weiterer An­
griff seitens der Studenten. Diesmal war 
der Anlaß die Stellungnahme eines Stu­
denten zur Geschichte der .nationalso­
zialistischen· Studentenbewegung in 
Leipzig, in der ihm vorgeworfen wurde, 
er habe diese in der Ausübung ihrer 
Propagandaarbeit behindert. Wie rea­
giert Litt darauf? Er dementiert, wehrt 
sich energisch gegen diesen Vorwurf. 
Die absehbaren möglichen Folgen trei­
ben ihn zur Eile, sie verrät Angst. Am 6. 
Februar 1936 erscheint der besagte Ar­
tikel. Einen Tag später ging ein Brief an 
den Prorektor der Universität Leipzig, in 
dem es heißt: .,Ich verlange, daß diese 
Verleumdung zurückgenommen wird, 
und zwar unter allen Umständen schon 
in der nächsten Nummer der Zeitung, 
nicht erst im Sommer-Semester. Da 
Redaktionsschluß für die nächste Num­
mer bereits der 8. Februar ist, tut Eile in 
der Behandlung der Angelegenheit not. "16 

Die Reaktionen seitens .nationalsoziali-
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stischer" Parteigänger auf Litts Empö­
rung war überschwenglich positiv, er 
wurde nun begrüßt als .einer von uns". 
Sie waren erfreuf und erleichtert über 
Litts „Bekenntnis". In die NSDAP führte 
für Litt aber deshalb noch lange kein 
Weg. Die Behinderung und das Verbot 
von Vortragsreisen insbesondere ins 
Ausland weist drauf hin, daß er weiterhin 
als .unzuverlässig" eingestuft blieb. 

1937 stellt der erst 57jährige Litt den 
Antrag auf Ausscheiden aus der Univer­
sität. Am 30. Juli 1937 wurde dem An­
trag stattgegeben; mit seiner Emeritie­
rung war er von allen Verpflichtungen an 
der Philosophischen Fakultät der Uni-

versität Leipzig entbunden. Eine weitere 
Zusammenarbeit mit der Universität lehn­
te er ab und widmete sich seinen philo­
sophischen Studien. Litt unterstand auch 
weiterhin der staatlichen und politischen 
Kontrolle. Der Verlag Hirzel, der 1941 
seine Abhandlung „Das Allgemeine im 
Aufbau der geisteswissenschaftlicher 
Erkenntnis" druckte, erhielt eine Rüge 
von der .Parteiamtlichen Prüfungskom­
mission zum Schutze des nationalsozia­
listischen Schrifttums", weil .Litt in die­
sem Text die Juden Ernst Cassierer und 
Richard Hönigswald zitiert habe" und 
der Verlag ihn veröffentlichte.* 17 Seit 
1941 war er mit einem Vortragsverbot in 
Sachsen belegt. 

Die zweite Verweigerung - Theodor Litt und der „Stalinismus" 

Am 1. Oktober 1945 kam der damalige 
Rektor der Universität Leipzig, Schweit­
zer, der Bitte Hans-Georg Gadamers 
nach und setzte Litt wieder in seine alte 
Planstelle ein, die nach seinem Aus­
scheiden auf Grund eines Personalman­
gels freigeblieben war. Obwohl zunächst 
vorgesehen war, Litt nur als ordentlichen 
Professor für das Fach Pädagogik zu 
berufen, erhielt er auch einen Lehrauf­
trag für Philosophie. Gleichzeitig wurde 
er beauftragt, die Philosophische F akul­
tät wieder aufzubauen. 

Ohne größere Probleme wurden Litts 
Vorschläge für seine Lehrtätigkeit von 
der Sowjetischen Militäradministration 
bestätigt. Auf dem Gebiet der Philoso­
phie hielt er Vorlesungen zur Einführung 
in die Philosophie, zum Thema .Staat 
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und Sittlichkeit" und hielt Übungen im 
Anschluß an seine Vorlesung zur Ein­
führung in die Philosophie ab. Litt, dem 
von allen Seiten ein mutiges Widerste­
hen gegen die Ideologie und Politik des 
Nationalsozialismus bescheinigt wurde, 
war 1945/46 nicht nur an der Universität 
ein gefragter Referent und Gesprächs­
partner. Er hielt u .a. den Eröffnungsvor­
trag der Leipziger Ortsgruppe des .Kul­
turbundes zur demokratischen Erneue­
rung Deutschlands" zum Thema .Ge­
schichte und Verantwortung"18, publizier­
te in der Zeitschrift .Pädagogik", im .Fo­
rum", in der .Leipziger Zeitung" und war 
Referent auf der Tagung der Deutschen 
Zentralverwaltung für Volksbildung in der 
SBZ vom 28. bis 29. Juni 1946 in Berlin 
zum Problem der demokratischen Päd­
agogik in Deutschland. Litt sprach dort 
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zuip Thema .Philosophie, Pädagogik und 
Psychologie im Universitätsstudium der 
Lehrer".19 

Im August 1946 erhielt Theodor Litt das 
Angebot seitens der Zentralverwaltung 
für Volksbildung, eine Professur für Phi­
losophie und Pädagogik an der Berliner 
Universität anzunehmen. 20 Die Universi­
tät Leipzig wirkte erfolgreich darauf hin, 
ihn zu halten, weil die Würde und das 
Ansehen der Philosophischen Fakultät 
insbesondere auf ihm beruhe. Im No­
vember 1946 wird er als Leipziger ne­
ben Gadamer, Lendle, Frings zum Mit­
glied des .Gelehrten Rates für Fragen 
der wissenschaftlichen Forschung und 
Lehre" bei der Zentralverwaltung für 
Volksbildung berufen. 

Theodor Litt hatte das Angebot zur Mit­
arbeit an der demokratischen Neuge­
staltung Deutschlands angenommen. 
Sein vielfältiges Engagement dokumen­
tiert Enthusiasmus. Nie wieder Faschis­
mus in Deutschland! Litt bringt seine 
Haltung ein, seine Erfahrungen aus dem 
Umgang mit dem „Nationalsozialismus". 
Er ist ein unbequemer Zeitgeist und will 
es noch immer oder wieder sein - aus 
historischer Erfahrung. Er mahnt, nicht 
zu vergessen und wurde vergessen, weil 
seine zweite Verweigerung gegenüber 
dem sich Schritt für Schritt durchsetzen­
den „Stalinismus" in der SBZ nicht ins 
sozialistische Geschichtsbild paßte. Es 
paßte deshalb nicht. weil seine Verwei­
gerungsmotive gegenüber dem „Natio­
nalsozialismus" und dem .Stalinismus" 
so sehr unterschiedlich nicht waren. 
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Sein Motto nach dem 2. Weltkrieg laute­
te: Nur über eine schonungslosen Kritik 
des Gestern ist die Zukunft möglich, weil 
das Gestrige noch lange nicht vergan­
gen ist. Als Ziel der Neubegründung 
Deutschlands formulierte er: Ein Volk, 
das imstande ist, in Freiheit sich selbst 
zu regieren.2; Der Erneuerung der see­
lischen Verfassung gilt sein erstes Au­
genmerk. Der Krieg hatte das Volk ver­
roht, der Rassenwahn saß noch tief, der 
menschenmörderische Hass war noch 
nicht erloschen und auch nicht die blinde 
Autoritätsgläubigkeit. Litt stellt sich da­
mit gegen den Zeitgeist, den er wie folgt 
diagnostizierte: ,.Nicht gering ist die Zahl 
derer, die in der Beschäftigung mit ihr 
(der seelischen Verstörung unseres Vol­
kes - M.F.) nur unnötige Kraftvergeu­
dung und entnervende Selbstquälerei 
erblicken. Jetzt heiße es - so erklären 
sie - den Blick nach vorwärts auf die 
unser harrenden Aufgaben, nicht nach 
rückwärts auf das doch nicht mehr Ab­
zuändernde richten. "22 

In die Reihe jener, die die Fehler der Ver­
gangenheit im Vorwärtsschreiten zu 
Überwinden meinten, ordnete sich auch 
die SED ein. Als Begründung dafür wur­
de die .historische Notwendigkeit" be­
schworen. Ihr zufolge sei die Geschichte 
nichts anderes als etwas sich über die 
Köpfe der jeweils Handelnden hinweg 
vollziehendes, subjektiv nicht Beeinfluß­
bares, das als Schicksalhaftes sugge­
riert wurde. Wenngleich Litt auch unter 
der sowjetischen Besatzungsmacht kei­
nen .rotlackierten Faschismus" ankom­
men sah - das ideologische Grundaxi-
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om heiße nicht mehr Rasse, sondern 
Volk -, so traf er doch eine offene 
Wunde, indem er darauf hinwies, daß 
diese Art von Geschichtsbetrachtung 
auch von den „Nationalsozialisten" in 
einer spezifischen Form praktiziert wur­
de.23 

Sein Plädoyer für die Neugestaltung: 
„Und wenn ein Volk durch lange Jahre 
den Suggestionen eines Systems unter­
worfen war, das ihm zusammen mit der 
Freiheit der äußeren Daseinsgestaltung 
auch die Freiheit der inneren Willensbil­
dung zu nehmen verstand, dann ist das, 
was nottut, nicht weniger eine radikale 
Umkehr des inneren Menschen als eine 
Neubildung der politischen Zustände." 2• 

Die Richtung dieser Neugestaltung sah 
Litt in der Demokratisierung nach außen 
und dem Freiheitsgewinn nach innen. 

Neben diesem geschichtsphilosophi­
schen Ansatz brachte er seine Auffas­
sungen zum Verhältnis von Wissenschaft 
und Politik, die er während der .national­
sozialistischen" Herrschaft bis zuletzt 
verteidigt hatte, erneut in Anschlag. In 
seinem Vortrag „Die Bedeutung der päd­
agogischen Theorie für die Ausbildung 
des Lehrers" gab er ihr ein tiefgreifendes 
philosophisches Fundament. 

In Anlehnung an die Dialoglk bestimmt 
er den Erziehungsprozeß als eine Ich­
Du-Relation . .,An stelle der objektbear­
beitung tritt der 'umgang', der die partei­
en zu wechselseitiger belebung zusam­
menführt und aneinander ihrwesen ent­
wickeln läßt."25 „Für den wirklichen erzie­
her ist der zögling von vornherein die 

bochschule ost jan./febr. 1995 

potentielle 'person', die zur'freiheif, 21tir 
'persönlichkeif, zur selbstverantwortli­
chen gestaltung des eigenen daseins 
emporzuentwickeln das eigentliche ge­
schäft der erziehung ausmacht. "26 Die­
ses konzeptionelle Herangehen verbie­
tet es, den lernenden als Objekt der 
Beeinflussung zu betrachten, ihn 
schlechthin belehren oder gar bevor­
munden zu wollen. 

Litts pädagogische Leitidee liegt jen­
seits von Kommando und Administrati­
on. Insofern ist es nur konsequent;wenn 
er für die Universitäten genau jenes Prin­
zip der Trennung von Universität und 
Politik gegenüber der SMAD und der 
Deutschen Zentralverwaltung zur Gel­
tung zu bringen sich bemüht, wie er-es 
früher schon vertrat: die .relative Auto­
nomie" der Universitäten. 27 

Der Wille zur Demokratisierung des 
Hochschulwesens müsse sich in Litts 
Augen vor allem daran messen lassen, 
inwieweit die .entscheidende Vetretung 
der eigenen politischen Meinung mit der 
achtvollen Haltung gegenüber dem an­
deren Denken" zu vereinen getrachtet 
wird.28 Seine Forderung, sich sehr inten­
siv und für einen längeren Zeitraum mit 
der „nationalsozialistischen Ideologie" 
auseinanderzusetzen, stieß aus sehr 
verschiedenen Motiven auf eine breite 
Ablehnung, aus Furcht vor der Qual der 
Selbstreflexion, aus dem Bestreben her­
aus, die eigene Mitschuld zu vertuschen, 
oder sei es, ein mögliches Fragen nach 
strukturellen Ähnlichkeiten zwischen der 
„nationalsozialistischen" Politik und der 
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Art und Weise der Forcierung und Aus­
richtung der deutschen Nachkriegsent­
wicklung im Keime zu ersticken. 

Seine Forderungen nach einer „relativen 
Autonomie" standen den Bestrebungen 
im Wege, die Universitäten und Hoch­
schulen erneut in den Dienst der Politik 
zu stellen. Als er Anfang 194 7 nochmals 
öffentlich forderte, daß die Hochschulen 
sich aufihre „ureigenste Aufgabe" besin­
nen und mit keinerlei Verpflichtung bela­
stet werden sollen, die .sie ihrer Bestim­
mung entfremden könnten"29, waren die 
Weichen schon auf eine .Stalinisierung" 
des öffentlichen Lebens der SBZ im 
Zuge des sich anbahnenden Kalten Krie­
ges gestellt. Hatte Litt in seinen Gedan­
ken zum Jahre 1947 in der .Leipziger 
Zeitung" noch den Lesern Mut zum Hof­
fen zugesprochen 30, so schwand sie ihm 
selbst in Bezug auf die subjektiv ermes­
sene Erträglichkeit seines Wirkens in 
Leipzig und im Osten Deutschlands. 

Mitte Februar 194 7 häufen sich die An­
zeichen dafür, daß Litt mit dem Gedan­
ken spielt, in den Westen überzusiedeln. 
Unmittelbarer Anlaß, diesen Schritt zu 
gehen, war ein Angebot des Kulturmini­
sters des Landes Nordrhein-Westfalen, 
die Leitung des Erziehungswissenschaft­
liehen Instituts für dieses Land, verbun­
den mit einer Honorarprofessur an der 
Universität Bonn, zu übernehmen. 31 Die­
se Mitteilung wurde in Kreisen der Uni­
versitätsleitung mit Sorge aufgenommen, 
er sollte in Leipzig gehalten werden. Der 
Rektor der Universität erklärt in einem 
Schreiben an die Landesregierung Sach-
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sen, daß Litt sehr an Leipzig hängt und 
nur dann gehen würde, wenn er zur 
Überzeugung gelangen würde, daß die 
Öffentlichkeit und „maßgebliche Stel­
len" ihn nicht „ertragen" könnten.32 

Im März 1947 spricht Litt bei der Zentral­
verwaltung für Volksbildung in Berlin vor. 
Er hat sich noch nicht entschieden. Sei­
ne erneuten Bemühungen, die Woh­
nungssituation zu verbessern, werden 
von Seiten der Universität und der Stadt­
verwaltung Leipzig erfolgreich unter­
stützt, bei der Einstellung eines Haus­
mädchens wird ihm Hilfe zugesagt. Ga­
damer richtet noch am 1. Juli 194 7 einen 
Brief an Litt, in dem er ihm mitteilte, daß 
das Ministerium und die SMAD in Sach­
sen sehr an seinem Verbleib in Leipzig 
interessiert sind.33 Doch Litt geht nach 
Bonn. Zum 20. September 1947 wurde 
der nun 67jährige Theodor Litt auf eige­
nen Wunsch von allen Verpflichtungen 
an der Universität Leipzig entbunden. Er 
kam damit seiner Entlassung zuvor. 

Litts Wirken in Leipzig blieb im Osten 
Deutschlands nur noch jener Lehrerge­
neration in guter Erinnerung, die durch 
seine Schule ging. Sein Weggang, der 
zum größten Teil ein Weggegangen­
Werden war, wurde ihm in der Öffent­
lichkeit nicht verziehen. Es wurde inter­
pretiert als ein Sich-in-den-Dienst-Stel­
len für den Bonner Staat, dessen Remi­
litarisierung als Weg in einen neuen Fa­
schismus gedeutet wurde. Die Anerken­
nung seiner Verweigerung vor der Politik 
und Ideologie des „Nationalsozialismus" 
habe er mit diesem Schritt im nachhinein 
verwlrkt. 34 Versuche, seine geschichts-
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philosophischen Leistungen kritisch auf­
zuarbeiten, wie der Leipziger Robert 
Schulz anregte 35, wurden energisch zu­
rückgewiesen und als .ideologische 
Unklarheit" geahndet. Litt blieb an der 

Anmerkungen: 

Universität Leipzig bis auf den heutigen 
Tag so gut wie vergessen. 

Michael Franzke, Dr. phil., 
lebt in Leipzig 

1 Universitätsarchiv Leipzig {UAL), Personalakte (PA) 204, Blatt 46 
2 

Theodor Litt: Hochschule und Politik. in: Die Erziehung, Heft 3/1931, s. 139 
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Der Präsident der Deutschen Akademie der Naturforscher Leo­
poldina, der Hallenser Biochemiker Benno Parthier, hat eine Ge­
schichte der Leopoldina vorgelegt. Sie erschien in diesem Jahr unter 
dem Titel "Die Leopoldina. Bestand und Wandel der ältesten deut­
schen Akademie". In acht Kapiteln behandelt Parthier die wechsel­
volle Entwicklung von derAcademla Naturae Curiosorum, die 1652 
von vier Schweinfurter Arzten gegründet worden war, bis zur 
Gegenwart. Besonders ausführlich widmet sich der Autor dem 
Wirken der Leopoldina zur Zeit der DDR unter Verwendung teilwei­
se noch unveröffentlichter Dokumente. In den Darstellungen der 
Amtszeiten der Präsidenten Kurt Mothes (1954 - 1974) und Heinz 
Bethge (1974 - 1990) wird der Versuch unternommen aufzuzeigen, 
warum die Leopoldina eine (wissenschafts-)politische Singularität 
unter den wissenschaftlichen Einrichtungen der DDR war und 
bleiben konnte. Mit freundlicher Genehmigung von Autor und Aka­
demie veröffentlichen wir im folgenden das siebte Kapitel aus dem 
Band, welches die Jahrenvon 1974 bis 1990 - die Amtszeit Heinz 
Bethges - zum Gegenstand hat. Das Buch kann zum Preis von DM 
36, - bezogen werden bei: Leopoldina, Postfach 1127, 06019 Halle/ 
S. (Red.) 

Benno Parthier (Halle/S.): 

Die Deutsche Akademie der Naturforscher 
Leopoldina in der Amtszeit von Heinz Bethge 

(1974 - 1990) 

Als Heinz BETHGE (geb. 1919) am 15. 
November 197 4 im Theater zu Bad 
Lauchstädt die Präsidentenkette von 
seinem Amtsvorgänger übernahm, wuß­
te er sehr wohl, welche Verantwortung 
auf ihn zukam. Dennoch gestand er in 
seiner ersten Präsidentenrede zur Jah­
resversammlung 1975, daß er nicht ver­
suchen wolle, n··· unbedingt in die Fuß­
stapfen seines Vorgängers zu tretenu. 
Er habe ganz sicher nicht das Mothes­
sche Schrittmaß, und ,,. . . verrenkt da-
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herzugehen ist nicht nur anstrengend, 
es sieht auch nicht gerade schön ausu.1 

Als Heinz BETHGE am 30. Juni 1990 an 
gleicher Stelle die Amtskette seinem 
Nachfolger übergab, resümierte er sein 
Wirken in der Abschiedsrede folgender­
maßen, in eine chinesische Spruchweis­
heit gekleidet: nEs mag der Mann schon 
auf dem richtigen Wege sein, aber man 
weiß nicht, ob es der richtige Mann auf 
diesem Wege ist ... •, und er schloß in 
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seiner bescheidenen Art: ,, Wenn Sie 
meinen, daß ich ein nicht ganz falscher 
Mann auf einem richtigen Wege war, 
soll es mir genügen. 02 

Zwischen beiden Aussagen lagen die 
fast sechzehnjährigen Dienstpflichten 
eines leopoldina-Präsidenten, dernicht 
nur als Physiker, sondern auch von sei­
nem Wesen her im pragmatischen Denk­
und Arbeitsstil sich deutlich von seinem 
Vorgänger unterschied - bei ähnlicher 
Phantasiebegabung und gleichwertiger 
Pflichtauffassung in der Stellung zu Amt 
und Akademie. Die Leopoldina verdankt 
ihm vor allem, Leben und Wirken der 
alten Akademie von einer überzogenen 
"Würde" und "Größe" zu befreien, sie 
stärker auf nüchterne Wissenschaft zu 
orientieren, die zeitgemäßer war und 
demzufolge auch gut angenommen 
wurde. Heinz BETHGE hat kontinuierlich 
und zielstrebig das von Kurt MoTHEs be­
gonnene Werk erfolgreich fortgesetzt, 
ohne den Stil seines Vorgängers zu ko­
pieren - am deutlichsten zu demonstrie­
ren an den qualitativ immer besser wer­
denden Jahresversammlungen. Zugleich 
hat er die Arbeit und die Stellung der 
Akademie versachlicht, ,.entmythologi­
siert". Das Machbare war für ihn Voraus­
setzung, um unter äußerlich komplizier­
terwerdenden Bedingungen das Erreich­
bare anzusteuern. 

In einem Staate, dessen Politiker 
Deutschlands Teilung auch in der Wis­
senschaft betrieben, einer Akademie 
vorzustehen, die unter diesen Bedingun­
gen Klammer zwischen den Wissen­
·schaftlern in Ost und West bleiben muß­
te und sein wollte, bedurfte es großer 
Standhaftigkeit und eines diplomatischen 
Beharrungsvermögens. Wichtig war, daß 
BETHGEs wissenschaftliche Reputation 
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im In- und Ausland unumstritten war, so 
daß einflußreiche Politiker der DDR, 
deren Zustimmung zum Präsidenten­
wechsel unumgänglich war, trotz der 
unterschiedlichen politischen Überzeu­
gungen mit möglicherweise wirklich gu­
tem Gewissen ihr Ja-Wort gaben. 

In der Praxis erwies sich die Amtsüber­
nahme als nicht so einfach wie erwartet. 
MoTHES hatte .seinen" Vizepräsidenten 
REICHENBACH, der die Kanzlei unauffällig 
führte, die Geschäftsabläufe unter­
schriftsreif vorbereitete und dem Präsi­
denten das Licht der öffentlichen Aner­
kennung ermöglichte, das dieser moch­
te. Nach REICHENBACHS Tode ( 1973) fehl­
te die ordnende Hand; die Amtsführung 
wurde etwas „genialisch-chaotisch" er­
ledigt. Es bedurfte mühseliger Kleinar­
beit des neuen Präsidenten, einen Stan­
dard einzuführen, der nicht nur vom ar­
beitstechnischen Niveau überzeugte, 
sondern auch die Akademie als Arbeits­
stätte für die wissenschaftlichen Belan­
ge erweiterte. So brachte er von seinem 
Antrittsbesuch beim Minister für das 
Hoch- und Fachschulwesen aus Berlin 
eine „Morgengabe" von zwei zusätzli­
chen Stellen für das Archiv mit, um die 
Aufbereitung der unübersichtlichen Ar­
chivbestände für wissenschaftshistori­
sches Arbeiten voranzubringen. 

In seiner Amtszeit hat Heinz BETHGE 
wahrscheinlich mehr Zeit und Kraft in die 
Leitung der Leopoldina investiert als sein 
Vorgänger. Während das Präsidium un­
terMorHEs' Leitung jahrelang sehr groß­
zügig Kollegen zuwählen konnte, weil 
die selbst gesetzte Grenze von 1000 
Mitgliedern noch viel Spielraum ließ, war 
dieser bei BETHGEs Amtsantritt aufge­
füllt. Die Zuwahlprozedur mußte ent­
sprechend aufwendiger werden, denn 
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jetzt war aus·der großen Zahl der Anträ­
ge viel strenger zu selektieren. Sysi­
phus-Arbeit bedeuteten die unter den 
spezifischen DDR-Bedingungen ablau­
fenden Vorbereitungen wissenschaftlich 
hochkarätiger Veranstaltungen: sieben 
große Jahresversammlungen wurden 
gestaltet und durchgeführt, zu denen 
meistens hochinteressante Podiumsdis­
kussionen und die neu eingeführten Dis­
kussionskreise hinzukamen, sowie eine 
Reihe von Symposien und vor allem die 
,,Leopoldina-Meetings", seine Lieblings­
kinder. letztere hatte er in die wissen­
schaftliche Welt gesetzt, in der sie sich 
besten Gedeihens erfreuen. Er schuf 
damit eine neue Qualität im Veranstal­
tungsspektrum der Akademie. Heinz 
BETHGE, der unermüdliche Anreger! 

Das war jedoch nur die eine Seite leo­
poldinischer Amtstätigkeit, zweifellos die 
angenehmere, trotz der zusätzlichen 
Arbeit. Nervenaufreibend war die Ab­
wehr der von außen hereindrängenden 
politischen Zumutungen, von denen die 
Leopoldina nicht verschont blieb und die 
in den achtziger Jahren deutlich stren­
gere Züge annahmen als z. B. in den 
sechziger Jahren. Hier mit Fingerspit­
zengefühl und Augenmaß die richtige 
Balance zwischen Notwendigkeit und 
Zulässigem zu finden, ohne das Gesicht 
der Leopoldina (und sein eigenes) zu 
verlieren, kann man getrost als eine 
Meisterleistung des XXIII. Präsidenten 
bezeichnen. 

In den Auswirkungen der Hochschul­
und Akademiereformen Ende der sech­
ziger Jahre wurden die Universitäten 
ebenso wie die staatliche Deutsche Aka­
demie der Wissenschaften zu Berlin, 
aber auch die Sächsische Akademie der 
Wissenschaften als deren Anhängsel, 
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gänzlich unter politische Kuratel gestellt. 
Das änderte sich beim Machtwechsel 
von ULBRICHT zu HoNECKER (1971) nicht 
wesentlich, im Gegenteil, die Einfluß­
nahme der Staatspartei auf die For­
schung und Lehre wurde zunehmend 
stärker. 1972 wurde die Deutsche Aka­
demie der Wissenschaften in Akademie 
der Wissenschaften der DDR umbe­
nannt. Der in der Präambel des Statutes 
von 1969 der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften enthaltene Passus ,, ... 
Verpflichtung und Auftrag, ihr wissen­
schaftliches Potential auf allen . .. Ge­
bieten der Forschung so zur Wirkung zu 
bringen, daß planmäßig hervorragende 
wissenschaftliche Ergebnisse und Spit­
zenleistungen erzielt werden ... zur po­
litischen, wirtschaftlichen, wissenschaft­
lich-technischen und geistig-kulturellen 
Stärkung der Deutschen Demokrati­
schen Republik"3 erweiterte sich im Sta­
tut der Akademie der Wissenschaften 
der DDR von 1984 (!) um den Zusatz: 
„Die Akademie der Wissenschaften der 
DDR gestaltet ihre Tätigkeit auf der 
Grundlage der Beschlüsse der Soziali­
stischen Einheitspartei Deutschlands 
und der Regierung der Deutschen De­
mokratischen Republik ... "4 

Das Politbüro in der Person ihres Mit­
gliedes Professor Kurt HAGER bestimm­
te die Richtlinien der Wissenschaftspoli­
tik und die geistigen Aktivitäten in der 
DDR. Die Einflußnahme der SED-Par­
teisekretäre in den wissenschaftlichen 
Einrichtungen wuchs stetig, wobei sie 
als Transmissionsriemen die Anordnun­
gen von Partei und Staat bis in die klein­
sten strukturellen Verästelungen hinein­
trugen und deren Durchführung gewähr­
leisteten. Damit war Wissenschaft und 
Forschung in der DDR in eindeutige, 

51 



durch die SED bestimmte und kontrol­
lierte Richtlinien eingebunden. For­
schungspolitik und Forschungsstrategi­
en gingen streng nach dem „Prinzip des 
demokratischen Zentralismus" vom Po­
litbüro über das Zentralkomitee der SED 
zur Staatlichen Plankommission und dem 
Ministerium für Wissenschaft und Tech­
nik aus. Vorauseilender Gehorsam wur­
de nicht nur vom Forschungsrat, son­
dern auch von der Zentrale der Akade­
mie sowie deren Gremien und Klassen 
erwartet. Gewiß gab es zum Teil hefti­
gen Meinungsstreit in den Klassen der 
Akademie über die Forschungsstrategi­
en in der DDR, aber im Grundsätzlichen 
wurden die Vorstellungen des Politbü­
ros der SED doch durchgesetzt. 

Was also tun mit einer traditionsreichen 
Akademie wie der Leopoldina, die we­
der Statut noch Parteisekretär besaß 
und doch als „Insel im Roten Meer" real 
im sozialistischen Staate existierte? Ein 
Verbot war wegen der internationalen 
Mitgliederschaft mit einem Hauptanteil 
aus der Bundesrepublik Deutschland 
ausgeschlossen; es wäre wie ein Lauf­
feuer durch die ganze wissenschaftliche 
Welt gegangen und hätte die DDR-Re­
gierung bei ihrem Ringen um internatio­
nale politische Anerkennung zurückge­
worfen - nicht nur in den westlichen 
Ländern, sondern auch in der Sowjetuni­
on wären offizielle Proteste zu erwarten 
gewesen. Ein finanziell angelegtes Aus­
hungern war nicht opportun, weil dann 
die Spendenfreudigkeit aller Mitglieder 
entsprechend gestiegen wäre und die 
ohnehin ungebührlich selbständige Aka­
demie noch autonomer geworden wäre. 
Keine der in der DDR ansässigen Wis­
senschaftsinstitutionen außer der Leo­
poldina hatte die Freiheit, ihre Mitglieder 
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ohne namentliche Genehmigung durch 
die Regierung und auch durch die SED­
Spitze zuzuwählen. Die staatliche Seite 
versuchte daher mit guter Miene zum 
bösen Spiel, immer gut dosiert (nicht zu 
viel Zuckerbrot, nicht zuviel Peitsche), 
die Leopoldina in die Wissenschaftspo­
litik der DDR einzuspannen. Man hatte 
den Eindruck, daß vor allem das interna­
tionale Ansehen der Leopoldina als Aus­
hängeschild für das Prestige der DDR 
willkommen war. Die dazu vom Staat 
bewilligten Haushaltsmittel als Gegen­
leistung wurden entsprechend bemes­
sen. 

Weil die Leopoldina nicht im politisch 
luftleeren Raum schwebte, waren Be­
sprechungen und Verhandlungen mit 
Politikern sowohl der bestimmenden 
Staatspartei als auch auf der Minister­
ebene unumgänglich. Kurt MorHES und 
Heinz BETGHE, das sei vorweggenom­
men, haben diese Gespräche zum Be­
sten der Leopoldina mit Geschick ge­
führt und mit Bravour bestanden. Nach 
dem Amtswechsel war zu erwarten, daß 
der neu inthronisierte Präsident, dessen 
apolitische Haltung und innere Überzeu­
gung natürlich bekannt war, auf seine 
Standhaftigkeit, vielleicht auch auf sei­
nen Willen zu konstruktiver Mitarbeit 
abgeklopft wurde. HeinzBETHGE erkann­
te, daß in diesem Härtetest entschei­
dend war, gleich zu Beginn bei aller 
Konzilianz im Ton In der Sache fest zu 
bleiben. 

Auch später hatte er dazu Gelegenheit, 
denn weitere, in unregelmäßigen Ab­
ständen stattgefundene Konsultationen 
mit dem Minister für das Hoch- und 
Fachschulwesen B0HME oder dessen 
Stellvertreter HErooRN erwiesen sich als 
zumindest klimatisch wechselhaft, in 
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Abhängigkeit von der jeweiligen politi­
schen Großwetterlage. Die Unabhän­
gigkeit der Leopoldina zu erhalten, war 
„ein ständiger Drahtseilakt zwischen 
Konfrontation und Kompromißu, gab 
Heinz BETHGE der „Zeit" zu Protokoll. 5 

Man traf sich am Ende oft auf der Ebene 
gegenseitiger Anerkennung der Stand­
punkte; hier ließen sich unvereinbare 
Meinungen für längere Zeit ablagern, bis 
die Zeit die Probleme obsolet machte. 
Drei- oder viermal allerdings, gesteht 
BETHGE, habe es wirkliche Konfrontatio­
nen gegeben, harte Auseinandersetzun­
gen über anmaßende Äußerungen des 
Ministers auf Jahrestagungen der Leo­
poldina, z. B. bei seinen „Raketen-Re­
den" anläßlich der Jahresversammlun­
gen 1983 und 1985. 

Nach den üblichen Sätzen der Anerken­
nung und des Lobes über die,, ... interna­
tional angesehene und an humanisti­
schen Traditionen reiche Gelehrtenver­
einigung ... ," sowie der Wünsche vom 
Vorsitzenden des Ministerrates der DDR 
(SroPH) zum ""' erfolgreichen Verlauf 
Ihrer wissenschaftlichen Beratungen im 
Geiste des Humanismus und der Völ­
kerverständigung ... " kam der Minister 
schnell zur Sache: 

"Die diesjährige Tagung der LEOPOWI­
NA findet in einer Zeit äußerster Zuspit­
zung der internationalen Situation statt. 
Die Auseinandersetzung im Kampf um 
die Erhaltung des Weltfriedens, um die 
friedliche Zukunft der ganzen Mensch­
heit, hat beträchtlich an Intensität zuge­
nommen. 1983 wird zu einem Jahr gro­
ßer internationaler Entscheidungen wer­
den. Es muß den Friedenskräften in al­
ler Welt gelingen, die von der NATO für 
dieses Jahr beabsichtigte Stationierung 
neuer nuklearer Mittelstreckenwaffen 
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der USA in Westeuropa zu verhindern. 
... Unser Land und alle Staaten des 
Sozialismus ... unternehmen ... vielfälti­
ge und starke Bemühungen um Ent­
spannung und Abrüstung. Um den Aus­
bruch eines nuklearen Infernos zu ver­
hindern, haben die Staaten des War­
schauer Vertrages den Vorschlag un­
terbreitet, einen Vertrag über die Nicht­
anwendung militärischer Gewalt ... zwi­
schen den Staaten des Warschauer 
Vertrages und denen der NATO abzu­
schließen .... 

Davon ließ sich die Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik leiten, 
als sie vor einigen Wochen der: Regie­
rung der BRD" den Vorschlag unterbrei­
tete, die schwedische Initiative [die 
Schaffung einer kernwaffenfreien Zone 
zwischen West- und Osteuropa -d. Verf.] 
zu unterstützen. Die Regierung der BRD 
hat diese Initiative nicht aufgegriffen 
und eine Chance vergehen lassen.~ 

Nach einer Attacke gegen REAGANS USA­
Administration, welche die "'" fortge­
schrittenen Errungenschaften der wis­
senschaftlich-technischen Revolution 
zur Erlangung eines nuklearen Erst­
schlagpotentials und für die Einbezie­
hung des Weltraums in die Rüstung 
mißbraucht und unermüdlich bemüht 
ist, neue Varianten eines Kernwaffen­
krieges durch die USA zu erfinden ... u, 

läßt der Minister Thomas MANNS Aus­
spruch über den Antikommunismus als 
Grundtorheit unserer Epoche einfließen, 
um ihn wie folgt zu vertiefen: 

• Es war charakteristisch für diese Zelt, daß 
auch in öffentlichen Verlautbarungen Minister 
und andere Staatsdiener bei der Gegenüber­
oder Nebenelnanderstellung der beiden deut­
schen Staaten die DDR mit vollständigem Na­
men, die Bundesrepublik Deutschland jedoch 
in der Kurzform benannten. 
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,.Die• Frage: Für oder wider den Fort­
schritt der Menschheit steht heute so­
garweitaus schärfer angesichts der Tat­
sache, daß jene sozialen Kräfte, die 
keine Lehren aus der Geschichte gezo­
gen haben und das Rad der Geschichte 
erneut zurückzudrehen versuchen, über 
militärwissenschaftliche und militärtech­
nische Machtmittel verfügen, um die 
ganze Menschheit in einem thermonu­
klearen Inferno zu verbrennen. Hier lie­
gen letztlich die wahren sozialen Wur­
zeln der heutigen zugespitzten interna­
tionalen Konfliktsituation. Deshalb ist 
Antikommunismus heute nicht lediglich 
eine Torheit, sondern ein Verbrechen 
an der Menschheit, denn er bereitet 
ideologisch den Boden für die existenti­
elle Vernichtung allen Lebens auf unse­
rem Planeten vor." 

Seine Schlußfolgerung, die den Ta­
gungsteilnehmern nicht vorenthalten 
wird, lautet dann: ,.Stärker denn je ist 
heute jeder Wissenschaftler gefordert 
zu entscheiden, wem seine Genialität, 
sein wissenschaftliches Schöpfertum 
dient, welchen sozialen Interessen sei­
ne wissenschaftlichen Erkenntnisse 
entsprechen und für welche Ziele sie 
verwertet werden."' 

Zwei Jahre später, zur Jahresversamm­
lung 1985, setzte der Stellvertreter des­
selben Ministers die Zumutung an das 
Auditorium im gleichen Tenor und mit 
dem gleichen Ansinnen fort: ,. ... führen 
wir den politischen Dialog mit all denen 
weiter, die zu einer Koalition der Ver­
nunft bereit sind, die sich an die Realitä­
ten und an die Verträge halten. Unser 
Bestreben nach gutnachbarlichen Be­
ziehungen läßt sich aber in letzter Zeit 
immer schwieriger umsetzen. Immerhin 
gehört die Regierung der BRD zu den 
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hartnäckigsten Verfechtern des Kon­
frontationskurses, die BRD ist die be­
deutendste Abschußrampe der neuen, 
auf uns und unsere verbündeten Län­
der gerichteten USA-Raketen. Dazu 
kommen in letzter Zeit immer mehr laut­
stark und mit offizieller Duldung oder 
gar Förderung vorgetragene Losungen, 
für die man nur den Begriff Revanchis­
mus verwenden kann. '8 

An diesem ausführlichen Beispiel politi­
scher Einmischung, das der Minister wie 
üblich mit einer stattlichen Lobhudelei 
auf das Erziehungs- und Wissenschafts­
system der DDR fortsetzte, sollte die 
von Phrasen und Worthülsen starrende 
Schwarz-Weiß-Malerei in den West-Ost­
Betrachtungen der DDR-Offiziellen de­
monstriert werden, die nicht nur den 
Alltag der Wissenschaftler in der DDR 
.,bereicherten", sondern auch ihre „Sonn­
tage" wie Jahresversammlungen der 
Leopoldina beschwerten. Obwohl der 
„kalte Krieg• längst vorüber war, hielten 
es die SED-Führung und der Hochschul­
minister oder sein ebenso geschärfter 
Stellvertreter für notwendig, auch vor 
einem international besetzten wissen­
schaftlichen Auditorium mit einem an 
jene Zeit erinnernden ideologischen 
Kaliber rhetorisch zu feuern. Es war eine 
Rede, bei der westdeutsche Kollegen 
Anstalten machten, den Saal zu verlas­
sen. 

Präsident BETHGE stand in solchen, vom 
ministeriellen Geldgeber provozierten 
Situationen vor einer schwierigen Auf­
gabe. Er hatte sich ohnehin für alle seine 
Präsidentenreden zu den Jahresver­
sammlungen vorgenommen, auf ein 
aktuelles Wissenschaftsgebiet näher ein­
zugehen. Die angedachte Frage, wie 
die deutsche Wissenschaft speziell in 
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Ostdeutschland gegen die internationa­
le Konkurrenz sich besser behaupten 
und darstellen könne, enthielt im Keim 
das Problem der großen Erfolge der Na­
turwissenschaften in jenen Vereinigten 
Staaten von Amerika, die der Minister 
des Versuchs zum globalen Nuklear­
krieg bezichtigt hatte. Es hätte daher 
nahegelegen, auf die Kernforschung ein­
zugehen - die vorangegangene politi­
sche Darstellung schien dazu geradezu 
herauszufordern. 

Mit der unangreifbaren Meinung des 
sowjetischen Physikers, Nobelpreisträ­
gers und Ehrenmitglieds der Leopoldina 
Pjotrl<AP1cA in der Hinterhand analysier­
te der Präsident als Ursachen für den 
wissenschaftlich-technischen Vorsprung 
der USA vor allem Leistungsdruck, Lei­
stungswillen, Originalität im Denken und 
eine Finanzierungsweise, die das richti­
~~ .Umfeld" für erstklassige Forschung 
forderten. Es waren alles Kriterien mit 
denen der Minister nichts anzuta~gen 
wußte. Er hatte eine politische Stellung­
nahme der Leopoldina zu den amerika­
nischen Aufrüstungsankündigungen er­
wartet. 

davon leider nicht unberührt. Wir alle 
machen uns Sorgen. 

Wenn ich mich zu diesen Sorgen hier 
heute äußern will, so muß ich einige 
Vorbemerkungen vorausschicken. Ich 
spreche nicht als Präsident im Namen 
der Akademie und auch nicht in Fortset­
zung der Mahnungen und Sorgen, die 
Sie, Herr Minister ... soeben ja schon 
sehr scharf angesprochen haben. Ich 
spreche als Wissenschaftler, der als 
Physikerallerdings etwas genauer weiß 
wie unscharf die Grenzen zwische~ 
Grundlagen- und Angewandter For­
schung sind und dem als langjährigem 
lnsUtutsleiter geläufig ist, daß zuneh­
mend mit der Frage , Was ist denn her­
ausgekommen?' gemeint ist, was sich 
als ökonomischer Nutzen nachweisen 
läßt. Diese Wandlung geschieht welt­
weit, und vor dem Hintergrund eines 
gewaltig gewachsenen Wissenschafts­
potentials einerseits und den volkswlrt­
schaftlichen Bedrängnissen anderer­
seits, ist die Frage sogar legitim. Ich 
erwähne dies, weil die Wissenschaft -
und dies 'gilt für viele Disziplinen - damit 
gegenüber früher sehr viel enger an die 
Gabelung herangerückt ist, an der sich 
entscheidet, ob der Nutzen gut oder 
böse sein wird. 

Eine von den Sorgen der Zeit begleitete 
Antwort gab BETHGE dem Minister erst 
jetzt, 1985, nach der nochmaligen ver­
balen Attacke auf die deutsch-deutschen 
Beziehungen mit den Raketenbasen der 
Amerikaner im Hintergrund: 

„ Wir alle wissen, daß einhergehend mit 
einer gewaltigen Aufrüstung, das politi­
sche Klima zwischen Ost und West sich 
rapide verschlechtert hat. Das Mißtrau­
en, das vor einigen Jahren noch etwas 
abzutauen schien, hat sich beängsti­
gend verschärft, und die Wissenschaft 
blieb, auch das müssen wir feststellen, 

Ich will über den bösen Weg sprechen 
und versuchen, eine Aussage heraus­
zuarbeiten, die, so will mir scheinen 
bislang in der öffentlichen Diskussio~ 
kaum berührt wurde. Nicht sprechen 
will ich über die 50000 Kernsprengköp­
fe, von denen ein Bruchteil zur Herbei­
führung der totalen Katastrophe genügt, 
und auch nicht über den Raketenwahn­
sinn, der uns hier in Mitteleuropa ja 
besonders bedrückt. Wir alle wissen 
daß ein, Gleichgewicht des Schrecken;' 
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existiert, und es lassen sich nur schwer 
Argumente gegen die Annahme finden, 
daß dieses Gleichgewicht uns mögli­
cherweise vor einer massiven Konfron­
tation der beiden Machtblöcke bewahrt 
hat. 

... Ich fürchte, Forschungs-und Entwick­
lungsprogramme der vorgesehenen Di­
mension für Waffentechniken ganz neu­
er Art werden - was meiner Vermutung 
nach ja angestrebt wird - zu einer 
Quantität und neuer Qualität von high­
tech führen, die uns soziologisch größte 
Schwierigkeiten bereiten wird. 

... Hier ließen sich viele Beispiele anfüh­
ren, die deutlich machen würden, wie 
schnell Erkenntnisse der Grundlagen­
forschung plötzlich von großem Interes­
se sind für die Schlüsseltechnologien 
und daß es nur des Wollens und natür­
lich der entsprechenden Mittel bedarf, 
um high-tech hervorzubringen. 

. . . Die Gesellschaft als wohl kompli­
ziertestes Gebilde muß Zeit haben, sich 
anpassen zu können. Dies ist, wie Sie 
mir sicher zustimmen, zum derzeitigen 
Tempo des technologischen Fortschritts 
nicht gelungen, und wir müssen fragen, 
was wir eigentlich heraufbeschwören, 
wenn mit gigantischen Programmen 
Rüstung und high-tech verschmolzen 
werden?ue 

Ein scharf formulierter Protestbrief des 
Präsidenten an den Minister (2. 5. 1985) 
im Nachgang zu dessen Rede auf der 
Jahresversammlung 1985 war dann 
übrigens Anlaß für eine der erwähnten 
drei oder vier harten Konfrontationen in 
der Amtszeit von BETHGE. 

Kleinere, gleichwohl sehr ärgerliche Ver­
stimmungen mit dem Ministerium erga-
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ben sich bei abgelehnten Reisen von 
Präsidiumsmitgliedern; bei staatlichen 
Bezeichnungen in den Mitgliederver­
zeichnissen, die der offiziellen Lesart 
nicht entsprachen; bei Wahrnehmungen 
von internationalen Funktionen durch 
Leopoldina-Vertreter - alles Nadelsti­
che, die zum Alltag des DDR-Systems 
gehörten. Über die meisten Gespräche, 
von denen der Präsident dem Präsidium 
berichtete, könnte es wie im Protokoll 
vom 22. 2. 1988 heißen: ,.Als Fazit die­
ses Gesprächs ergab sich die Erkennt­
nis, daß das Ministerium die Akademie 
(für seine wissenschaftspolitischen Vor­
stellungen- Verf.]klug ins Kalkül setzt. •~0 

Wie „klug" das gelegentlich geschah, ist 
im Protokoll der Präsidiumssitzung vom 
24. 10. 1983 nachzulesen: ,,Staatsse­
kretär BERNHARDT [vom Ministerium für 
das Hoch- und Fachschulwesen -Verf.] 
hat den Rektor der Universität beauf­
tragt, mit dem Präsidenten ein Gespräch 
zu führen. Die Akademie wurde gebe­
ten, an die Mitglieder Briefe über den 
notwendigen Kampf um die Erhaltung 
des Friedens zu versenden mit der wei­
teren Bitte, diese Briefe der Presse zu­
gänglich zu machen. Da wir eine inter­
nationale Akademie sind, konnte der 
Präsident dieser Bitte nicht entsprechen. 
Mit ähnlichem Wortlaut und gleicher Ziel­
stellung ist der Präsident auch von der 
Akademie der Wissenschaften der DDR 
angerufen worden . ..,, 

Bei den meisten dieser Präsidenten­
Gespräche waren die Minister oder die 
Stellvertreter von einem Herrn M. oder 
später Herrn D. begleitet, deren Aus­
strahlung auch dem wenig Eingeweih­
ten sofort Herkunft bzw. Auftrag verriet. 
Gelegentlich kamen sie auch allein in die 
Leopoldina, um nach dem Rechten zu 
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sehen. Speziell in Reiseangelegenhei­
ten hatten sie immer die Hand im Spiele. 
Sie erwarteten, Einfluß auf die Perso­
nalpolitik der Leopoldina-Mitarbeiter zu 
erhalten, und bei den Veranstaltungen 
der Akademie verlangten sie in freundli­
chem Ton die Teilnahme zu möglichst 
allen Zusammenkünften der Mitglieder. 
- Gewiß doch: die mit drei Viertel ihrer 
Mitglieder aus dem kapitalistischen Aus­
land „belastete" Leopoldina existierte mit 
einer halben Million Mark Haushaltsjah­
resbudget mitten in der DDR, wo das Mi­
nisterium für Staatssicherheit allgegen­
wärtig war. Deren offizielle, gerade er­
wähnte Pappenheimer waren schnell 
ausgemacht - sie verhehlten auch ihre 
neugierigen Aufträge gar nicht - und 
wurden kalkulierbar. 

Anders verhielt es sich mit den „inoffizi­
ellen Mitarbeitern". Es waren sehr weni­
ge nur, deren stilles Wirken, bewußtes 
oder unbewußtes konspiratives Plappern 
erst nach 1990 an die Außenwelt drang 
und der Akademie bekannt wurde. Sie 
bleiben ein diffiziles Problem - für die 
Leopoldina weniger ein juristisches als 
ein moralisches und damit ein menschli­
ches.12 ,Geheimnisse" des vorsichtigen 
Präsidiums waren damit nicht zu ent­
schleiern, aber daß die sonst doch über­
all gelungene Stasi-Unterwanderung bei 
der Leopoldina sich unerwartet schwie­
rig erwies, mußte so sehr als Stachel 
des Anreizes empfunden worden sein, 
daß in der dann nicht mehr stattgefunde­
nen Zukunft des Ministeriums für Staats­
sicherheit ,.. . . Möglichkeiten erarbeitet 
werden [sollten], um die Stellung der L. 
in der DDR zugunsten der DDR zu ver­
ändern". ' 3 

Wie ängstlich die Staatsmacht sich zeig­
te, besonders in den späten 80er Jah-
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ren, wenn die Jahresversammlungen der 
Leopoldina Hunderte von wißbegierigen 
Jugendlichen anlockten, demonstrierte 
sie mit der lautlosen Einquartierung ei­
ner Kompanie von Sicherheitskräften in 
die Nebenräume des Versammlungs­
gebäudes. 14 Gefahr schien besonders 
dann aufzudämmern, wenn Carl Fried­
richvoN WErzsACKER mit brillanter Rheto­
rik die akademische Jugend wie ein 
Magnet zu einem Ausflug in die Philoso­
phie, Geschichte oder Ethik anzog. 

„Die LEOPOLD/NA ist eine Gemeinschaft 
von Gelehrlen, die Begegnung und Aus­
tausch von Gedanken und Meinungen 
über die Grenzen und Staaten und der 
wissenschaftlichen Disziplinen hinweg 
für dringlich hält und diese zu fördern 
sich bemüht. Der Idee der Humanitas 
verpflichtet, sich der Verantworlung na­
turwissenschaftlicher Forschung und 
ärztlicher Tätigkeit bewußt, wird unsere 
Akademie Ihre Arbeit fortführen ... '(15 

,,Heute sehen wir uns als eine internatio­
nale Akademie, die nicht nur ihre Wur­
zeln, sondern auch ihre Basis in unserer 
Zeit in den deutschsprachigen Ländern 
hat. "'6 

Diese aufgabenbezogene und geogra­
phische Einordnung der Leopoldina war 
der Maßstab, den in der späteren DDR­
Zeit die Akademie sich zum offiziell ein­
geschränkten Handeln anlegte, die Ein­
bettung der nationalen Aufgaben in die 
internationale Umrahmung. Letztere half 
immer dann, wenn die offizielle DDR­
Politik zu sehr auf deutsch-deutsches 
Auseinanderdriften pochte. Die nationa­
le Komponente wurde vor allem gepflegt 
und unterstützt durch die westdeutschen 
Mitglieder, persönlich oder über Organi­
sationen. Ihre materiellen und ideellen 
Hilfen waren vielfältig; von manchen 
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wußten die DDR-Oberen, aber viele klei­
nere Kooperationen blieben ihnen auch 
verborgen. Sie mutmaßten solche und 
das damit verbundene Mißtrauen' war 
zur Aufrechterhaltung der nötigen Di­
stanz ganz hilfreich. Größere deutsch­
deutsche Unternehmungen mußten na­
türlich staatlich abgesegnet sein. 

Das Präsidium wäre schlecht beraten 
gewesen, dem Ministerium für das Hoch­
und Fachschulwesen ein Spendenkonto 
in München zu unterschlagen, das von 
Adolf BUTENANDT für die Leopoldina ein­
gerichtet worden war und von Spenden 
westdeutscher Mitglieder gespeist wur­
de (als.Adolf-Butenandt-Förderkreis für 
N~turforscher der Leopoldina e.V.", 
Munchen, weiterexistierend). Der Dienst­
wagen der Leopoldina wurde von der 
Max-Planck-Gesellschaft geschenkt, die 
modernen Schreibmaschinen von an­
deren Gönnern gestiftet. An der jährli­
chen Bücherspende für die Mitarbeiter 
der ostdeutschen Mitglieder beteiligten 
sich alle westdeutschen Kollegen. Wis­
senschaftliche Geräte oder Laborche­
mikalien wurden regelmäßig von Leo­
poldina-Mitgliedern auch unter Umge­
hung strikter Einfuhrbestimmungen ein­
geführt, um die experimentellen Arbei­
ten in den finanziell ausgelaugten ost­
deutschen Instituten zu ermöglichen. -
Das waren haltbare ,dünne Drähte" 
deutsch-deutscher Gemeinschaft zwi­
schen den Wissenschaftlern, jene ,Leo­
poldinische Kollegialität", die zu entwik­
keln Heinz BETHGE unter den wirtschaft­
lich immer schwieriger werdenden Be­
dingungen anregte·17 

Dieses alles meinte der Präsident mit 
kargen Worten in seiner Rede zur Jah­
resversammlung im April 1989, als die 
Lockerungen zwischen den beiden deut-
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sehen Staaten spürbar wurden, ohne 
daß bereits ein Licht am Ausgang des 
langen Tunnels sich andeutete: 

n Wir haben, manchmal sicher etwas zu 
argwöhnisch beobachtet, Fahrtrinnen 
erkundet, in denen heute nach merkli­
cher Entspannung zunehmend Bewe­
gung in Gang kommt. Senat und Präsi­
dium haben sich bemüht, aber wichtiger 
war die Gemeinschaft unserer aktiven 
Mitglieder, die hüben und drüben mach­
bare Gemeinsamkeit praktiziert ha­
ben. •~a 

Auf ähnliche Weise, obgleich wesentlich 
kompliziertere und aufwendigere 
d~~tsch-deutsche Wechselbeziehungen 
nottg waren, wurde zwischen 1985 und 
1988 ein Vortrags- und Sitzungsgebäu­
de der Leopoldina geplant und auf dem 
Gru~? _eines der Akademie gehörigen 
baufalllgen Wohnhauses errichtet. Der 
Akademie wurde damit ein willkomme­
nes und schönes, technisch modernes 
Umfeld für die Veranstaltungen geschaf­
fen. PräsidentBETHGE hatte über Reimar 
LOST eine Möglichkeit eingefädelt, das 
Vorhaben aus westdeutschen Quellen 
anzufinanzieren. 19 Mit einer größeren 
Summe aus der Krupp-Stiftung - was 
dem Staat ein willkommener Devisen­
import bedeutete - war das Ministerium 
unbürokratisch schnell einverstanden: im 
V,olkswirtschaftsplan erhielt das Projekt 
eine vorgezogene Plankennziffer, die 
Bezirksadministration folgte nach, das 
Baukombinat erhielt einen Auftrag und 
schließlich auch Devisen für die Nach­
b~sserung seines Baumaschinenparks. 
Die Spende der Krupp-Stiftung, großzü­
gig unterstützt durch den Generalbevoll­
mächtigten Professor Be1Tz,20 war eine 
zur Initialzündung notwendige, kritische 
Masse" (von der noch ein Anteil in ande-
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re staatliche Kanäle floß), um das Hoch­
schulministerium zu einer Sonderfinan­
zierung mit einem Mehrfachen an DDR­
Mark anzuregen, womit der Bau reali­
siert werden konnte. 21 

Am Ende hatten wohl alle Beteiligten 
das Gefühl, gewonnen zu haben, aber 
das deutsch-deutsche diplomatische Ge­
flecht. das sich schnell um den ganzen 
Vorgang spann und das Heinz BETHGE 
z~ durchdringen hatte, war sperriger, als 
hrer darzustellen ist. Gleichfalls soll nicht 
detailliert berichtet werden, wie der Prä­
sident persönlich Wasserhähne, Küchen­
geschirr und Fließenzement auf seinen 
Reisen nach München besorgte und nach 
Halle transportierte. 

Über andere Erfolge in der Amtszeit 
BETHGEs ließe sich noch einiges schrei­
ben, waren sie doch immer gegen äuße­
re Widerstände errungen worden. So 
soll nicht unerwähnt bleiben, daß trotz 
drucktechnischer Schwierigkeiten und 
Mangel an Papierkontingent die Vorträ­
ge der Jahresversammlungen und an­
dere Vorträge in guter Qualität in den 
Nova Acta Leopoldlna gedruckt wurden 
allerdings oft verbunden mit verspäte~ 
tem Erscheinen. Ein ,Statut in Prosa' in 
Form einer kleinen Akademiegeschich­
te22 erschien in zwei Auflagen; erstmals 
wurde ein Gesamtmitgliederverzeichnis23 
gedruckt. 

Die in den vorangegangenen Jahren 
geschwächten Beziehungen zur Grün­
derstadt Schweinfurt wurden reaktiviert. 
Der Präsident und weitere Präsidiums­
mitglieder weihten 1981 ein neues „Leo­
poldina-Krankenhaus" mit einem bemer­
ke~swerten Symposium über die appa­
rative Medizin ein;24 bei den feierlichen 
Verleihungen des Carus-Preises im 
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Schweinfurter Rathaus erschien der Prä, 
sident Im Amtsschmuck. Welche Zähig­
keit der erste Mann der Akademie an 
den Tag legen mußte, um nicht nur für 
sich, sondern auch weiteren ostdeut­
schen Präsidiumsmitgliedem und Sena­
toren Reisepapiere zu beschaffen, kann 
man im nachhinein kaum noch ermes­
sen. So konnte die Leopoldina bei den 
Jahresfeiern der anderen deutschen 
Akademien regelmäßig vertreten sein. 

Während die Beziehungen derleopoldi­
na zu den einzelnen westdeutschen 
Akademien der Wissenschaften, die sich 
1973 zu einem Verbund, der „Konferenz 
der Akademien der Wissenschaften in 
Deutschlan~" zusammengeschlossen 
hatten, auf Grund vieler persönlicher Bin­
dungen gut und hilfreich zum Nutzen der 
Leopoldina blieben, spielte die Akade­
mie im internationalen akademischen 
Konzert nur betont vorsichtig mit. So 
waren Präsident und Präsidium besorgt 
über die Gründung einer Europäischen 
Akademie, die von England ausging. 
Man werde sich zurückhalten, weil die 
Einbeziehung der Leopofdina diese,, .. . 
unerwünscht mit Politik belasten ... " 
~ürde. 25 Der von einigen Senatoren ge­
außerte Wunsch, einen zweiten auswär­
tigen Vizepräsidenten für die Stamm­
länder Schweiz und Österreich zu er­
nennen, n··· wirft ernste Probleme auf, 
die insbesondere für die ... Zukunftsauf­
gaben unserer Akademie neue Fragen 
stellen" - ebenso wie auswärtige wis­
senschaftliche Veranstaltungen der Leo­
poldina skeptisch zu beurteilen seien.26 

Die offiziellen Beziehungen zu den ost­
europäischen Staatsakademien der Wis­
senschaften wie zu den entsprechen­
den Institutionen im eigenen lande wa-
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ren kühl, aber nicht unfreundlich. Man 
hatte sich nichts Wesentliches zu sagen; 
die Gelehrtengesellschaft Leopoldina 
gehörte zu einer anderen Kategorie, lebte 
gewissermaßen in einer anderen, gele­
gentlich neidvoll betrachteten Welt, die 
keine ideologischen Pflichtveranstaltun­
gen kannte, die mit Forschungsplänen 
und der Überführung von Forschungser­
gebnissen in die volkswirtschaftliche Pra­
xis nichts anzufangen wußte und hatte. -
Um so freundschaftlicher war der indivi­
duelle Meinungsaustausch zu den Mit­
gliedern der Leopoldina in jenen Län­
dern. 

Auch die vielfachen Bindungen zur Mar­
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg in 
den Jahren der Amtszeit BETHGE ließen 
auf der oberen Ebene zu wünschen üb­
rig und beschränkten sich in manchen 
Jahren auf den Austausch von Neu­
jahrsgrüßen. Insgesamt wechselhaft, 
hingen Sprachlosigkeit oder Gespräche 
der Vernunft bis hin zu freundlichen 
Worten bei feierlichen Anlässen, z. B. 
zur Hundertjahrfeier der Leopoldina-Prä­
senz in Halle 1978, 27 von der jeweiligen 
politischen Großwetterlage ab, die sich 
bis in diese lokalen Bereiche bemerkbar 
machte. Schließlich spielten Geschick 
und guter Wille zu Konzessionen auf 
beiden Seiten mit, um die natürlichen 
Gegebenheiten zur Zusammenarbeit 
auszuloten, ohne daß Berliner Ministe­
riale über die sich als Trojanisches Pferd 
zur Verfügung stellende Universitätslei­
tung in die Leopoldina einzudringen ver­
mochten. Der relativ häufige Amtswech­
sel der Rektoren versprach Abwechs­
lungen, die in der erwähnten Wechsel­
haftigkelt der Beziehungen sichtbar wur­
den. 

Zum leopoldinischen Bild aus der Zeit 
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des östlich von Mauer und Stacheldraht 
real existierenden Sozialismus gehörte 
ein in vielen Jahren gewachsenes Ver­
haltensmuster, um die Akademie mit 
machbarem Anstand und gutem Gewis­
sen durch eine schwierige Zeit zu füh­
ren, hoffend, daß eine bessere Zukunft 
sich irgendwann einstellte. Das Präsidi­
um blieb ein harmonisch zusammenwir­
kendes, politisch integres und wissen­
schaftsorganisatorisch zuverlässiges 
Leitungsinstrument, aus dem neben dem 
Präsidenten Vizepräsident Horst SACK· 
MANN (1921-1993) durch seine souverä­
ne und klare Haltung herausragte. Man 
wußte, daß wissenschaftliche Argumen­
te mit politischen Parolen beantwortet 
wurden und wie man politischen Parolen 
mit wissenschaftlichen Argumenten be­
gegnete. Es gab wohl substantielle und 
persönliche Sorgen unter den Mitglie­
dern wie im Präsidium, aber die wurden 
aus Sicherheitsgründen in den Protokol­
len nichtfestgehalten. Die fast40jährige 
Wissenschaftspolitik der DDR für oder 
auch gegen die Leopoldina war trotz 
heikler Perioden irgendwie doch bere­
chenbar. Im Gegensatz zu allen ande­
ren wissenschaftlichen Einrichtungen 
erreichten uns die offiziellen Wünsche in 
Samt und Seide verpackt, weil die Leo­
poldina keiner staatlichen Weisungsbe­
fugnis unterlag. In ganz schlimmen Si­
tuationen konnte der Präsident mit der 
.,Übersiedlung" der Akademie in die Bun­
desrepublik drohen. 

Diese Deutsche Akademie der Natur­
forscher Leopoldina, normalerweise still 
geduldet, gleichwohl kritisch beobach­
tet. wurde besonders dann für die hohe 
Politik interessant, wenn ausländische 
Staatsgäste die DDR besuchten und 
fast nebenbei unsere Akademie erwähn-
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ten. Die Jahresversammlungen waren, 
wie bereits angedeutet, ein zweites Feld 
staatlich und öffentlich geäußerter Hoch­
schätzung, bei der das Prestigedenken 
offensichtlich wurde: wie geistig tolerant 
ist doch die DDR-Führung, einen so ei­
genwilligen Dorn im besten Fleisch des 
Sozialismus zu dulden! - Aber: siehe 
oben! Die Leopoldina galt als eine der 
wenigen ,Anomalien• in einem riesigen 
Gleichschaltungsbetrieb, der sich Deut­
sche Demokratische Republik nannte 
und der im Herbst 1989 so sehr durch-

Anmerkungen: 

1 BETHGE 1978, S. 16. 

2 BETHGE 1990, S. 23. 

einandergeriet, daß er am 3. Oktober 
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4 Statut der Akademie der Wissenschaften der DDR von 1984, publ. in: Gesetzbl. DDR, Teil 1, 
Nr. 19, S. 241. 
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REAKTION 

Rainer Eckert (Berlin): 

Gegendarstellung zu: Ralf Preuß: Berliner Historiker 
fordert Wissenschaftler der Humboldt-Universität auf, sein 

Leben zu erforschen, in hochschule ost 5/94 

1. Dr. Ralf Preuß erweckt in seinem 
Beitrag den Eindruck, die Debatte um 
die Vergangenheit der DDR würde be­
nutzt, um „linke Intellektuelle" zu ver­
drängen, und seine Entlassung aus dem 
Institut für Geschichtswissenschaften der 
Berliner Humboldt-Universität hätte ver­
mutlich damit zu tun, daß er die .morali­
sche Angemessenheit des Verhaltens 
der Herren Wolle, Eckert und Mitter in 
Zweifel zog". In Wahrheit wurde Herr 
Preuß wegen mangelnder wissenschaft­
licher Qualifikation nicht weiter beschäf­
tigt. Diese Entscheidung traf schon die 
unter Rektor Heinrich Fink eingesetzte 
Personalstrukturkommission. 

2. Herr Preuß behauptet, daß ich zu 
einer kleinen Gruppe von Historikern 
gehören würde, die für zwei Semester 
1972/1973 aus politischen Gründen von 
der Humboldt-Universität zur „Umerzie­
hung in der Praxis" relegiert worden sei­
en. Dies ist die Unwahrheit. Ich mußte 

hochscbule ost jan./febr. 1995 

mich von 1972 - 1975 insgesamt drei 
Jahre in der .Produktion bewähren". 
Gleichzeitig hatte die Universität Haus­
verbot gegen mich verhängt, und mir 
war die Aufenthaltsgenehmigung für 
Berlin entzogen worden. Im gleichen 
Zeitraum ermittelte die Staatssicherheit 
gegen mich im Rahmen des .Operati­
ven Vorganges Demagoge" wegen §' 
106 staatsfeindlicher Hetze und § 107 
staatsfeindlicher Gruppenbildung. In die­
sem Zusammenhang waren gegen mich 
u.a. Postkontrolle und totale Reisesper-· 
re verhängt. 

3. Dr. Preuß vertritt die Auffassung, daß 
ich nach einem Jahr In der .Praxis" eine 
Anstellung an der Akademie der Wis­
senschaften erhalten habe, wo ich mich 
ausschließlich der Forschung widmen 
und promovieren konnte. Das ist die 
Unwahrheit. Nach drei Jahren in einem 
Baubetrieb wurde ich im Zentralinstitut 
für Geschichte als Hilfskraft in der Biblio-
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thek angestellt. Nach drei Monaten be­
kam ich dort bibliographische Arbeiten 
übertragen. Mit diesen wissenschaftli­
chen Hilfsaufgaben war ich vierzehn 
Jahre beschäftigt. Den Abschluß mei­
nes Studiums, mein Diplom und meine 
Promotion mußte ich extern, d.h. mit 
kurzfristigen Freistellungen von der bi­
bliographischen Arbeit außerhalb der 
Dienstzeit bewältigen. 1982 wurde das 
Thema einer fast fertiggestellten Pro­
motionsarbeit über die Widerspiegelung 
der Judenve:rfolgung in der Exilpublizi­
stik gestrichen. Die Begründung dafür 
war, daß an einer solchen Arbeit in der 
DDR kein Interesse bestehen würde, 
daß die Be2:iehungen der DDR zu Israel 
zu schlech'cseien, und daß ich - da kein 
Mitglied d13r SED - entscheidende Quel­
lenbestände im Zentralen Parteiarchiv 
dieser Partei nicht einsehen könne. 

4. Herr Preuß behauptet, Prof. Kurt Pät­
zold wurde unter dem Vorwand der Re­
legation .von Eckert und dessen Kom­
militonen" und auf Grund der Aussage 
von Eck,art und anderer von der Univer­
sität entfernt. Das ist falsch. Zwar spielte 
bei der Entlassung Herrn Pätzolds des­
sen Beteiligung an politischer Verfol­
gung von Studenten eine Rolle, doch 
nicht in meinem Fall. Prof. Pätzold hatte 
mit meiner Exmatrikulation direkt nichts 
zu tun, und ich habe dies auch nie be­
hauptet. 
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5. Dr. Preuß behauptet weiterhin, Ek­
kert, Wolle und Mitter säßen, um "sich 
für ihnen früher angetanes Unrecht zu 
rächen", über den personenbezogenen 
Akten des Institut für Geschichtswissen­
schaften. Das ist die Unwahrheit. Herr 
Mittel hat sich mit solchen Akten nicht 
beschäftigt, Herr Wolle und ich haben 
uns mit den Strukturen politischer Ver­
folgung an der Humboldt-Universität 
während der SED-Diktatur auseinander­
gesetzt. Dabei spielten personalbezo­
gene Akten kaum eine Rolle. 

6. Herr Preuß behauptet, .diese jungen 
Wissenschaftler" hätten „ihren ersten 
Auftritt" auf der ersten Personalver­
sammlung des Institutes für Geschichts­
wissenschaften 1992 gehabt. Das ist die 
Unwahrheit. Die erste öffentliche Aus­
einandersetzung um die Vergangenheit 
des Instituts für Geschichtswissenschaf­
ten fand im November 1990 an der Hum­
boldt-Universität statt. Mehrere weitere 
folgten. All dies ist schriftlich dokumen­
tiert. Herr Preuß war mir bis zu der von 
ihm erwähnten Personalversammlung 
weder als Mitarbeiter der Sektion/des 
Institutes für Geschichte noch als Wis­
senschaftler in irgend einer Form be­
kannt. 

Rainer Eckert, Dr. phil., ist Assistent 
am Institut für Geschichtswissen­

schaften der Humboldt­
Universität zu Berlin 
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FORUM II 

Uwe Hirschfeld (Dresden): 

Kritik und Reform einer Studienordnung 
Ein grundsätzlicher Beitrag (mit drei längeren Fußnoten) aus der 

Diskussion an der Evangelischen Fachhochschule für Sozialarbeit Dresden 

Die Schule - als Institution - erzieht. 
Siegfried Bernfeld 

Das revolutionäre Subjekt lernt, aber es lernt schon für eine Welt, in der 
die Arbeit der Vergangenheit hinter uns liegt, für eine kommende Welt 

kollektiver Eigenverfügung. In der mündigen Form des Lernens setzt die 
Überwindung der Inhalte langsam an, die eine endlose Sklaverei auferlegt 

hat, beginnen sie einer neuen Erfahrung zu weichen, die das Hoffen der 
Geschlechter zu sich nimmt. Zukunft wird nur menschlich, wenn mit der 

Aufhebung der Sklaverei auf der Stelle begonnen wird, sie enthält nur so 
viel Humanität, wie in sie hinein gegeben werden kann. Ein revolutionärer 

Akt genügt nicht, um die Jahrtausende alten Archetypen auszuräumen, 
mag er auch die Welt erschüttern, Veränderung w/11 in uns selbst über 

umwälzende Praxis durchlaufen sein. 

Die Evangelische Fachhochschule für 
Sozialarbeit Dresden (im folgenden kurz: 
EFH) wurde 1991 gegründet (als einzi­
ge Ev. FH in den NBL - in den alten gibt 
es über zehn), verfügt über einen be­
rufsbegleitenden und einen grundstän­
digen Studiengang, von dem jetzt die 
Rede sein soll. 

Nach Abschluß der Gründungsphase 
Ende diesen Jahres wird die Hochschu-
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Heinz J. Heydorn 1970 

le gemeinsam, wenn auch in extrem 
ungleichen Teilen, vom Freistaat Sach­
sen und der Ev.-Luth. Landeskirche von 
Sachsen finanziert. Zur Zeit sind ca. 320 
Studentinnen (von geplanten 450) ein­
geschrieben und 14 Professuren (von 
insgesamt 18) wurden besetzt, von de­
nen 10 ihre Arbeit bereits aufgenommen 
haben. Zusätzlich sieht der Stellenplan 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen vor, 
die fast alle auf halben Stellen arbeiten. 
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' Das .besondere Profil" der EFH, das sie 
auch von fast allen westdeutschen Ev. 
FHs unterscheidet (außer der Ev. FH 
Rauhes Haus Hamburg, deren Modell 
sie weitgehend kopiert, von wo auch der 
Rektor kommt), besteht in ihrer Integra­
tion von Theologie in das Studium der 
Sozialarbeit. 

Der erste Studienjahrgang befindet sich 
gegenwärtig in der Diplomprüfungspha­
se und nimmt im März 1995 das Berufs­
praktikum (Anerkennungsjahr) auf -
wenn bis dahin ausreichend Stellen vor­
handen sein sollten. Das war und ist 
einer der Anlässe, über eine Reform der 
Studienordnung nachzudenken. Die Dis-

kussion ist zwar mittlerweile in Gang 
gekommen, wird aber von vielen Hoch­
schulangehörigen nur halbherzig verfolgt, 
bzw. zögerlich und mit verwunderlich 
wenig Engagement geführt - was durch­
aus. Verdiensr der gegenwärtigen Struk­
tur und der damit korrespondierenden 
Arbeitssitution ist. 

Dieser Artikel, in anderer Form auch als 
Beitrag zur Diskussion in der Hochschu­
le entstanden, versucht daher nicht nur, 
Alternativen zur bestehenden Studien­
ordnung zu entwerfen, sondern richtet 
viel Aufmerksamkeit auf die Analyse und 
Kritik der bestehenden Lehr-/Lernver­
hältnisse. 

1. Zum Verhältnis von Sozialarbeit und Diakonie an der EFH 

Zum Verständnis des .Integrierten Stu­
diums" sei kurz die aktuelle Situation 
skizziert: Zunächst gehört Theologie im 
dreisemstrigen Grundstudium mit je 2 
SWS zu den Pflichtfächern, wie auch 
Psychologie, Soziologie u.a.; die kleine 
Besonderheit, daß die Studierenden im 
dritten Semester nur in Theologie zwi­
schen drei verschiedenen Angeboten 
wählen können, entsprechend auch in 
kleineren Gruppen arbeiten, ignorieren 
wir an dieser Stelle - gleichwohl sie 
schon die Sonderstellung der Theologie 
deutlich macht. 

Im Hauptstudium, das weitgehend von 
der Arbeit in den .Studienschwerpunk­
ten• (z.B. Jugendarbeit) und den zuge­
, ordneten Methodikkursen (insgesamt 8 
$WS) geprägt ist, wird die Auseinander-
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setzung mit Theologie fortgesetzt, be­
gleitet noch von den Fächern Rechts­
wissenschaft und Sozialarbeit, ergänzt 
von Wahlangeboten, den sog. "Theolo­
gisch-praktischen Übungen" (z.B. Seel­
sorge, Bibliodrama u.a.). Alle anderen 
Disziplinen (Psychologie, Politikwissen­
schaft, Soziologie, Sozialmedizin u.a.) 
werden nur im Grundstudium gelehrt. 

Im siebten Semester findet die Diplom­
prüfung statt und nach dem Anerken­
nungsjahr schließt sich, nach Theologie­
Blockwoche, eine diakonische Abschluß­
prüfung an. Die während des Studiums 
in Theologie zu erbringenden Studienlei­
stungen sind nun aber nicht nur Voraus­
setzung für den diakonischen Abschluß, 
sie sind auch Voraussetzung zur Zulas­
sung für die Diplomprüfung. 
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Dabei wird die Integration der diakoni­
schen Ausbildung in das Studium der 
Sozialarbeit überwiegend als positiv 
gesehen. Andere Modelle, wo nach ei­
nem Sozialarbeitsstudium beispielswei­
se noch ein Jahr .Diakonenkurs" stattfin­
det, vermögen keine so intensive Aus­
eindersetzung der diakonischen Theolo­
gie mit den sozialwissenschaftlichen 
Theorien für die Praxisfelder der Sozial­
arbeit zu eröffnen. 

Zum Konflikt wird aber der Zwangscha­
rakter des bisherigen Modells der Inte­
gration: zwei Ausbildungsabschlüsse 
müssen in einem Ausbildungsgang er­
worben werden. Dabei schafft die 
.zwanghafte" Integration lediglich auf 
einer formalen Ebene, nämlich der der 
Pflicht, eine bloße Ko-Existenz; wirkli­
che Integration, die Menschen und In­
halte verbindet, kann sich nur in Freiwil­
ligkeit und Offenheit entfalten, erst die 
sich daraus ergebende Verbindlichkeit 
kann tragen. 

Die gegenwärtige Situation, daß ein Stu­
dent, nehmen wir an im fünften Seme­
ster, der für sich entscheidet, den diako­
nischen Abschluß nicht machen zu wol­
len, an unserer Hochschule auch kein 
Diplom als Sozialarbeiter erhalten könn­
te (weil auch dafürTheologiePflichtist), 
ist auf Dauer nicht akzeptabel. Damit 

bindet man den Erwerb einer Voraässet. 
iung an die Erlangung des Zusatzes -
und wer das Zusatzangebot nicht an­
nimmt, dem wird zugleich der Erwerb 
der Grundausbildung verwehrt. Dies Ist 
insbesondere auf dem Hintergrund un­
erträglich, daß der Freistaat Sachsen 
mit der Anerkennung der EFH Dresden 
darauf verzichtet hat, eine staatliche 
Fachhochschule für Sozialarbeit Im 
Großraum Dresden einzurichten. Dar­
aus erwächst m. E. auch die Pflicht, den­
jenigen Studienmöglichkeiten zu bieten, 
die keinen kirchlichen Abschluß anstre­
ben. 

Eine besondere Pointe erhält die Pro­
blematik noch durch die Weigerung der 
Leitung der Ev.-Luth. Landeskirche, die 
theologische Abschlußprüfung der EFH 
überhaupt als eine Zugangsvorausset­
zung für das Diakonenamt anzuerken­
nen! 

Es ist Immer problematisch, wenn sich 
Wissenschaft mit Herrschaft einläßt. Ist 
die Dlszplin des Hausherrn im Wider­
spruch zur verordneten Disziplin des 
Herrn im Haus, muß sich die Theorie 
nach ihrer Wahrhaftigkeit befragen las­
sen. 

Die Antworten aus der Geschichte der 
Kirche (wie des Sozialismus) sind be­
kannt. 

2. Studienstruktur • Kritik und Alternative 

Nach dieser konkreten Auseinander­
setzung mit dem zentralen Punkt der 
gegenwärtigen Diskussion an der EFH 

bochschule ost janJfcbr. 1995 

ist es angebracht, Studienordnung und 
Hochschule allgemeiner zu untersuchen. 
Die gesamte Anlage des Studiums an 
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der EFH geht von einer erziehungswis­
senschaftlich und bildungstheoretisch 
höchst problematischen Vorstellung aus, 
die historisch aus der Phase der "Indu­
strialisierung" der Pädagogik 1 stammt: 
alle Angehörigen eines Studienjahrgan­
ges haben zur gleichen (bestimmten) 
Zeit in weitgehend gleicher Art und Wei­
se (am bestimmten Ort) möglichst das 
Gleiche zu lernen, um damit Ränge, 
Hierarchien auszubilden. 

Diese raumzeitliche Positionierung der 
Subjekte wird von Foucault als Diszipli­
narinstitution bezeichnet. 2 Er schreibt zur 
Einrichtung der Schule: "Allmählich -vor 
allem nach 1762 - 'verflacht' sich der 
Schulraum; die Klasse wird homogen 
und besteht nur mehr aus individuellen 
Elementen, die sich nebeneinander un­
ter dem Blick des Lehrers ordnen. Der 
'Rang' beginnt im 18. Jahrhundert die 
große Form der Verteilung der Individu­
en in der Schulordnung zu definieren: 
Schülerreihen in der Klasse, Korridore, 
Kurse; jeder erhält bei jeder Aufgabe 
und bei jeder Prüfung einen Rangzuge­
wiesen ... ; Gleichschaltung der ver­
schiedenen Altersklassen, Abfolge des 
Lehrstoffs und der behandelten Fragen 
in der Ordnung zunehmender Schwie­
rigkeit. Und in diesem System obligato­
rischer Gleichschaltungen erhält jeder 
Schüler nach seinem Alter, seinen Lei­
stungen, seinem Benehmen bald diesen 
Rang und bald einen anderen". (Fou­
cault 1977, 188; Ausl. UH)3 

Die Hierarchisierung der Individuen er­
gibt sich aus ihrer Gleichschaltung. Erst 
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damit wird eine - schulgemäße - Diffe­
renzierung nötig und möglich. Techni­
ken der Überwachung (mind. 2/3 Anwe­
senheit) und normierende Sanktionen, 
insbesondere Prüfungen, disziplinieren 
durch eine auf Skalen eingeordnete, 
damit vergleichbare Individualisierung. 
"Als man von den traditionell rituellen 
Mechanismen der Individualisierung zu 
den wissenschaftlich-disziplinären Me­
chanismen überging, als das Normale 
den Platz des Altehrwürdigen einnahm 
und das Maß den Platz des Standes, als 
die Individualität des berechenbaren 
Menschen die Individualität des denk­
würdigen Menschen verdrängte und die 
Wissenschaften vom Menschen mög­
lich wurden - da setzte sich eine neue 
Technologie der Macht und eine andere 
politische Anatonie des Körpers durch." 
(Foucault 1977, 248f) 

Beziehen wir es auf die EFH: wir repro­
duzieren nicht nur die so entstandenen 
Wissenschaften (in welcher Interpreta­
tion und mit welchem Erkenntnisinteres­
se auch immer), wir reproduzieren auch 
ständig aufs. Vollkommenste" die Diszi­
plinierung der Individuen. So hundertpro­
zentig, daß wir bei der Modernisierung 
von Einbindungs- und Unterwerfungs­
techniken schon ins Hintertreffen ge­
raten. 

Man bedenke beispielsweise einmal die 
Wahlmöglichkeiten im laufe des Studi­
ums. Es gibt deren wenige: Medienkur­
se, Sonderveranstaltungen, Theologie 
im dritten Semester, Studienschwer­
punkte und Praktisch-theologische Übun­
gen. Zählt man die Stunden, kommt 
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man auf 24 von insgesamt 136 Seme­
sterwochenstunden, das ist ein Bruch­
teil der Wahlmöglichkeiten in einer gym­
nasialen Oberstufe! 

Der moderne Staat, die automatisierte 
Produktion, verlangen heute ein größe­
res Maß an Selbständigkeit, an Initiative, 
an Kritik-und Teamfähigkeit, als es die 
Studienorganisation der EFH vorsieht. 4 

Die Kritik ist bewußt nicht auf die Frage 
der Studienordnung zu beschränken: die 
repressiven Lehr- und Lernverhältnisse 
sind einem größeren Bündel von exter­
nen und internen Bedingungen geschul­
det, die an dieser Stelle nur stichwortar­
tig, vermischt und ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit benannt werden können: 
konsequentes Jahrgangsprinzip5, Fä­
cherordnung, fehlende Forschungsmög­
lichkeiten 6, hierarchisierte Lerngegen­
stände 7

, vormundschaftliche Leitung, 
Arbeitsüberlastung 8 , Pflichtstudium, ge­
lehrte Theologie versus .Ideologie" der 
Institution, mangelnde Wahlmöglichkei­
ten und und und. 

Bevor aber Überlegungen zur prakti­
schen Lösung diskutiert werden, soll noch 
über das Verhältnis der .Disziplinaran­
stalt" zu den Inhalten und Ausbildungs­
zielen nachgedacht werden. Vielleicht 
ist es ja so, daß die von Einrichtung und 
lehrenden vertretenen (zumindest pro­
klamierten) emanzipatorischen Perspek­
tiven gerade auf diese Weise „sicher ans 
Ziel", d.h. in die Köpfe der Studentinnen 
gelangen. Ein subversiver Trick? Zumin­
dest ein alter Glaube der Arbeiterbewe-
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gung9
, man brauche die Inhalte der tra­

ditionellen Bildung(seinrichtungen) nur 
mit emanzipatorischen" Vorzeichen" ver­
sehen und schon werde das Wissen zur 
Macht einer gesellschaftlichen Verän­
derung. Das sich diese Vorstellung in 
der Geschichte als unrealisierbar erwie­
sen hat, ist evident (was aber lehrende 
kaum daran hindert, im selben Trott wei­
terzumachen). 

Auch an der EFH sieht es so aus: 
Hochschul- und Studienstruktur erwei­
sen sich als ein trojanisches Pferd, das 
tagsüber gelehrig und nett anzuschauen 
im Garten von Kirche und Freistaat steht, 
desen Besatzung des Nachts aber im­
mer wieder - unerkannt - die .Blüten 
der Wissenschaft" und des Engagements 
zertrampelt. Das verwundert die Reiter 
und es beruhigt die Grundherrn (die den 
Gaul sonst wohl auch nicht in ihren Gar­
ten ließen). 

Das Lernen in diesen zusammenhän­
gen ist zwangsläufig defensiv, in erster 
Linie darauf ausgerichtet, Ansprüchen 
zu genügen (oder diese zu umgehen), 
die sich nicht aus der zu lernenden Sa­
che selbst ergeben, sondern aus ihrer 
institutionellen Einbettung .• Was als Sub­
jektfunktion beim Schüler (Studenten; 
UH) verbleibt ist die Entwicklung einer 
adäquaten Überlebensstrategie unter der 
Voraussetzung der nicht aufhebbaren 
Fremdbestimmung, der Versuch der pro­
spektiven Schadensbegrenzung.· (Hackl 
1992, 33; Einf. UH) 

Institutionell so organisierte Lehre wird 
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zur Lembehinderung (vgl. Holzkamp 
1991 ). Die Institution erzieht, die Inhalte 
und die hehren Absichten dagegen ver­
schwinden in Bedeutungslosigkeit und/ 
oder verkommen zur Verklärung der 
Macht-verhältnisse. 

Die wenigen Momente eines Lernens 
gegen die Verhältnisse sind zwar glück­
liche Augenblicke, aber auch nur ein 
Grund mehr, um über eine radikale Um­
orientierung nachzudenken.Die langen 
trüben Tage dagegen sind die eines 
Kleinkrieges, der sich aus der - für alle 
- unbefriedigenden Situation ergibt. Den 
Studentinnen erscheinen die Dozentin­
nen unvorbereitet (.alles mit Referaten"), 
den Dozentinnen erscheinen die Stu­
dentinnen unvorbereitet (.wieder nix ge­
lesen")10, eine .interessierte Gleichgül­
tigkeit erscheint als intellektuelle Tüch­
tigkeit" (Huisken 1992, 67ft), Engage­
ment blitzt beidseitig manchmal als Hoff­
nung auf, ruft aber mindestens so oft 
Verwunderung und Abwehr hervor. Statt 
von einander und miteinander zu lernen, 
kommt man schnell dazu aufeinander 
zu schimpfen. 11 

Der von Foucault herausgearbeitete Zu­
sammenhang von der Disziplinierung 
durch Individualisierung mit der Entwick­
lung der wissenschaftlichen Disziplinen 
vom Menschen wird im übrigen auch 
deutlich, wenn man das der Studien­
struktur implizite Berufsbild betrachtet. 
In ihm drückt sich noch die veraltete 
Vorstellung aus, man könne heute schon 
bestimmen, was morgen an Qualifika­
tionen benötigt werde - und zwar für alle 
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Praxisfelder der Sozialarbeit (die heute 
noch unbekannten inclusive). Ohne die­
sen, mit „wissenschaftlicher" Autorität 
behaupteten Anspruch wäreLehrgangs­
pädagogik nicht zu begründen: aus den 
vermuteten/behaupteten Anforderungen 
sozialarbeiterischer Praxis soll ein Lehr­
plan entwickelt werden, der enthält, was 
die lernenden zukünftig brauchen wer­
den. 

Ich bin - aus mehreren Gründen -
dagegen, das Curriculum über die (ver­
muteten) Aufgaben der sozialarbeiteri­
schen Praxis bestimmen zu lassen.12 

Erstens weiß niemand, mit weichen Auf­
gaben sich Sozialarbeiterlnnen in fünf 
Jahren (also schon bei Abschluß ihres 
Studiums!) zu beschäftigen haben, ge­
schweige denn, vor welchen Herausfor­
derungen sie in zwanzig Jahren stehen 
werden. Tut man aber so, als könnte 
man dies doch mit einer gewissen Si­
cherheit voraussagen, beteiligt man sich 
an einer Verfestigung der bestehenden 
Praxis und ihrer Bewältigungsformen, 
denn ausdiesen hat man ja sein Curricu­
lum extrapoliert. 13 Die Studentinnen ler­
nen daher nicht die offene Gestaltung 
einer Zukunft, die ihnen mal Gegenwart 
sein wird, sondern reproduzieren - auch 
auf dieser Ebene - die alten Muster. Ein 
solches .Lernen für die Zukunft" ent­
mündigt nicht nur die lernenden, es ist 
auch, im Blick auf die Zukunft, restaura­
tiv. 

Beides erscheint mir weder sachange­
messen noch wünschenswert. Die .Al-
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ternative" besteht aber nicht - wie oft 
vereinfachend vermutet, manchmal auch 
absichtsvoll unterstellt wird - in völliger 
Beliebigkeit und im Fehlen jeglichen Zu­
sammenhangs. Ich halte vielmehr dafür, 
die Gegenstände des Studiums durch 
eine konsequent gegenwartsbezogene 
kritische Auseinandersetzung mit ge­
sellschaftlicher Praxis einschließlich 
einer Reflexion des Lernens und seiner 
Organisation zu bestimmen. 

Dabei kommt es eben nicht darauf an, 
heute etwas (von anderen festgelegtes) 
zu lernen, daß dann morgen anzuwen­
den ist, sondern es geht gerade darum, 
heute kritisch die Gegenwart zu untersu­
chen (und zu gestalten), um morgen 
nicht die Praxis der Vergangenheit wie­
derholen zu müssen.14 

.überlasse" ich die Bestimmung der 
Lerngegenstände der kritischen Analy­
se der Gegenwart (einschließlich ihrer 
Geschichte) 15, kann ich kein (im traditio­
nellen Sinn) verbindliches Curriculum 
mehr entwerfen: was nicht nur einer 
ständigen Veränderung der Gegenwart 
geschuldet ist, sondern in erster Linie 
dem Erkenntnisfortschritt der kritischen 
Analyse / Wissenschaft, wie auch der 
Entwicklung der forschend-lernenden 
Subjekte, was letztlich einem Prozeß 
wechselseitiger Durchdringung ent­
springt - und damit zur Änderung der 
Gegenwart beiträgt.16 

Auf einer praktischen (etwas vereinfa­
chenden) Ebene stellt sich die Frage 
nach einer für Ausbildungsziel und -an-
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spruch spezifischen .Form der Verbin­
dung von Wissenschafts- und Aneig­
nungslogik" (Rügemer 1980, 31: Herv. 
UH). Dies ist um so mehr zu beachten, 
wenn es um eine Ausbildung geht, die ja 
nicht nur mechanisch wiederzugeben­
des .Wissen" vermitteln soll, sondern 
letztlich auf eine Entwicklung von sozia­
ler Kompetenz im Medium der Persön­
lichkeit zielen sollte. 17 

Dies bedeutete als Bildungs-Ideal. Werk­
stätten" in verschiedenen gesellschaftli­
chen Bereichen, In denen .lehrende" 
( die zugleich nicht mehr auf diese sepa­
rierte/separierende Tätigkeit beschränkt 
wären) forschten und damit (dabei) ei­
genes und fremdes Lernen ermöglich­
ten.1s in wechselnden und se/bstorgani­
sierlen Gruppen19 erarbeiten sich die 
.lernenden· parallel dazu, ihren Vor­
aussetzungen und Lemtempi entspre­
chend, vertiefende und ergänzende 
Kenntnisse, holen Thematiken nach, be• 
reiten Fragen vor, geben ihre Erkennt­
nisse weiter. Dies geschähe aus eige­
nem Interesse, Verbindlichkeit ergäbe 
sich aus freiwilliger Zusammenarbeit und 
aus dem Ernstcharakter (Gegenwarts­
bezug!) der Aufgaben. 

Soweit der Traum. 

Zugegebenermaßen wird dies an der 
EFH für Sozialarbeit Dresden (In der 
bestehenden Klassengesellschaft der 
BRD) so nicht zu machen sein: es wird 
um Kompromisse mit dem Staat (kirch­
licher Apparat inclusive) gehen, der, weil 
weniger an der Entwicklung einer kri-
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fischen Lehr- und Lernkultu,w denn an 
Herrschaftssicherung interessiert, wei­
terhin bemüht sein wird, Inhalte und Ord­
nungen (Prüfungen!) vorzuschreiben. 21 

Dennoch (gerade deshalb!) sollte man 
für eine Verbesserung der bestehenden 
Situation kämpfen, auch eingedenk der 
Überlegung, daß nur der .Lehrer" (So­
zialarbeiterin, Wissenschaftlerin usw.) 
gesellschaftlicher „Initiator zu werden 
(vermag; UH), der seine eigene Selbst­
bestimmung bereits an der Hochschule 
durchgekämpft hat, keine Selbsttätig­
keits-Marionette für präfabrizierte Ziele 
war, sondern Emanzipation erfahren 
hat." (Heydorn 1979, 330; Einf. UH) 

Für die Konzeption einerneuen Studien­
ordnung ergeben sich folgende, den 
gegenwärtigen Verhältnissen bereits 
Rechnung tragende Prinzipien, gültig für 
lernende und lehrende: 
- viele Wahlmöglichkeiten aus weit un­
terschiedlichen Angeboten, 
- Einphasigkeit (Integration von „Pra­
xis"), 

- Forschungsbeteiligung / Verschrän­
kung von Lehren und Lernen22, 

- weitgehende 23 Selbstbestimmung von 
Lerninhalten2~, 

- hohe Selbstorganisation der Lernpro­
zesse, 
- Projektorientierung des Studiums, 
- Gegenwartsorientierung, kein falsches 
.Lernen für die Zukunft". 

1. Das Grundstudium könnte der allge­
meineren Orientierung dienen, mit wis­
senschaftlichen Arbeitsweisen vertraut 
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machen, zur Entwicklung komplexer und 
reflektierter Studieninteressen führen. 25 

Als verpflichtend (so lange dies noch 
unumgehbar ist) könnte ich mir folgende 
Veranstaltungen vorstellen: 
- Ringveranstaltung: Sozialarbeit aus 
der Perspektive verschiedener Diszipli­
nen (im 1. Semester, 4 SWS), 
- Werkstatt „soziale Erkundung"; diese 
Werkstatt arbeitet gleichzeitig an vier 
Aufgaben: 1. Reflexion der Selbstwahr­
nehmung im sozialen Kontext, 2. Wis­
senschaftstheorie, 3. Einführung in Tech­
niken wiss. Arbeitens, 4. Durchführung 
kleiner Forschungsaufgaben; (zwei Se­
mester, je ca. 6 SWS; kl. Gruppen), 
- Teilnahme an mind. einem lektüre­
kurs (4 SWS), 
- aktive Teilnahme an drei verschiede­
nen Fachseminaren, die von Studentin­
nen aus dem Hauptstudium vorbereitet 
und durchgeführt werden; Begleitung und 
Beratung durch selbstgewählte Hoch­
schullehrer (mind. je 4 SWS), 
- zwei selbstorganisierte Lerngruppen 
zu verschiedenen Themen, betreut durch 
selbstgewählte Dozentinnen (mind. je 4 
SWS), 
- Teilnahme an zwei Studienplanungs­
gesprächen. 26 

Darüber hinaus ist die Beteiligung an 
anderen, insbesondere auch von stu­
dentischer Seite organisierten Veran­
staltungen der Hochschule möglich. 
Das Grundstudium schließt im vierten 
Studiensemester mit einer wissenschaft­
lichen Hausarbeit ab. 27 

2. Das Hauptstudium orientiert auf eine 

hochschule ost jan./febr. 1995 

intensive und umfassendeAuseinander­
setzung mit speziellen Fragestellungen. 

Dabei sind folgende Leistungen zu er­
bringen: 

- qualifizierte Mitarbeit in allen Phasen 
eines Praxisprojekts, 
- qualifizierte Mitarbeit in einem For­
schungsprojekt, 
- Vorbereitung und Durchführung zwei­
er Fachseminare für Studentinnen des 
Grundstudiums (je 4 SWS), 
- aktive Teilnahme an drei Wissen­
schaftsseminaren, die von Hochschu­
lehrerlnnen insbesondere zur Darstel-

lung wissenschaftssystematischer und 
-historischer Problematik (zumeist in Ver­
bindung mit einem Forschungsprojekt) 
angeboten werden (je 2 SWS), 
- aktive Teilnahme an mindestens einer 
selbstorganisierten Studiengruppe (je 4 
SWS), 
- Teilnahme an zwei Studienplanungs­
gesprächen. 
Das Hauptstudium schließt in der Regel 
im achten Semester mit der Diplomar­
beit ab. Darüber hinaus können (wäh­
rend des Studiums erworbene) Zusatz­
qualifikationen nachgewiesen werden 
(z.B. diakonischer Abschluß). 28 

3. Perspektiven der Hochschulentwicklung 

Bedenkt man den engen Zusammen­
hang29 von Forschung und Lehre, sollte 
deutlich werden, daß über eine Reform 
der Studienordnung nicht unabhängig 
von der sonstigen Arbeit und Struktur 
der Hochschule gesprochen werden 
kann.30 

Wird die Lehre wie bisher als abgespal­
tener Teil der Professorentätigkeit gese­
hen, wird weiterhin sowohl die Lehre 
selbst darunter zu leiden haben als auch 
die Forschungsaktivitäten der Hochschul­
lehrerlnnen. Beides, völlig getrennt und 
mit je 3/4 Kraft betrieben (was nur zur 
ständigen Überarbeitung der Profs führt), 
wird für keine Seite etwas ganz Gutes. 31 

Räumt die Studienordnung Möglichkei­
ten ein, Lehrangebote über die For­
schungstätigkeitzu bestimmen (wie oben 
skizziert),muß dies von hochschulorga­
nisatorischerund-finanzieller Seite auch 
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materiell abgesichert und gefördert wer­
den. 

Eine Möglichkeit wären Gründung und 
Aufbau von Wissenschaftseinrichtungen 
der Hochschule, für die zusätzliche staat­
liche Förderungen zu erhalten wären, 
die aber auch Drittmittel einwerben könn­
ten. Dabei wären die Forschungskon­
zepte so anzulegen, daß sie, bei studen­
tischer Beteiligung, zugleich auch Lehr­
veranstaltungen wären. Daraus könnte 
sich ein ganz besonderes Profil der Hoch­
schule, sowohl was die Ausbildung ihrer 
Studentinnen als auch die Charakteristi­
ka ihrer Forschungstätigkeit angeht, ent­
wickeln. Diese Einrichtungen dürften da­
her nicht als .Zusatz" begriffen werden, 
sie sind vielmehr die Basis einer for­
schend-lehrenden Hochschule.32 

Ebenfalls zu diskutieren wären die Auf­
gaben der wissenschaftlichen Mitarbei-
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terlnnen. Sie nur als billigere Lehrkräfte 
und/oder überqualifizierte Sachbearbei­
ter in der Verwaltung einzusetzen, kann 
nicht der letzte Schluß sein. 33 Das Lehr­
deputat3'' ist im Zusammenhang ihrer 
wissenschaftlichen Arbeit sinnvoll zu be­
stimmen, was i.R. eine Reduzierung der 
Stundenzahl bedeutete. Eine interne Um­
organisation der Hochschule, ihre Auf­
gliederung in .Fakultäten• oder ,.Arbeits­
gruppen·, denen die wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen normalerweise zuge­
ordnet werden, kön:,te ebenfalls förder­
lich zur Entwicklung einer kooperativen 
ArbeitanderHochschulesein. Hiersehe 
ich für den Augenblick noch ein deutli­
ches Kreativitätsdefizit. langfristig halte 
ich eine Umwandlung der Stellen, zu­
mindest eines relevanten Teils, inQuali-· 
fikationsstellen 35 für unbedingt notwen­
dig. 36 

Die bestehenden Machtverhältnisse soll­
ten niemanden davon abhalten, sie zu 
kritisieren und Alternativen zu entwik­
keln. Es wird sowohl um eine Erweite­
rung der Autonomie der Hochschule, um 

Anmertungen: 

einen Ausbau der hochschulinternen 
Demokratie als auch um eine Neuor­
ganisation des Studiums wie um die 
Organisation der Forschung zu ringen 
sein. Dabei wird es viele unterschiedli­
che Zielvorstellungen geben, von denen 
keine wird behaupten können, die einzig 
richtige zu sein. 

Ich halte dafür, eine möglichst flexible, 
entwicklungsfähige Struktur zu erarbei­
ten, die für lehrende und lernende viel­
fältige Handlungsräume eröffnet und für 
ihre eigene, wechselnde Gestaltung of­
fen läßt. Dabei bin ich mir im klaren, daß 
auch die hier ausgebreiteten Ideen noch 
eine Vielzahl von Problemen beinhalten, 
die zu diskutieren sind: dieses ist das 
erste Projekt politischer Bildung im Sin­
ne meiner Ausführungen. 

Uwe Hirschfeld, Dr. rer. pol., Diplom­
Sozialpädagoge und Lehrer für 
Deutsch/Gesellschaftslehre, ist 

Professor für Politikwissenschaft an 
der Ev. Fachhochschule für 

Sozialarbeit Dresden 

1 
.Vgl. dazu Dreßen: Die pädagogische Maschine. Zur Geschichte des industrialisierten Bewußt­

seins in Preußen/ Deutschland; Frankfurt/M., Berlin, Wien 1982. 
2 

Erstmals für Schulkritik und lerntheoretische Überlegungen systematisch ausgewertet hat 
Holzk~mp _(1993) die Arbeit von Foucault. Ein Versuch einer subjektorientierten Untersuchung 
hochschu/Jscher Lehr-und Lernverhältnisse liegt m.W. bislang noch nicht vor. Welchen Beitrag 
di'e voh Daxner (1993, 17) angekündigte Studie .Lebenswelt Hochschule" dazu leisten wird, bleibt 
abzuwarten. 
3 

Foucault faßt dies mit folgenden Worten zusammen: .Er hat eine neue Ökonomie der Lernzeit 
?.rganisiert. Er hat den Schulraum zu einer Lernmaschine umgebaut . aber auch zu einer 
Uberwachungs-, Hierarchisierungs-, Belohnungsmaschine." (Foucault 1977, 189) 

~ Auch die Auflage des Senats von Hamburg, das Rauhe Haus solle seine Studienordnung 
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überarbeiten, ist ein Hinweis darauf, daß die an der EFH praktizierten Strategien den n'locfernen 
Herrschaftsansprüchen nicht mehr zu genügen scheinen. 
5 Das erste Semester darf dem dritten Semester höchstens mal In einem Medienkurs begegnen; 
ansonsten gibt es keine Berührungspunkte (was durch die räumliche Trennung Voßstr /Wiener 
Str. noch verstärkt wird - oder umgekehrt: ist die räumliche Trennung (Foucault: ,Klausur"!) nicht 
eher der Ausdruck einer Separierung zwecks fürsorglicher Beherrschbarkeit? 
6 Indizien für die Randstellung der Forschung an der EFH gibt es viele: im Dezember 1992 wurde 
überhaupt erst ein Absatz in die Verfassung aufgenommen (§2, Abs. 6), der Forschung als ein Ziel 
der Hochschule bestimmt, im .Bericht des Rektors• war Forschung kein Thema und auch im 
Finanzplan für 1995 ist kein Haushaltstitel für Forschung ausgewiesen. 

1 Ich verdeutliche die Logik an meinem Politologie-Lehrplan, 1. Semester: Vergegenwärtigung der 
deutsch/deutschen Geschichte, - was Fragen nach dem .Warum' und ,Wie" hervorrufen soll. 2. 
Semester: Beantwortung der Frage nach Ursachen und Bedingungen politisch-gesellschaftlicher 
Entwicklungen, - was die Frage nach Gestaltungsmöglichkeiten provozieren soll. 3. Semester: 
Beantwortung der Frage in der Auseinandersetzung mit Möglichkeiten politischer Bildung in der 
sozialen Arbeit. Das hat eine innere Logik, das ist ein sinnvoller Aufbau. Aber es ist selbstgenüg­
sam und berücksichtigt alles andere nicht; Beispiel: vielleicht ist für die eine Studentin im ersten 
Semester keine Beschäftigung mit der Geschichte angesagt (weil sie das für sich sc,h.on gemacht 
hat), sondern die Diskussion des Themas des zweiten Semesters. Obwohl diese Studentin also 
genau die von mir erwünschte Frage stellt, wird sie ein Semester zwangsgelangweilt un~ im 
zweiten Semester widerwillig etwas ertragen, was sie im ersten gebraucht hätte. 
8 Was ich nicht nur auf Dozentinnen beziehen möchte. Würden Studentinnen alle Veranstaltun­
gen der EFH, die zu besuchen sie verpflichtet sind, mit je einer Stunde vor und nachbereiten (so 
die Pimaldaumenformel), kämen sie im Grundstudium (ohne Einberechnung des 4 SWS Block­
seminar) auf eine wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden, zzgl. dem Schreiben von Referaten 
und Hausarbeiten, der intensiven Teilnahme an Wahlkursen und einer regen Beteiligung am 
Leben der Hochschule (Selbstverwaltung, Kultur usw.). Die Reaktion auf Überforderung ist dann 
oftmals die weitgehende Aufgabe, weil eben nicht alles angemessen vor-und nachbereitet werden 
kann, beschränkt man sich eben auf das Allernötigste. 

Dazu kommt noch ein anderes Problem: durch die Vorgabe eines Lernens für die (spätere) Praxis, 
erscheint das gegenwärtige Studium ,abgehoben", gegen diesen ,Frust• wird vielfältige eigene 
Praxis gesetzt, die die theoretische Arbeit weiter zurückdrängt (vgl. Bader 1987, 13ft). 
9 Die es zumindest im mainstream ihrer Politik versäumte, die Überlegungen der Reformpädago­
gik, die ja gerade die Organisation des Lernens thematisierte, aufzugreifen. So sind die kommu­
nistischen wie sozialdemokratischen Pädagogik-Konzepte, wie sie sich in der Bildungspolitik 
ausdrückten, weitgehend konservativ. Solche Theoretiker wie Siegfried Bernfeld sind eine große 
Ausnahme. 

10 Auch die lehrenden entwickeln (nicht unbedingt reflektiertere) Erklärungs-und Handlungsmu­
ster zum ,erfolgreichen• Umgang mit den institutionellen Bedingungen und den defensiven 
Lernstrategien der Studierenden (siehe - auf Schule bezogen - Hackl 1992, 42). 

11 Falls jemand meint, so sei es nicht an der EFH: mag sein, daß es noch nicht so Ist. 
12 Was ich mit Beginn meiner Tätigkeit an der EFH im September 1992 auch schon dargelegt habe; 
siehe meine ,Vorüberlegungen .. ." in div. Studienbüchern (z.B. Hirschfeld 1992, 44f), wobei ich 
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mir sbel~St den Vorwurf zu machen habe, nicht radikaler an der Umsetzung meiner Einsichten 
gear eilet zu haben. 
13 o· o 
. t ie;e berlegung klingt auch bei Daxner an, wenn er schreibt: .Hochschulen können nicht 

ein ac nur auf vorhandene Berufe vorbereiten, denn diese Berufe sind ja selbst im Grunde 
~;;:m;~n. der ~bsch!uß, z~ dem ein berechtigendes Zertifikat einer eingefahrenen gesellschaft­
entw n rf r e1tste1(~~g f~hrt. Vielmehr müssen junge Leute dazu ausgebildet werden, Tätigkeiten zu 
199/ ,:;)und Tallgke1ten entwerfen zu wollen, für die es gerade noch keine Berufe gibt.• (Daxner 

~• ~lasslsch form_,uliert ~eydorn (1979, 330() den utopischen Gehalt von Bildung; die Sätze stehen 
a ~r als Motto uber diesem Text, der nichts anderes unternimmt, als dort beschrieben ist. 

15 

,überlassen· heißt_ nicht: sich zurücklehnen und abwarten; es bedeutet vielmehr einen an­
~e~tr~nten, l"'.1mer wie~er erneuerten Prozeß didaktischer Gegenstandsbestimmung· Kriterien 
a e 1c in meinen .Voruberlegungen .. .' angegeben. ' 

16 

Ge~au genomme~ entsteht und verändert sich das, was ,aktuelle Wirklichkeit/ e enwärti e 
Prat~ ~eißt, erst im intellektuell-praktischen Prozeß. Hier wären Überlegungen Blo~h~ einzufüi 
;~~8~

1
_e e • wenn auch mit etwas anderem Akzent - die Aufnahme der Problematik bei Heubroc~ 

17 

Elg~ntlich_ge~ört an diese Stelle: .zielen muß•; zumindest wenn man soziale Arbeit Erziehun 
und Bildung In einer ~esellscha~skritischen, emanzipatorischen Perspektive versteht'. Diese ver~ 
;:g _nur dann zu greifen (all~rdmgs ohne jede Garantie für ein Gelingen), wenn die Subjekthaf­
ig ~•t d~s Ler~end~n s_elbst 1m Lernprozeß reflektiert und entwickelt wird. Die Unbestimmtheiten 

:~tsac:hch: Zielone~t1erungen leisten genau dem (an der FH verbal so oft kritisierten!) affirma-
iven spe der Sozialarbeit Vorschub (siehe dazu Bader 1987 bes 13 30 ) w 

ii~~n:~e~~:~~i",wil~~~e der Studienordnung zu Grunde liegende pädago~isch--curr.icu1:: K:~:e;~ 
t im I erspruch zu den ehrenwerten Proklamationen der Hochschule (z B Ver­
a_ssung § 2, Abs._2 un~_3). Aus unzähligen Beobachtungen und Forschungen könnte m~~ aber 

wissen, was letzthch pragender ist ... 
11 Siehe d b • • J • • • 
1a azu ~1sp1e swe1se die Hinweise zum .partizipativen Lernen' In Holzkamp 1991. 15ft 

Übe;i5 sei an d1ese_r ~t~II~ eingeschoben, daß die Im Anschluß an Foucault vorgebrachten 
. d egunge~ zur d1sz1plm1erenden Funktion von Jahrgangsklassen nicht grundsätzlich gegen 
~~ es 

I
7e_rnen in Grupp?n spricht. Im Gegenteil: dem kollektiven Lernen eigenen viele Qualitäten 

k ie ,a t ein In der Stud1erstube' nicht möglich sind. Zu einem tatsächlichen kollektiven lerne~ 
z~;~t e(ls aAbbert nfur, wen~ der Lernprozeß in der Gruppe selbstbestimmt verläuft. Alles andere 

n s u ungen) m Dressur und Theater. 

;il:~~he_ dta(zCul Claßußen, für den ,Kultivierung' der zentrale Begriff einer Perspektive Politischer 
9Is au en 1981,61). 

~

1 

Kritische Wissenschaft wird • wenn überhaupt • nur in Strukturen geduldet die sie als 
e~=~~o~~'.. abge~obene ~o~farbeit erscheinen lassen und damit neutralisieren. Das Interesse an 
i . u arung es_.heimltch_en L_ehrplans• der Hochschulen mit ihren Studienordnungen hält 

gsech llnl dehnftGllrehnzen einer Gewahr1e1stung möglichst unkritischer (Studien-& Berufs-)Praxis in der 
se sc a c en Reproduktion. 

22 Modelle und Erfahrunge r . • lehrfo h . n iegen vor, aus eigener Anschauung kenne ich die Bielefelder 
rsc ungsproJekte der Soziologie. 
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23 Eine völlige Selbstbestimmung wird nicht nur nicht durchsetzbar sein, scheitert auch an der 
gesellschaftlichen Aufgabe, für einen bestimmten, wenn auch vielleicht nur vage definierbaren 
Bereich, zu qualifizieren (siehe dazu auch Daxner 1993, 145f). 

2• .Denjenigen, die meinen, man könne die Kontrolle über den Lernprozeß nicht aus der Hand 
geben, müsse den lernenden doch Ziele setzen und deren Realisierung überprüfen etc. wäre also 
zunächst einmal entgegenzuhalten, daß es nicht funktioniert .... Abgesehen von seiner struktu­
rellen Vergeblichkeit hat das geschilderte Kontrollpostulat, Indem es systematisch Widerständig­
keit erzeugt, auch selbst einen genuin defensiven Charakter. Daraus spricht nämlich ein tiefes 
Mißtrauen in die Triftigkeit, Legitimität und Überzeugungskraft der eigenen Argumente. Warum 
sollten eigentlich die Schülerinnen und Schüler sich dem, was ich als Lehrerin oder Lehrer ihnen 
anbiete, wenn es tatsächlich wichtig und wissenswert ist, permanent verweigern, so daß Kontrolle 
hier a priori angezeigt und unvermeidlich ist? Naheliegender ist doch die Schlußfolgerung, daß der 
diffuse Eindruck der Schüler, ihnen würde in der Schule über Ihre Köpfe hinweg etwas angedient, 
das mit ihren Lebensinteressen nicht notwendig etwas zu tun hat, von den Lehrern im Grunde 
geteilt wird. Dies wiederum würde darauf verweisen, daß Kontrolle in der Schule kein pädagogisch 
oder psychologlsch begründbares Erfordernis ist, sondern sich aus deren gesellschaftlichen 
Funktionsbestimmung ergibt: Die Schule soll auf vorhersagbare Weise im herrschenden Interes­
se gewünschte Resultate hervorbringen.' (Holzkamp 1991, 20f; Auslassung UH) 

Statt .Schüler' lies .Studenten·, statt ,Lehrer' setze .Professoren· ein, statt ,Schule" denke 
,Fachhochschule' - und alles bleibt richtig. 
25 Dafür spräche auch, daß das Grundstudium in sich eine sinnvolle Einheit bildete, die es 
gegebenenfalls erlaubte, das Studium zu beenden bzw. an eine andere Hochschule zu wechseln 
(siehe dazu auch Daxner 1993, 119ft). 

26 Was nicht mit Studienberatung verwechselt werden soll: in diesen Studienplanungsgesprächen 
geht es um die Zusammenstellung von Veranstaltungen, um die individuelle Planung der eigenen 
Studienorganisation. 

27 Wie könnte das konkret aussehen? Stellen wir uns den Studienplan von Hugo K. vor: Im ersten 
Semester hat er die obligatorische Ringveranstaltung besucht, dabei alle Fächer und die meisten 
Dozentinnen der Hochschule kennengelernt. In der Werkstatt hat er mit anderen viele durch die 
Vorlesungen aufgeworfenen Fragen diskutiert, hat mit Gabl, Wolfgang und WIiii eine kleine 
Untersuchung zur Wohnsituation von Studentinnen mit Kindern in Qresden durchgeführt und ein 
Referat zur Problematik von Befragungen geschrieben. Alle Schritte und Probleme des Studiums 
konnten In der Werkstatt gemeinsam besprochen und geplant werden, darüber hinaus gab es 
auch viel Geselligkeit und gegenseitige Unterstützung. Hugo fand es gut, daß sich die Werkstatt 
über die ersten zwei Semester erstreckte. Auch wenn sie im Vorlesungsverzeichnis nur mit je 6 
SWS ausgewiesen war, hat er bestimmt 10-15 Stunden in der Woche in Zusammenhängen 
gearbeitet, die sich aus der Werkstatt ergaben. Außerdem hat er schon an einem Fachseminar 
zum Thema ,Geschichte der Stadt" teilgenommen und in einem Lektürekurs Aufsätze von Max 
Weber gelesen (dabei hat er sich vorgenommen, jedes Semester intensiv an einem Lektürekurs 
teilzunehmen). In einer selbstorganisierten Lerngruppe arbeiten Gabi, Wolfgang, Gottfried, 
Susanne und er zum Thema .Stadtsoziologie", ihr Dozent hat gemeinsam mit ihnen einen 
Arbeitsplan entwickelt und berät sie regelmäßig während ihrer Studien. In einem freiwilligen 
Wahlseminar mit dem Thema .Kirchenbauten als Monumente der Herrschaft und der Sehnsucht', 
das eine Theologin der EFH gemeinsam mit einem Architektur-Prof der TU angeboten hat, wird 
er eine Hausarbeit schreiben. .Hausen in der Kirche - von Pastoren und Küstern (unter 
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besonderer Berücksichtigung des 'Glöckners von. Notre Dame')". Hugo ist mit seinem Studium so 
beschäftigt, daß er mittlerweile schon überlegt, aus der Freiwilligen Feuerwehr von Hirschfelde 
auszutreten - es fehlt ihm einfach die Zeit zum Löschen ... 

28 Klaus steht kurz vor dem Abschluß seines Studiums. Wenn er an die Semester des Haupt­
studiums zurückdenkt, scheinen ihm besonders drei Ereignisse wichtig gewesen zu sein. Zuerst 
natürlich, daß er Alnojuschka auf einer Studienfahrt (.ökologische und soziale Probleme; Aufbau 
von Netzwerken alternativen Lebens") durch den weslllchen Tell Sibiriens kennengelernt hat, 
dann natürlich das Forschungsprojekt ,Sozialarbeit in verarmten Regionen Europas• (das u.a. von 
der EU gefördert wurde) und die Vorbereitung und Durchführung des Fachseminars .Sozialge­
schichte des Neuen Testaments•. Gerade bei diesem Seminar war er erst skeptisch gewesen: nun 
sollen auch noch die Studentinnen als lehrende auftreten! Erst bei der Vorbereitung, ganz 
besonders aber während des Seminars hat er gemerkt, wieviel er selbst noch zu lernen hatte (und 
es nun auch tun konnte)! Hilfreich waren Ihm dabei die Wissenschaftsseminare. Hier hatte er 
Gelegenheit, in kompetenten Diskussionen seine mitlerweile vielfältigen Kenntnisse systematisch 
in einen Zusammenhang zu bringen, die Geschichte der Entwicklung wissenschaftlicher Erkennt­
nisse zu verfolgen (die ihm manchmal .irgendwie bekannt' erschien). 

Darüber hinaus hat er ein Praktikum In Riesa absolviert (Praxisprojekt: .Von der Deindustrialisie­
rung zur sozialen Kultivierung'), hat an zwei Lektürekursen teilgenommen (Frantz Fanon, Peter 
Handke), sich In einem Medienkurs mit Video-Dokumentationen befaßt, und - klar doch! • 
Russisch gelernt (und viele Briefe geschrieben). Seine Diplomarbeit soll sich mit „Beratung und 
Seelsorge in kleinen Krankenhäusern auf dem Land" beschäftigen. Weil er auch den diakoni­
schen Abschluß erwerben möchte, besucht er in diesem, seinem letzten Semester auch noch drei 
Kurse, die dafür die Voraussetzungen bieten (das war ihm bei seinem vorletzten Studienplanungs­
gepräch empfohlen worden). Nach dem Diplom will er mit seiner Alnojuschka zwei Monate an den 
Baikalsee, um sich von den Anstrengungen des Studiums zu erholen. 
29 Ich sage bewußt ,Zusammenhang', da die oftmals beschworene ,Einheit' von Lehre und 
Forschung nicht nur nicht praktiziert wurde, sondern auch problematisch und widersprüchlich Ist. 
30 Siehe dazu grundsätzliche Überlegungen bei Daxner (1993) - auch wenn mir einzelne Punkte 
sehr problematisch erscheinen (z.B. die weitgehende Entfernung der Forschung aus Fachhoch­
schulen; siehe 132ft); wichtig seine Ausführungen zur zentralen Stellung des Studiums und zum 
Prozeß der Entwicklung von Studien-und Prüfungsordnungen (154 ff). 
31 Deshalb auch hier zur Veranschaulichung: Professor Meier war zunächst von den Veränderun­
gen nicht übermäßig angetan, gerade hatten sich einige Routinen herausgebildet, die ihn ent­
lasteten, als schon wieder alles anders werden sollte. Es war ihm damals sehr angenehm 
gewesen, daß er nicht sofort .ins kalte Wasser springen' mußte, er hatte noch keine klare 
Vorstellung von Praxisprojekten und von Forschungsvorhaben, an denen ein ganzes Rudel Stu­
dentinnen beteiligt werden sollte. Es war gut, daß sich erstmal andere darauf gestürzt haben und 
er weiterhin ,traditionelle" Seminare anbieten konnte (wobei es ihm schon gefiel, daß er jetzt 
sowohl spezifischere Themen als auch eine thematisch größere Bandbreite bearbeiten konnte). 

Eine neue, interessante Erfahrung waren die .Fachseminare" für ihn: plötzlich standen drei Stu­
dentinnen vor der Tür und fragten, ob er(!) In Ihrem Seminar ,Zur weiblichen Sozialisation' nicht 
ein oder zwei Sitzungen mit ihnen über sein Buch ,Männer im Allen Testament• (vor fünf Monaten 
gerade erschienen!) diskutieren wolle, einige hätten es gelesen und es gäb eine Menge Fragen. 
Natürlich war er gern dazu bereit. Und das war auch nicht das einzige Mal: immer wieder wurde 
er zu Themen angefragt, an denen er gerade arbeitete. Das war nicht nur ein gutes Gefühl, er hat 
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selbst in diesen Gesprächen viele Anregungen für seine Arbeit aufnehmen können. ~e~ha!b hat 
er sich dann auch mal getraut, Studentinnen aus dem Fachsemlna~-.Glau~e und Religion m der 
Psychiatrie" anzusprechen, ob er nicht .einfach mal so' teilneh'.11en kon~e (die Gruppe hatte nlch~s 
dagegen gehabt, pfiff ihn aber manchmal zurück, wenn sie meinte, er nahme Referentinnen allem 

in Beschlag). 
Jetzt also das erste offene Forschungsprojekt! Finanziert vom Frei_staat und einer kirchlichen 
Stiftung sollen ,Chancen und Probleme der Präsenzpflicht bei G~me1_ndepfarr~rn un~ derWohn­
ortungebundenheil bei Sozialdiakonlnnen/Sozialarbeiterlnnen m K1rchgeme1nden untersucht 
werden Prof Meier war schon nach den ersten Sitzungen der Forschungsgruppe von ,den 
interes~lerte~ und engagierten Studentinnen sehr angetan. Mit soviel Kompetenz hatte er g~r 
nicht gerechnet. Eigentlich, denkt er mittlerweile, habe ich nicht 7 Stud~ntlnnen durch mein 
vorhaben als Ballast mitzuschleppen, sondern ich habe mehrere Mllar~e1terlnnen gew~nnen. 
Dabei ist es nicht einmal eine Belastung, daß Hugo (gerade ins Hauptstudium gekommen_) immer 
wieder Fragen stellt, die für ihn eigentlich schon kein Thema mehr waren , -~b~r so entwickelten 
sich doch auch einige interessante Aspekte daraus (,Architektonische Verh~lt~1sse als Ausdruck 
theologisch-sozialer Beziehungen: Kirche und Pfarrhaus"). Auch das von _einigen Stu~~n!lnnen 
aus dem Forschungsprojekt durchgeführte Fachseminar .Zölibat - Geschichte und Kntik emp­
findet er als eine Bereichung seiner Arbeit, dafür nimmt er die Betreuung gern In Kauf. An­
strengend dagegen findet er seine vierleilige Vorlesungsreihe .Islam' - auch wenn Jed~-Woche 
über einhundert Studentinnen (auch von der TU) zu der Veranstaltun~ (Im gerade eroff~et~n 
Neubau der FH) kommen. Aber, bei aller Zustimmung zur neu~n Stud1~nordnun?, sowe1t __ w1e 
Kollegin Müller möchte er nun wirklich nicht gehen: die schreibt nun Ja sogar ihre ~ufsalze 
öffentlich', sitzt mit ·ner Tasse Tee auf dem Flur, immer umlagert von Studentinnen, mit denen 

~ie dann Gliederung und Formulierungen diskutiert, manche Studen_llnnen sollen -~ogar schon 
Textteile (und Kritik!) geschrieben haben, was Kollegin Müller dann in ihren Auf~alz uberno~men 
habe (am Ende muß es wie eine große Collage ausgesehen haben!)._ Nein, _seine Text~-~ochte 
er weiterhin in Ruhe zuhause schreiben, nur begleitet vom guten selbst1mport1e~en franzos1sc~en 
Rotwein und seinem geliebten Chopin. Und den Ärger vom Kollegen Schmidt möchte er au~h nicht 
haben: weil es den Studentinnen nicht paßte, was er zu sa~en halle (u~d wohl auch wie er es 
sagte), haben sie einfach in der Mitte des Semesters ein eigenes ~emina~ zu dem T_hema or­
ganisiert, und Müller saß alleine da! Mittlerweile gehen wohl auch ':"1eder em paar zu ihm, aber 
da gibt es dann heiße Diskussionen. Schmicitchen ist immer ganz fertig • will es aber durchstehen. 

Aber dafür beginnt Ihm die Mitarbeit in den Hochschulgremien wieder Sp~ß zu machen ~zuletzt 
war dies vor vielen, vielen Jahren der Fall gewesen, als er • damals noch t~- As~a der Um • mal 
mit anderen erfolgreich zwei Wochen ein Rektorat besetzt hielt u~d ~o tatsachhc~ die _Abschie­
bung eines ausländischen Kommilitonen verhindern konnte). Es wird m den Gremien viel • und 
guti _ diskutiert, es geht oft um Fragen, wie die Hochschule sich öffentlic~-engagieren ka~n, aber 
au~h darum, sich untereinander abzusprechen und geg~nseitig ~u unterstutzen. Daß erfruhe~ mal 
die Jahre bis zur Pensionierung zählte, hat er schon langst wieder vergessen. 

32 Eigentlich hätte die EFH Dresden dafür einige der förderlichen Voraussetzungen; vgl. dazu das 

Fazit bei Holtkamp 1994, 75f. 

" Es ist dabei ja auch zu bedenken, daß bei • ausschließlic_h - d_iesen Tätigkeiten, ständig die 
Gefahr einer drastischen Gehaltsabsenkung für die wiss. M1tarbe1terlnnen besteht. 

:,, Wenn auch nur als Fußnote mittendrin: selbstverständlich muß auch die Lehrv_erpflichtung d_er 
Professorinnen drastisch reduziert werden. Die Forderung der Gewerkschaft Erz1ehung und W1s-
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senschaft nach 12 SWS ist schön und gut, müßte aber noch durchgesetzt werden, was wiederum 
nicht allein an der Gewerkschaft hängt, sondern auch an der offenbar geringen Kampfbereitschaft 
der Hochschullehrerinnen. 

35 An dieser Stelle ist m.E. einer der größten hochschulpolitischen Fehler der FH auszumachen: 
anbetrachts der weitüberwiegenden Westbesetzung der Professuren, was u.a. daran lag, daß 
oftmals vergleichbar qualifizierte ostdeutsche Bewerberinnen nicht vorhanden waren, hätte man 
von Anfang an mit Qualifikationsstellen auf eine entsprechende Nachwuchsförderung hin arbeiten 
müssen. 

36 Dies darf aber keinesfalls zur Kündigung der jetzt eingestellten wissenschaftlichen Mitarbeite­
rinnen führen. 
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Wolfgang Kehr, Sabine Manning & Rudolf Thomas (Berlin): 

Erfolgreiche ERASMUS-Aktivitäten in den neuen 
Bundesländern * 

Ein Team des Wissenschaftsforums Bil­
dung und Gesellschaft e. V. (WIFO), 
Berlin, begleitet seit 1991 die Umset­
zung von ERASMUS in den neuen Bun­
desländern (NBL).[1] Anliegen dieser 
Untersuchung ist es, den besonderen 
Zusammenhang zwischen der Umge­
staltung des ostdeutschen Hochschul­
wesens und dem Einstieg in das Mobili­
tätsprogramm aufzudecken und fördern­
de sowie hemmende Faktoren für die 
ERASMUS-Aktivitäten zu ermltteln.[2] 
Einige vorläufige Untersuchungsergeb­
nisse sollen in fünf Punkten vorgestellt 
werden. 

1. Die ERASMUS-Betelligung in den 
NBL hat eine Größenordnung wie in 
den alten Bundesländern erreicht. 

Nachfolgend werden einige Kennziffern 
der Beteiligung an ERASMUS bzw. LIN­
GUA (bezogen auf die Aktion 2 von 
UNGUA, die zu den Mobilitätsprogram­
men auf Hochschulebene gehört) im Ost­
west-Vergleich gegenübergestellt. 

Vier ostdeutsche Hochschulen (U Leip­
zig, dann TU Dresden, U Berlin und U 
Jena) gehören bereits zur Spitzengrup­
pe in der Bundesrepublik, gemessen an 
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der Anzahl der ERASMUS-/LINGUA­
Programme und der bewilligten Stipen­
dien (vgl. DAAD [3]). 

Der Anteil ostdeutscher unter den ERAS­
MUS-Stipendiaten der Bundesrepublik 
beträgt jetzt 11 % (Quote der bewilligten 
Stipendien 1994/95). Dies entspricht in 
etwa der Relation ostdeutscher Studie­
render zur Gesamtstudentenschaft in 
Deutschland (auf die NBL entfielen 1992 
knapp 12 % der Studienanfänger bzw. 8 
% der Studenten/innen - vgl. BMBW 
[4]). 

Hinsichtlich der Beteiligung von Hoch­
schulen an ERASMUS übertreffen die 
NBL sogar die bundesdeutschen Durch­
schnittsquoten. In diesem Studienjahr 
(1994/95) sind 80 % der ostdeutschen 
Hochschulen an ERASMUS beteiligt -
gegenüber einem gesamtdeutschen 
Durchschnitt von rund 60 % (Quelle: 
DAAD /3/). Auch bei den .nichtbeteilig­
ten" Hochschulen, so ergab eine reprä­
sentative Befragung des WIFO, sind 
großenteils Aktivitäten in der Startphase 
oder in Vorbereitung. 

Beachtlich ist der Entwicklungsstand von 
ERASMUS an den Fachhochschulen 

81 



(FH) der NBL. [5] Obwohl sie zumeist bis 
1993 in institutioneller Umwandlung und 
Neugründung steckten, sind im Studien­
jahr 1994/95 bereits drei Viertel von ih­
nen in ERASMUS bzw. LINGUA enga­
giert. Die FH machen fast die Hälfte aller 
an diesen Programmen beteiligten Hoch­
schulen der NBL aus; allerdings stellen 
sie nur ein Fünftel der ostdeutschen 
ERASMUS-/LINGUA-Stipendiaten. (Be­
rechnungen: WIFO) 

Diese positive Bilanz in der ERASMUS­
Teilnahme der NBL erklärt sich aus dem 
• zusammentreffen von gezielter Förde­
rung - durch die Europäische Kommis­
sion, das ERASMUS-Büro in Brüssel, 
das BMBF und den DAAD - und von 
hohem Engagement der Verantwortli­
chen in den Akademischen Auslands­
ämtern und Fachbereichen an den ost­
deutschen Hochschulen. 

2. Die ostdeutschen ERASMUS-Stu­
denten/Innen gleichen in Motiva­
tion, Leistungsfähigkeit und finan­
ziellen Voraussetzungen ihren EU­
Komm/1/tonen/innen. 

Zu dieser Schlußfolgerung haben Befra­
gungen des WIFO von ERASMUS-Be­
teiligten aus den NBL sowie von Koordi­
natoren für ERASMUS-Programme an 
westeuropäischen Hochschulen geführt. 

Zur Motivation: Neben fachlich-inhaltli­
chen Interessen und dem Streben nach 
vertieften Fremdsprachenkenntnissen 
sind'bei ostdeutsch~n ERASMUS-Stu­
denten/innen vor allem folgende Anlie-
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gen ausgeprägt: Erweiterung des euro­
päischen Horizonts; Kennenlernen des 
anderen Landes, der Sitten und Gebräu­
che, der Kultur, einschließlich der Erkun­
dung neuer Reisemöglichkeiten. 

Diese Ziele lassen sich in das 
Hauptmotiv studentischer Mobilität in der 
EU allgemein einordnen. Wie aus Reak­
tionen von Studentenorganisationen auf 
das EG-Hochschulmemorandum von 
1991 hervorgeht, wird "first-hand know­
ledge of other countries and societies" 
als der entscheidende Beweggrund er­
achtet (vgl. European Commission [6], 
S. E-91 ). Dennoch ist der besondere 
Akzent im Mobilitätsverhalten ostdeut­
scher Studenten/innen erkennbar, Defi­
zite an Auslandserfahrung aus der DDR­
Vergangenheit zu überwinden. 

Zur Leistung:Ober Leistungsbereitschaft 
und -vermögen ostdeutscher ERAS­
MUS-Studenten/innen gibt es in hohem 
Maße positive Aussagen. Nicht selten 
werden auch, vornehmlich an kleinen 
bzw. neuen Hochschulen der NBL, die 
Teilnehmer/innen auf diesen Aspekt hin 
vorbereitet bzw. ausgewählt. Um vor 
ihren ausländischen Partnern zu beste­
hen, legen diese Einrichtungen bei der 
Auswahl der Studenten/innen hohe Qua­
litätsmaßstäbe an (fachliche und Per­
sönlichkeitsqualitäten). Die .outgoing 
students", besonders in der Anfangs­
phase der Programmbeteiligung, erach­
tet man als wichtig für das Image der 
Hochschule. 

Zu finanziellen Voraussetzungen: Ost­
deutsche Studenten/innen berichten, daß 
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das Auslands-BAföG oder der ERAS• 
MUS-Zuschuß nicht ausreichen und je 
nach Zielland bzw. -ort zum Teil erheb­
liche Zuzahlung erfordern, u. a. für teure 
Unterkünfte. Kommilitonen/innen mit fi­
nanziell und sozial schlechter gestellten 
Elternhäusern vermögen diesen Eigen­
betrag oftmals nicht oder nur mit Hilfe 
anderer persönlicher Einschränkungen 
aufzubringen. Dieses Problem dürfte in 
den NBL stärker als in den alten Bundes­
ländern ausgeprägt sein, ist aber euro­
paweit vorhanden. Die Studentenorga­
nisationen nennen den Mangel an finan­
ziellen Mitteln bei den EU-Programmen 

als Haupthfndernis für größere Mobilität 
(vgl. European Commission [6], S. E 

91). 

3. Die Struktur der Zielländer wie 
der Fachrichtungen folgt dem bun­
desdeutschen Muster, zeigt aber 
ostdeutsche Besonderheiten. 

Die beliebtesten Zielländer ostdeutscher 
ERASMUS-Teilnehmer/innen sind -
ähnlich wie bei den westdeutschen Stu­
dierenden - Großbritannien, Frank­
reich, Spanien und Italien (siehe Abb. 1 ). 

Abb. 1: Verteilung ost- und westdeutscher Stipendiaten nach Zielländern in ERAS· 

MUS/LINGUA für 1994/95 

30 

15 

10 

B OK E F GR I IRL NL P UK 

Berechnung: WIFO (auf Grundlage von Daten des DAAD) 
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Allerdings liegen die entsprechenden 
Quoten der ostdeutschen Studenten/in­
nen bei Frankreich deutlich niedriger und 
bei Großbritannien höher. In das letztere 
Zielland strebte anfangs sogar noch ein 
größerer Anteil von Studenten/innen aus 
den NBL: 1991 waren es nahezu 40 % 
derostdeutschenERASMUS-sowieLIN­
GUA-Stipendiaten (vgl. DAAD (71). 

Hierin spiegelt sich eine spezifische Si­
tuation der NBL - die aus der DDR 
nachwirkende Konzentration auf das 
Englische als nahezu einzige westeuro­
päische Fremdsprache - wider. Diese 
führt, wie Befragungen von Programm­
verantwortlichen an den ostdeutschen 
Hochschulen bestätigen, z. T. zu star­
ken Hemmnissen in der Beteiligung, 
sobald andere Sprachen gefragt sind. 

In der Fächerwahl markierte sich vor 
allem beim Einstieg der NBL in ERAS­
MUS (1991 /92) eine andere Struktur als 
in den alten Bundesländern (vgl. DAAD 
[71): Während bei westdeutschen ERAS­
MUS-Stipendiaten - wie auch heute -
die Betriebswirtschaft mit Abstand an 
der Spitze stand (25 %}, hatten bei den 
ostdeutschen die Fremdsprachen den 
Vorrang (22 %). 

Auch in der Fächerverteilung der Stipen­
diaten für 1994/95 sind die Unterschie­
de zwischen Ost und West noch in der 
Gewichtung, allerdings nicht mehr in der 
Rangordnung erkennbar (siehe Abb. 2). 

Am ausgeprägtesten hat sich die unter­
schiedliche Beteiligung bei LINGUA er­
halten. Ostdeutsche Hochschulen sind 
an einem Drittel der Hochschulkoopera-
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tionsprogramme, an denen deutsche 
Partner 1994/95 im Rahmen von LIN­
GUA mitwirken, beteiligt, und über ein 
Sechstel der LINGUA-Stipendien für 
Deutschland kommen auf ostdeutsche 
Studierende (Berechnung: WIFO/ 
DAAD). 

Die Bevorzugung von Sprachstudien all­
gemein läßt sich leicht aus dem Nachho­
lebedarf der ostdeutschen Studen­
ten/innen erklären. Die ebenfalls starke 
Beteiligung der NBL in Ingenieurwissen­
schaften hängt zweifellos mit dem ho­
hen Entwicklungsstand und Ausmaß die­
ses Studiengebietes an den ehemaligen 
DDR-Hochschulen zusammen. Die Be­
triebswirtschaft andererseits gehört zu 
den Fachbereichen, die es in der Form 
zuvor nicht gab und die daher von der 
Umgestaltung besonders geprägt sind. 
Bemerkenswert ist der Aufstieg der 
Quote ostdeutscher Stipendiaten in die­
ser Fachrichtung vom vierten auf den 
ersten Platz innerhalb von drei Jahren 
(1991/92 bis 1994/95; vgl. DAAD [7] und 
Abb. 2). 

4. Die programmverantwortlichen 
Hochschullehrer betonen den an­
gestrebten Nutzen von ERASMUS 
stärker als die Probleme und Hin­
dernisse. 

Diese Erkenntnis gründet sich auf eine 
standardisierte schriftliche Befragung 
von programmverantwortlichen Hoch­
schullehrern in den NBL, die vonm WIFO 
1992 und in einer Wiederholung 1993 
durchgeführt wurde. 
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Abb. 2: Fächerverteilung ost- und westdeutscher Stipendiaten in ERASMUS und 
LINGUA für 1994/95 (in Prozent) 
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Berechnung: WIFO (auf Grundlage von Quellen des DAAD) 

Bei den Erwartungen in den Nutzen des 
Programms (siehe Tab. 1) liegen inter­
nationale Aspekte an oberster Stelle 
(Rang 1, 2, 4 und 5). 

Diese Rangplätze verweisen auf Defizi­
te in den NBL. Unter beteiligten FH-
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Lehrern liegen diese Werte sogar z. T. 
bedeutend höher. Hier spielt das starke 
Bestreben, internationale Anerkennung 
für die FH als Stätten der Lehre und 
Forschung zu erhalten, eine große Rol­
le. Die Rangfolge erweist sich in der 
Wiederholungsbefragung als stabil, al-
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Tab. 1: Erwartungen/Nutzen bezüglich der ERASMUS-Bildungsförderung in den NBL 
- Rangplätze (RP) und arithmetisches Mittel ( x) der Befragung 1992 und 1993 

·-
Merkmal -
Internationale Kontakte u. Arbeit 

Förderung fremdsprach. Kenntnisse 

Das vertretene Fachgebiet 

Kennenlernen westeurop. Länder 

Annäherungsprozesse im 
Bildungsbereich 

Realisierung moderner 
Lehrkonzeptionen 

Möglicher Multiplikationseffekt 

Eigene fachliche Kompetenz 

Ausschöpfung finanzieller 
Möglichkeiten 

Persönliches Ansehen 

Quelle: WIFO, März 1994 

lerdings sind die Werte (erkennbar am 
arithmetischen Mittel) niedriger. Dies ist 
wahrscheinlich einer inzwischen realisti­
scheren Einschätzung geschuldet. 

Bei der Sicht auf Probleme und Hinder­
nisse (siehe Tab. 2) sind zum einen die 
bekannten allgemeinen Schwierigkeiten 
mit ERASMUS vertreten (für NBL vor 
allem Finanzen, aber auch Mobilität und 
Unterbringung), zum anderen gibt es 
spezifische Probleme, die aus der Ver­
gangenheit und dem Umgestaltungspro­
zeß herrühren (siehe Rangplätze 2 bis 6, 
8 und 9 für 1993). 

Aufschlußreich ist die Verschiebung der 
Rangplätze gegenüber der Erstbefra-
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RP 92 - X· RP 93 X 

1 2.85 1 2.71 

2 2.81 2 2.66 

3 2.57 3 2.39 

4 

6 

5 

6 

8 

-

9 

2.45 4 2.30 

2.38 5 2.22 

2.40 6 2.02 

2.38 7 1.96 

2.33 8 1.94 

- 9 1.78 

1.86 10 1.63 

gung von 1992: Größeres Gewicht ha­
ben 1993 die praktischen Probleme, wie 
Finanzen und Sprachkenntnisse, erhal­
ten, während die eher subjektiven Aspek­
te, wie fehlende Erfahrungen, Unsicher­
heiten in der eigenen beruflichen Ent­
wicklung und ungenügende Akzeptanz 
bei europäischen Partnern, zurückge­
treten sind. Hierin zeigt sich ein gewisser 
Einarbeitungseffekt, der das Ende der 
Startphase markiert. 

Insgesamt (1993) ist das Gewicht der 
Probleme deutlich niedriger als das des 
erwarteten Nutzens - vergleicht man 
das arithmetische Mittel für die Merkma­
le dieser beiden Indikatoren. Dies deutet 
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Tab. 2: Probleme bei der Beteiligung an ERASMUS-Aktivitäten in den NBL - Rangplät­
ze (RP) und arithmetisches Mittel (x) der Befragung 1992 und 1993 

Merkmal 

Unzureichende finanzielle Mittel 

Unzureichende sprachliche 
Voraussetzungen 

Fehlende Erfahrungen bei der 
Gemeinschaftsarbeit 

Unsicherheit in der eigenen 
beruflichen Entwicklung 

Umgestaltungsprozesse 

Fehlende Kontakte 

Unterbringung 

Ungenügende Akzeptanz bei 
europäischen Partnern 

Erreichter Stand bei inhaltlichen 
Umgestaltungen 

Mangelnde Mobilitätsbereitschaft 

Keine ausreichenden Informationen 

Quelle: WIFO, März 1994 

auf eine vorrangig positive Haltung zur 
ERASMUS-Beteiligung. 

5. Die Eigeninitiative und Verant­
wortung ostdeutscher Hochschul­
lehrer für ERASMUS-Programme 
kennzeichnen den Weg nach vorn. 

Unsere Begleitforschung ging von fol­
gender These aus: Das Förderangebot 
der EG-Programme kann nur Erfolg brin­
gen, wenn die NBL selbst Initiative und 
Aktivität entfalten (vgl. KSPW-Studie [2], 
s. 43). 
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RP 92 x RP 93 i 

4 1.77 1 2.06 

5 1,75 2 1.85 

1 2.14 3 1.80 

2 1.93 3 1.80 

3 1.86 5 1.79 

8 1.48 6 1.55 

7 1.54 7 1.52 

6 1.56 8 1.49 

9 1.46 9 1.40 

10 1.27 10 1.38 

11 1.18 11 1.13 

Hochschullehrern, die 1992 in Förder­
programmen der EG mitwirkten, stellten 
wir die Frage: ff Von wem ging die Initia­
tive für die Beteiligung aus?" An erster 
Stelle kam die Antwort: ff Von mir selbst" 
(vgl. KSPW-Studie (2], S. 33). Im Rück­
blick auf die Unterdrückung von Eigen­
initiative bezüglich internationaler Aktivi­
täten in der ehemaligen DDR ist dies be­
achtlich und erklärlich zugleich. 

Eine wichtige Grundlage für ERASMUS­
Initiativen bildeten bereits bestehende 
fachlich-wissenschaftliche Kontakte (iaut 
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WIFO-Befragung von 1993 bei etwa zwei 
Dritteln der Erstbeantragung). Aber auch 
das Engagement ehemals westdeut­
scher Professoren, die bereits ERAS­
MUS-Erfahrungen mitbrachten, spielte 
zweifellos eine erhebliche Rolle. 

Zu berücksichtigen ist schließlich die 
Übernahme von Verantwortung in den 
Hochschulkooperationsprogrammen 
(HKP) im Rahmen von ERASMUS. 
Hochschullehrer können in einem HKP, 
das jeweils die Basis für den Studenten­
austausch zwischen bestimmten euro­
päischen Partnereinrichtungen bildet, 
sowohl ihre eigene Hochschule als Pro­
grammbeauftragte vertreten als auch 
die Koordinierung zwischen den betei­
ligten Partnern übernehmen. 

Für das Antragsjahr 1991/92 wurden 
ostdeutsche Hochschullehrer in 30 HKP 
(ERASMUS/-LINGUA) als europäische 
Koordinatoren bestätigt - das war etwa 
ein Viertel der HKP, an denen sich die 

Anmerkungen: 

NBL beteiligten. Für 1994/95 ist die Zahl 
der HKP mit ostdeutschen Koordinato­
ren gleichgroß, allerdings beträgt ihr 
Anteil an den inzwischen zahlreicheren 
Programmen in den NBL nur noch ein 
Zehntel. (Berechnungen: WIFO) Hier ist 
Freiraum für mehr Engagement, zumal 
die Hochschulen der Bundesrepublik ins­
gesamt bei der HKP-Koordinierung 
Nachholebedarf haben. 

Ein Fazit: ERASMUS an ostdeutschen 
Hochschulen ist ein Erfolg. Die fünf Punk­
te geben dies schlaglichtartig wieder, 
ohne allerdings die Vielschlchtigkeil der 
Prozesse beleuchten zu können. Doch 
die Gesamtheit der bisherigen Untersu­
chungen des WIFO bestätigt eine posi­
tive Grundtendenz in Haltung und Aktivi­
täten zu ERASMUS in den NBL. 

Wolfgang Kehr, Dr., Sabine Manning, 
Dr, habil., und Rudolf Thomas, Dr. 
paed. habil., sind Bildungsforscher 
beim Wissenschaftsforum Bildung 

und Gesellschaft e. V. (WIFO), Berlin 

* Überarbeitete Fassung eines Vortrags anläßlich der GEW-Sommerschule „Auf dem 
Weg in die Europäische Union" vom 28.08. bis 03.09. 1994 in Klappholttal/Sylt 

[1] Das bis zum Frühjahr 1995 laufende Projekt wird durch Zuwendungen der 
Europäischen Kommission und des BMBF gefördert und auch vom EU-Referat des 
DAAD unterstützt. 

[2] Zum breiteren Kontext der Bildungsförderung durch die Europäische Union in den 
NBL liegen bereits erste Analysen vor, u.a.: 
Wissenschaftsforum Bildung und Gesellschaft e. V. (Hrsg.): Bildungsförderung durch 
EG-Programme in den neuen Bundesländern. Kurzstudie für die KSPW. Berlin, 1993; 
Manning, Sabine: Die Rolle der EG-Bildungsprogramme in den neuen Bundesländern. 
In: Bildung und Erziehung, 46 (1993) 1; 
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Manning, Sabine: Förderchancen durch Hochschulprogramme der EG - Wie werden 
sie in den neuen Bundesländern genutzt? In: Das Hochschulwesen, 41 (1993) 3. 

[3] DMD (Hrsg.): Von ERASMUS zu SOKRATES. 5. ERASMUS- und LINGUA­
Jahrestagung des DMD. 9. und 10. Juni 1994. Universitätsklub Bonn. Bonn, August 
1994. 

[4] BMBW (Hrsg.): Grund- und Strukturdaten 1993/94. Bad Honnef: Karl Heinrich 
Bock Verlag, Dezember 1993, S. 140. 

(5) Vgl. Wissenschaftsforum Bildung und Gesellschaft e. V. (Hrsg.): ERASMUS an 
Fachhochschulen der neuen Bundesländer. Veranstaltung des Wissenschaftsforums 
Bildung und Gesellschaft e. V. am 19. April 1994 an der Fachhochschule für Technik 
und Wirtschaft Berlin. Berlin, 1994. 

[6] European Commission (Hrsg.): The European Dimension in Higher Education. 
Responses to the Memorandum on Higher Education In the European Community. 
Theme reports: parts 5 - 6. [Brussels] o. J. 

[7] DMD (Hrsg.): ERASMUS, LINGUA (Aktion 2) und COMETT. Sondermittel der EG 
für die neuen Bundesländer 1991/92. Eine Zwischenbilanz. [Bonn], 20.2.1992 (unver­
öffentlichtes Material). 
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BERICHTE 

Ostdeutsche Studienberechtigte des „Wendejahres" 
1990 nehmen deutlich häufiger ein Studium auf als 

ihre Kollegen aus den alten Ländern 

Bis zum Wintersemester 1993/94 hat­
ten sich 76 % der Studienberechtigten 
90 aus dem westlichen Bundesgebiet an 
einer Hochschule immatrikuliert oder 
wollten dies in der Folgezeit noch tun. In 
den neuen Ländern ist diese Studienauf­
nahmequote mit 84 % dagegen beträcht­
lich höher. Offensichtlich setzt sich hier 
im Gegensatz zu den Folgejahrgängen 
mit kontinuierlich sinkender Studiernei­
gung noch das Ausbildungswahlverhal­
ten der Abiturienten aus der früheren 
DDR fort, die zu über 90 % nach Erwerb 
der Hochschulreife ein Studium aufnah­
men. Es ist aber auch zu berücksichti­
gen, daß attraktivere Alternativen zum 
Studium - wie etwa der Vorbereitungs­
dienst auf die Beamtenalufbahn, der 
bereits ab dem 91er Entlaßjahrgang in 
den neuen Ländern häufiger gewählt 

90 

wird als in den alten - zum Zeitpunkt der 
Ausbildungsentscheidung den Abiturien­
ten 90 noch nicht bekannt waren bzw. im 
östlichen Bundesgebiet noch nicht an­
geboten wurden. 

Dies ist ein zentrales Ergebnis der von 
HIS Hochschul-Informations-System En­
de 1993 / Anfang 1994 durchgeführten 
Befragung von 16.000 studienberech­
tigten Schulabgängern aus den alten 
und den neuen Ländern. Damit können 
die Studien-, Berufsausbildungs- und 
Berufsverläufe dieses Schulentlaßjahr­
gangs über einen Zeitraum von dreiein­
halb Jahren verfolgt und bidlungspoli­
tisch wichtige Daten zur Verfügung ge­
stellt werden. Dies ist umso bedeutsa­
mer, als es sich bei den Befragten um 
den ersten gesamtdeutschen Studien-
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berechtigten-Jahrgang handelt. Weite­
re Befragungen in dieser Längsschnitt­
untersuchung sind geplant. 

Auch in anderen Aspekten der nach­
schulischen Werdegänge sind deutliche 
Unterschiede zwischen Ost und West zu 
beobachten. Dabei ist zwar zu berück­
sichtigen, daß es sich bei den Studien­
berechtigten 90 aus den neuen Ländern 
ausschließlich um Schulangänger mit 
allgemeiner Hochschulreife handelt 
während in den alten Ländern Schulab~ 
gänger mit Fachhochschulreife mit ih­
rem spezifischem Wahlverhalten (gerin­
~ere Studierneigung, häufigerer direkter 
Ubergang in die Erwerbstätigkeit) zu 27 
% vertreten sind. Allerdings bleiben auch 
bei einer Beschränkung des Ost-West­
Vergleichs auf Abiturienten die für die 
Gesamtheit der Studienberechtigten 
festgestellten strukturellen Unterschie­
de bestehen. 

Dies sind auch die wesentlichen Gründe 
dafür, daß die Studienberechtigten 90 
aus den neuen Ländern deutlich selte­
ner als ihre Kollegen aus dem Westen 
nach Schulabschluß eine Berufsausbil­
dung aufgenommen haben. Von den 
Hochschulzugangsberechtigten 90 aus 
den alten Ländern hatten bis dreieinhalb 
Jahre nach Verlassen der Schule 36 % 
eine solche Ausbildung begonnen. Von 
den Studienberechtigten aus dem östli­
chen Bundesgebiet sind demgegenüber 
nur 26 % von der Schulbank in eine 
Ausbildung in Betrieben, Behörden oder 
Fachschulen gewechselt. 
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Der Weg in den Beruf ausschließlich via 
Hochschulstudium wurde von den Stu­
dienberechtigten 90 aus dem östlichen 
Bundesgebiet deutlich häufiger gewählt 
als von denen aus dem Westen (70 % 
vs. 60 %). Entsprechend seltener haben 
sie sich ausschließlich für eine berufliche 
Ausbildung entschieden (12 % vs. 21 
%). Der Erwerb einer Doppelqualifika­
tion (nach Schulabschluß erst Berufs­
ausbildung, dann Studium) wird dage­
gen im Osten wie im Westen faktisch 
gleich häufig gewählt (14 % vs. 15 %). 

Die Unterschiede im Ausbildungswahl­
verhalten von Männern und Frauen sind 
beim Studienberechtigten-Jahrgang 90 
im Westen sehr viel stärker ausgeprägt 
als im Osten. Während in den neuen 
Ländern die Studierquote der männli­
chen Studienberechtigten 90 nur gering­
fügig höher ist als die der weiblichen (85 
% vs. 83 % ) , ist in den alten Ländern eine 
erhebliche Diskrepanz zwischen den 
Geschlechtern zu beobachten. Hier ha­
ben sich 83 % der Männer, aber nur 
66 % der Frauen für einen Hochschulbe­
such entschieden. Umgekehrt haben in 
den alten Ländern bei den Studienbe­
rechtigten 90 die Frauen deutlich häufi­
ger als die Männer bis dreieinhalb Jahre 
nach Schulabgang eine berufliche Aus­
bildung aufgenommen (47 % vs. 26 %). 
In den neuen Ländern fallen dagegen 
die Unterschiede wesentlich moderater 
aus (30 % vs. 23 %). 

(Hochschul-Informations-System) 
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HRK: Nur geringer Rückgang der 
Studienanfängerzahlen 

Nach einer Erhebung der Hochschulrek­
torenkonferenz (HRK) sank die Studien­
anfängerzahl im Studienjahr 1994 (Som­
mersemester 1994 und Wintersemester 
1994/95) von 282.000 im Jahre 1993 
auf274.200 (incl. 19.000 Studienanfän­
ger an sog. verwaltungsinternen Fach­
hochschulen) um 2,8 Prozent. Da die 
Einschreibungen noch nicht an allen 
Hochschulen abgeschlossen sind, kön­
nen die endgültigen Zahlen noch um bis 
zu ein Prozent höher ausfallen. Einem 
Rückgang von 3, 7 Prozent im alten Bun­
desgebiet (ohne Berlin) auf 223. 700 steht 
ein Anstieg in den neuen Ländern (ohne 
Berlin) um 7,7 Prozent auf 33.500 ge­
genüber. Lediglich im Land Branden­
burg ist aufgrund des Fehlens eines 
Abiturientenjahrgangs infolge Einführung 
des 13. Schuljahres in diesem Jahr eine 
rückläufige Entwicklung zu verzeichnen 
(- 8,8 Prozent). In Berlin, das sich auf­
grund der Hochschulgründungen in Bran­
denburg in einer veränderten Situation 
befindet, ist die Studienanfängerzahl um 
7,5 Prozent auf 17.000 gefallen. 

Der Anstieg der Zahlen in den neuen 
Ländern ist die Folge einer Änderung 
des Bildungsverhaltens nach dem Ende 
der DDR mit einer allmählichen Annähe­
rung an die höheren Abiturientenquoten 
im Westen. In den alten Ländern wirkte 
sich aus, daß im Zeitraum von 1970 -
1975 die Zahl der Geburten um 25 Pro­
zent von 810.000 auf 600.000 zurück­
gegangen ist, hier ist also der Rückgang 
demographisch bedingt. So ist die Al­
tersgruppe der 22- bis 23jährigen, die 
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die meisten Studienanfänger stellt, knapp 
11 Prozent kleiner als im Vorjahr. 

Der Präsident der HRK, Professor Dr. 
Hans-Uwe Erichsen, warnte bei der Vor­
stellung der Zahlen am 25. November in 
Bonn davor, angesichts der seit 1990 
jeweils leicht rückläufigen Anfängerzah­
len auf einen dauerhaften Rückgang der 
Studienanfängerzahlen zu schließen. Ein 
Vergleich der Jahrgangsstärken und der 
Einschreibungszahlen zeige, daß auch 
weiterhin der aufgrund der demographi­
schen Entwicklung zu erwartende Rück­
gang in großem Umfang durch den Trend 
zu höherqualifizierender Bildung und 
Ausbildung kompensiert werde. Diese 
Tatsache und steigende Geburtenzah­
len in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
ließen in absehbarer Zeit einen erneuten 
Anstieg der Studienanfängerzahlen auch 
in den westdeutschen Bundesländern 
erwarten. 

Nach Hochschularten differenziert er­
gibt sich nach der HRK-Erhebung fol­
gendes Bild: 177.900 oder 64,8 Prozent 
der Studienanfänger begannen ein Stu­
dium an Universitäten oder gleichge­
stellten Hochschulen, 96.200 oder 35,2 
Prozent an Fachhochschulen. Dies ist 
bundesweit ein Rückgang von 3,5 Pro­
zent an Universitäten und von 2,2 Pro­
zent an Fachhochschulen. In den neuen 
Ländern (ohne Berlin) hatten die Univer­
sitäten Zuwächse von 11,8 Prozent, die 
Fachhochschulen von 0,2 Prozent zu 
verzeichnen. In den alten Ländern ist der 
Rückgang an den Universitäten mit 4,6 
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Studienanfänger und Studierende 
in der ehemaligen DDR/ den neuen Bundesländern 

seit 1965 (in Tsd.) 
OuMi.: BMBW: GNnd- und Slrulcturdt-1en Nrntrao,i HfU1; 

180 

160 

~ 140 
.6 

-g 120 e 

i 
"' 100 
::i 

a; 
g> 

80 ~ 
C .. 
C 
.!/ 
'O 

60 ::, 

<n 

V 

" HRI( 

-
/ 

, "--- J 
/ ~r--...... 

- ~ .,/ 

-

.,,..._ 
40 

V ............, -- _I ~ 

20 

0 
1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 

Jahr 

1-o- Anfange, 1 _ -+- Studierende (WS) 

Prozent stärker ausgeprägt als an den Die Gesamtzahl der Studierenden blieb 
Fachhochschulen mit 1,5 Prozent. Eine mit 1.889.000 weitgehend konstant. 
Erhebung der Studienanfänger nach Davon entfallen auf die alten Bundeslän­
Fachrichtungen wurde nicht vorgenom- der 1.594.000, auf die neuen Länder 
men, doch berichten die Hochschulen 149.900 und auf Berlin 145.100. Ein 
daß der Rückgang vornehmlich in de~ ausgeprägter Anstieg von 134.600 um 
Natur-und Ingenieurwissenschaften hier 11,3 Prozent auf 149.900 ist in den 
insbesondere in Elektrotechnik und' Ma- neuen Ländern zu verzeichnen. Dem 
schinenbau, aber auch in Informatik statt- stehen gleichbleibende Zahlen in den 
findet. Stärkere Einbußen in diesen Be- westlichen Bundesländern und ein Rück­
reichen gehen mit stagnierenden Zahlen gang von 3,3 Prozent In Berlin gegen-
in den übrigen Fächern einher. über. 
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Auch ohne eigene" Abiturienten: Zahl der 
Studierenden ;n den Fachhochschulen im Land 

Brandenburg nimmt weiter zu 

Die Fachhochschulen im Land Branden­
burg melden steigende Zahlen der Stu­
dierenden: Zu Beginn des Winterseme­
sters 1994/95 haben fast 1.000 junge 
Frauen und Männer ihr Studium an den 
Fachhochschulen des Landes aufge­
nommen. Damit hat sich die Zahl der 
eingeschriebenen Studierenden an Bran­
denburgs Fachhochschulen gegenüber 
dem Vorsemester um 25 % erhöht, ob­
wohl die Schulen im Land Brandenburg 
wegen der Umstellung auf 13 Schuljah-
re in diesem Jahr keine Abiturienten 
entlassen konnten. Die neuen Zahlen 
dokumentieren das starke Interesse für 
das praxisbezogene Fachhochschulstu­
dium, das ihnen bereits während des 
Studiums die Möglichkeit zu praktischen 
Erfahrungen im angestrebten Beruf gibt 
und so zu guten Berufschancen beiträgt. 

Besonders gefragt war bei den Studien­
anfängern ein Studium in den Fachrich­
tungen Architektur, Bauingenieurwesen, 
Design, Betriebswirtschaft, Sozialwesen, 
Landschaftsnutzung/Naturschutz sowie 
Archiv-, Bibliotheks- und Dokumentati­
onswesen. Hier überstieg die Zahl der 
Interessenten teilweise erheblich die zur 
Verfügung stehenden Studienplätze, der 
Zugang mußte deshalb wie auch in eini­
gen anderen Fächern durch einen Nu­
merus Clausus beschrankt werden. Die 
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meisten Neueinschreibungen gab es in 
den Fächern Betriebswirtschaft (201 
Studienanfänger}, Sozialwesen ( 156 
Studienanfänger) und Bauingenieurwe­
sen (131 Studienanfinger). In den inge­
nieurwissenschaftlichen Studiengängen 
wurden die zur Verfügung stehenden 
Kapazitäten in diesem Jahr nicht voll 
ausgeschöpft. In den Fachhochschulen 
rechnet man jedoch damit, daß bei einer 
Stabilisierung der Wirtschaftslage in den 
nächsten Semestern der Bedarf an mo­
dern ausgebildeten Ingenieuren und da­
mit auch die Anzahl der Ingenieurstu­

denten zunehmen wird. 

Insgesamt zählen die Fachhochschulen 
im Land Brandenburg derzeit 3.450 Stu­
dierende, 1.172 davon haben sich an 
der Fachhochschule Lausitz mit Stand­
orten in Senftenberg und Cottbus einge­
schrieben, sie ist die größte Fachhoch­
schule des Landes. Die Fachhochschule 
Potsdam zählt 845 Studierende. Wildau 
bietet 561, Brandenburg 442 und Ebers­
walde 423 jungen Menschen einen 

Studienplatz. 

Auch die an den Fachhochschulen Bran­
denburg, Lausitz, Potsdam und Wildau 
angebotenen Nachqualifizierungmaß­
nahmen für Absolventen der Ingenieur­
und Fachschulen der DDR werden sehr 
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gut angenommen. Die Zusatzqualifizie­
rung wird - mit anschließender Diplom­
phase - als zweisemestriges Direktstu­
dium oder als Fernstudium über drei bis 
vier Semester durchgeführt. Dieses An­
gebot wird in der Fachrichtung Betriebs­
wirtschaft landesweit von insgesamt 248 
Studierenden angenommen. Auch in den 
Fachrichtungen Maschinenbau (172 Stu-

dierende), Elektrische Energietechnik 
(84 Studierende), Wirtschaftsingenieur­
wesen (72 Studierende), Elektrotechnik 
(51 Studierende) und Bauingenieurwe­
sen (50 Studierende} werden die Nach­
qualifizierungsangebote der Fachhoch­
schulen genutzt. 

(Brandenburgisches Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur) 

Minister Reiche verabschiedet den Gründungssenat: 
Akademische Selbständigkeit für BTU Cottbus 

Der brandenburgische Wissenschafts­
minister Steffen Reiche hat am 9.12. 94 
den Gründungssenat der Brandenburgi­
schen Technischen Universität Cottbus 
verabschiedet. Er war 1991 eingesetzt 
worden, um den Aufbau und die Kon­
zeption der neugegründeten Hochschu­
le zu planen und zu begleiten. 

Der brandenburgische Wissenschafts­
minister betonte in seiner Ansprache die 
Bedeutung der BTU Cottbus für die Ent­
wicklung des Landes Brandenburg. Ganz 
bewußt habe man In Cottbus eine Tech­
nische Universität gegründet, denn nir­
gendwo kann "ein neues Verständnis 
von Technik und Technologie besser 
vermittelt werden, als in unmittelbarer 
Nähe der vom Bergbau geschundenen 
Landschaften." Die Landesregierung und 
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der Gründungssenat waren sich der 
Herausforderung dieser Hochschulgrün­
dung in der Nachbarschaft der großen 
Technischen Universitäten in Dresden 
und Berlin durchaus bewußt, der regio­
nale Forschungsbedarf und die Möglich­
keiten des Wissens- und Technologie­
transfers für die Entwicklung der Region 
machten die Neugründung jedoch un­
verzichtbar. 

Drei Jahre nach ihrer Gründung haben 
sich im laufenden Semester 2.531 Stu­
dierende an der BTU Cottbus einge­
schrieben. Mit 75 Professoren konnte 
bereits die Hälfte der geplanten Hoch­
schullehrer berufen werden. Alle Fakul­
täten sind gegründet, bis auf die Fach­
richtung Stadt- und Regionalplanung sind 
alle Studiengänge eingerichtet. Seit 1992 
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konnten für 64 Forschungsprojekte ins­
gesamt 15,6 Mio DM an Drittmitteln ein­
geworben werden, das ist mehr als an 
allen anderen Hochschulen des Landes 
Brandenburg. 

Zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben 
zählte Minister Reiche die Realisierung 
der dringendsten Bauvorhaben, die zü­
gige Abwicklung der laufenden Beru­
fungsverfahren, die Stärkung des Tech­
nologietransfers, die Entwicklung des 

Innovationskollegs "Ökologische Ent­
wicklungspotentiale von Bergbaufolge­
landschaften" sowie die Gründung ei­
nes Energieressourceninstituts. Minister 
Reiche: "Es gibt in diesem Raum keine 
Einrichtungen, die in ähnlich qualifizier­
ter und umfassender Weise geeignet 
sind, Lösungen und Visionen für Städte 
und Landschaften, für den Lebensraum 
in der Lausitz zu entwickeln." 

(Brandenburgisches Ministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur) 

Universität unter Besatzungsrecht 
Drei Jahre an der HUB 

Nach nur drei Jahren als Leiter der Studienabteilung der Humboldt-Universität 
wechselt Kajo Pieper zum 1.11.1994 auf eine neue Stelle im Ministerium für 
Wissenschaft und Weiterbildung des Landes Rheinland-Pfalz. Mittendrin in der 
Verwaltung hatte er Einblick in Vorgänge an dieser Universität, die in dieser Form 
nicht an die Öffentlichkeit gelangten. Einige davon hat er im folgenden dargestellt. 

Drei Jahre Humboldt-Universität zu Ber­
lin zu einer Zeit, da die HUB besonders 
intensive Veränderungen erlebt: da sind 
drei Jahre eine sehr kurze Zeit. Zur Erin­
nerung: Ich war noch keine vier Wochen 
an der HUB, da wurde ihr Rektor Hein­
rich Fink entlassen. Ein gutes halbes 
Jahr später hatten die Gremien der aka­
demischen Selbstverwaltung sich für die 
Präsidialverfassung entschieden und 
Marlis Dürkop zur ersten Präsidentin der 
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HUB gewählt. Erinnert sich jemand an­
gesichtsder tagesaktuellen Diskussion 
um Hochschulkooperation und Fächer­
fusion daran, daß es eine LHSK (Lan­
deshochschulstrukturkommission) gab? 
Abzuwickelnde Fachstudiengänge, ein­
zustellende Fächer, neu zu konzipieren­
de Fächer - Alltagsgeschäft! Alles in 
allem: Ein außerordentliches Arbeitspro­
gramm, begleitet von Verunsicherungen, 
Enttäuschungen, Kränkungen, Hoffnun-
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gen und Utopien - daneben und vor 
allem aber eine mehr oder wenigerfunk­
tionierende ganz normale Universität mit 
steigenden Studierendenzahlen. Inner­
halb von zwei Jahren eine einheitliche 
Magisterpüfungsordnung für alle geistes­
wissenschaftlichen Fächer - und das 
trotz allersonstigen Sonderaufgaben für 
die lehrenden wie die Verwaltung wie 
die Studierenden: Im Vergleich zu ande­
ren Hochschulen ist dies ein ungewöhn­
lich hohes Tempo. Etwa ein Jahr dauer­
te die Neustrukturierung der über 20 
Fachbereiche zu 11 Fakultäten. 

Alte Rechnungen - neue 
Eitelkeiten 

In solchen Beispielen wird ein Engage­
ment aller HUB-Angehörigen deutlich, 
wie ich es von keiner anderen Hoch­
schule kenne. Ein Engagement auch im 
Sinne einer Corporate tdentity (Cl), das 
In den zurückliegenden drei Jahren nach 
meiner Auffassung das unschätzbare 
Kapital der HUB ausgemacht hat; ohne 
das vieles nicht (zumindest nicht so) 
möglich gewesen wäre. Ich hätte mir 
gewünscht (und schreibe das auch 
selbstkritisch), daß dieses Kapital im In­
nenverhältnis stärker gepflegt worden 
wäre. Aber wie soll dies geschehen, 
wenn einige Tausende HUB-Angehöri­
ger entlassen werden (müssen); wenn 
die gemeinsame Vergangenheit alte 
Rechnungen unbeglichen ließ, die sich 
heute mit neuen Eitelkeiten gerne paart. 

Die Negativseite der Corporate ldentity 
ist die skeptische Beäugung von außen. 

hochschule ost jan.lfebr. 1995 

Wer rr\it dem vorgefertigten Etikett der 
"Kaderschmiede" die HUB betrachtet, 
wird allzu leicht (und leichtfertig) Cl als 
Seilschaft denunzieren. Zum Repräsen­
tanten dieser Sichtweise (und damit zum 
liebevoll gepflegten Buh-Partner der 
HUB) haben sich die Senatsverwaltun­
gen Inneres und ganz besonders Wis­
senschaft und Forschung (WiFo) ge­
macht. Ihnen insbesondere ist es zu 
danken, daß völlig zu Recht noch Immer 
gesagt werden kann: Die HUB steht 
unter Besatzungsrecht. 

Abtrünniger Wessi 

Ich erinnere mich unterschiedlicher Kol­
leginnen und Kollegen aus FU, TU und 
HdK, die bei diesem Satz zusammen­
zuckten und in dieser Wertung eine ket­
zerische Bösartigkeit eines abtrünnigen 
Wessis sahen. Ein Alltagsbeispiel mach­
te ihnen meine Wertung verständlich: 
Alle Stellenbesetzungen ab Sekretär/in 
bedürfen der ausdrücklichen Zustim­
mung durch die Senatsverwaltung WiFo. 
Ich habe selber erlebt, daß uns in der 
Studienabteilung eine zur Einstellung 
vorgeschlagene Person abgelehnt wur­
de - ohne Begründung selbstverständ­
lich. 

Ein Nebenaspekt solcher Praxis ist auch, 
daß WiFo offenbar ihren eigenen Perso­
nalentscheidungen nicht traut, jedenfalls 
nicht beim Verwaltungspersonal wie den 
Abteilungsleitern, die sie zwar entschei­
dend mit ausgesucht hat, die sie aber 
offenbar für nicht fähig hält, für ihren 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich die 
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sachlich vertretbaren Personalentschei­
dungen zu treffen {das gilt analog für die 
neuberufenen Professorinnen und Pro­
fessoren). Ich für meinen Teil gebe nun 
der Sen WiFo Gelegenheit, die von ihr 
wohl als falsch eingeschätzte Personal­
entscheidung zu meinen Gunsten aus 
dem Jahr 1991 durch eine neue zu er­
setzen. 

Keine Planungssicherheit 

Auch sonst hat - gerade in 1994 - die 
Senatsverwaltung WiFo außerordentlich 
intensiv darauf hingewirkt, ihr Negativ­
image auszubauen und wesentlich zu 
fundieren. Die öffentliche Erklärung des 
Senators, er sehe sich außerstande, den 
Berliner Hochschulen Planungssicher­
heit für die nächsten Jahre zu geben (so 
jedenfalls berichteten die Tageszeitun­
gen), hätte - in ähnlichen Formulierun­
gen -vor zwanzig Jahren noch gereicht, 
um den freiwilligen Rücktritt eines Mini­
sters zu begründen. Heute wird damit 
Politik gemacht - wenn auch unklar 
bleibt, welche. Aber das gilt wohl für 
Berlin schlechthin: Keine Planungssicher­
heit für die nächsten Jahre, aber planen 
und Fakten schaffen. 

Welches Durcheinander dabei entste­
hen kann, mag die Diskussion um die 
Studienplatzzielzahlen für die Berliner 
Universitäten verdeutlichen ( ohne dabei 
hier ins Detail zu gehen): Ein Studien­
platz bedeutet eine bestimmte Fläche 
(für Seminarräume etc.), die je nach 
Fächergruppe variiert; in Geisteswissen­
schaften z.B. 4 qm je Studienplatz. Für 
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Berlin insgesamt wird als offizielle Ziel­
zahl 100.000 genannt. Bei durchschnitt­
lich 10 qm je Studienplatz wäre somit 
eine Fläche von 1.000.000 qm erforder­
lich. Der HIS GmbH gegenüber hat die 
Senatsverwaltung mitgeteilt, diese 
100.000 Studienplätze seien "Überlast­
plätze'', als Normallast gälten 80.000 
Studienplätze, also 20 % weniger. Für 
die HUB solle auf Basis der Überlaststu­
dien plätze der Flächenbedarf in qm er­
mittelt werden. Damit ist faktisch die 
neue Flächengröße eines Überlastqua­
dratmeters eingeführt. Unbeantwortet ist 
bislang, ob ein Überlastquadratmeter um 
25 % größer ist als ein Normallastqua­
dratmeteroder ob immernoch die Regel 
gilt, daß ein Quadratmeter so groß ist 
wie ein Quadratmeter. Oder hat die Se­
natsverwaltung sich längst von der Ge­
samtzahl 100.000 Studienplätze verab­
schiedet, ohne dies offiziell einzugeste­
hen? 

Auch dieses Beispiel erhellt, daß die 
Senatsverwaltung WiFo ganz erheblich 
vermeidbare Unsicherheiten produziert, 
daraus resultierend Arbeitskapazität bin­
det, die für andere Aufgaben dringender 
benötigt wird. Und wei I 's so schön ist, sei 
ein letztes Beispiel angedeutet: Im De­
zember 1993 wird im Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt die Änderung des Berliner 
Hochschulgesetzes veröffentlicht, die 
u.a. die Prüfungszwangsberatung ein­
führt. Darüber, ab wann dies erforder­
lich ist, gibt es unterschiedliche Lesarten 
- so präzise ist der Text. Nahezu zeit­
gleich wird die Studentendatenverord­
nung veröffentlicht: Sie schließt u.a. die 
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Verarbeitung von Daten aus, die erfor­
derlich wäre, um die Prüfungszwangs­
beratung durchführen zu können. Hier 
hat wohl der eine Flur in der Bredtschnei­
derstraße 2 nicht gewußt, womit sich der 
andere gerade beschäftigt. Ausbaden 
müssen das Problem die Hochschulen. 

Genug der Beispiele. Sie verdeutlichen, 
wie reizvoll und spannend die Arbeit an 
der HUB sein könnte, gäbe es Sen WiFo 
nicht - oder aber als eine funktionieren­
de Einrichtung. 

Gemeinsamer Buh-Mann 

Dieser gemeinsame Buh-Mann Sen 
WiFo trägt, wie gesagt, nicht unerheb­
lich dazu bei, die Corporate ldentity der 
HUB aufrechtzuerhalten: bei Beschäf­
tigten wie bei Studierenden. Und so fällt 
mir der Abschied von ihnen sehr schwer: 
In zahlreichen Gesprächen (die auch 
einen sehr ehrlichen Umgang mit der 
eigenen - auch meiner eigenen - Ver­
gangenheiteinschlossen) sind Vertraut­
heit und wechselseitiger Respekt ge­
wachsen, die über die gemeinsame Ar­
beit hinaus verbinden. Mit derUnAufge­
fordert ist der gemeinsame Universitäts­
führer "Rettungsring" Nr. 3 und jetzt Nr. 
4 entstanden - ein Projekt, das es in 
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dieser Form der Kooper~tion wohl nur 
ganz selten an deutschen Hochschulen 
gibt. 

Das Engagement und den Eifer, den 
viele Studierende in Gremien an den 
Tag legen, beobachte Ich mit Respekt. 
Zugegeben, gelegentlich ärgerte ich mich 
darüber, daß Zusammenhänge nicht ge­
sehen wurden, daß einiges voreilig zum 
Akademischen-Senats-Antrag erhoben 
wurde, daß zusätzliche Arbeiten auf uns 
in der Studienabteilung zukamen. Doch 
auch in solchen Fällen überwog mein 
Respekt: Die vermeintliche Abgeklärt­
heit {Bequemlichkeit?) nach zwanzig Be­
rufsjahren darf ich Studierenden nicht 
abverlangen. Sonst riskiere ich junge 
Greise und/oder smarte Karrieristen als 
Studierendenvertretung in den Gremi­
en. Nein: Mehr Engagement, mehr Auf­
müpfigkeit, mehr Eifer würde uns allen 
gut tun. Sicherlich: Das Rad Ist bereits 
erfunden. Aber warum sollen wir uns 
verbieten, es nochmals zu erfinden dann 
vielleicht besser! 

Dr. Ka}o Pieper 

(UnAufgefordert, Studentenzeitung 
der Humboldt-Universität, 

61/Nov. 1994) 
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Die 11. Feu'erbach-These im Humboldt-Foyer: 
Ein Denkmal - Pfahl im Fleische des Universitätskörpers 

Jeden, der das Hauptgebäude der Hum­
boldt-Universität Unter den Linden zum 
ersten Mal betritt, umfängt eine heilsa­
me Irritation. Er stößt im Blick auf den 
Marmor oberhalb der repräsentativen 
Treppe des Foyers auf die gülden schei­
nenden Buchstaben der elften Feuer­
bach-These von Kart Marx. "Die Philoso­
phen haben die Welt nur verschieden 
Interpretiert; es kommt aber darauf an, 
sie zu verändern." So steht es noch im 
fünften Jahr nach der Wende in der 
DDR an gleichem Orte geschrieben, wo 
es 1953 errichtet ward. Ein Leitspruch 
der untergegangenen DDR und ein ver­
kündeter Anspruch den Studenten ge­
genüber, sie für eine bestimmte Verän­
derung hier ausbilden zu wollen, die sie 
dann in ihrem späteren Berufsleben ideo­
logisch gestählt umsetzen sollten. Der 
Arbeiter- und Bauernstaat gab das Geld, 
da sollte dann auch der richtige Effekt 
für die Sache gesichert sein: die soziali­
stische Umgestaltung der Gesellschaft! 
Und doch scheint zugleich ein dröges 
Moment sozialistischer Bildungspolitik in 
diesen plakativen Zeilen hervor: der 
Abscheu gegenüber den Nachdenkli­
chen, soweit nicht sofort der Nutzen der 
Nachdenklichkeit für das Aufbauwerk 
erkannt werden konnte. 

Der erstmalige Betrachter dieser Zeilen 
jedoch fragt sich sehr wahrscheinlich 
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zweierlei: Bin ich in diesen Hallen denn 
an der richtigen Stelle gelandet? Der­
Wissenshungertrieb mich her, nun werd 
ich schnöd hinausgewiesen ... 

Und wenn der Marxsche Name ins Blick­
feld rückt, obsiegt vermutlich ein altein­
gesessener Reflex: Pro-Marx: Ahh, hier 
wird er noch geehrt! Oder Contra-Marx: 
Der ist doch mausetot! Diese Humboldt­
Uni ist doch gar grauslich: ein Hort der 
POS, immer noch! 

Doch halt! Der Marx hängt noch aus 
wahrhaft paradoxem Grunde. Die Bom­
ben auf Berlin hatten auch die Universi­
tät nicht verschont. Das Hauptgebäude 
war nur noch schemenhaft erkennbar. 
Die Löcher waren groß, wo früher herr­
schaftliches Gemäuer der Wissenschaft 
diente. Und so waren die Wiederauf­
bauarbeiten, die Unter den Linden zu­
erst die Deutsche Staatsoper und die 
Humboldt-Universität erfaßten, auch der 
Eingangshalle gewidmet. Und da gera­
de im 53er Jahr ein Karl-Marx-Jahr, wohl 
zum ersten Male, ausgerufen wurde 
(Marx war im siebzigsten Jahre tot und 
auch zugleich hundertfünfunddreißlg 
Jahre jung, wenn er denn noch gelebt 
hätte}, besann man sich, an der Univer­
sität, an der Marx selbst auch studiert 
hatte, auf eine Würdigung besondrer 
Art: Ein Marxkopf vor den Senatssaal 
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und die gülden scheinenden Lettern auf 
Marmor ins Foyer. Die Gerüchte spros­
sen unsäglich: der Marmor käme aus 
der ehemaligen Reichskanzlei. Die Ak­
ten sprechen vom Gebiet um Saalfeld 
als Herkunftsort. Auf jeden Fall gelang 
das Meisterstück, und eingeweiht wer­
den sollte am 14. März, dem Todestag, 
den der auftraggebende Staatssekretär 
fälschlicherweise für den Geburtstag 
hielt. Doch Stalin starb am 5. März und 
sein Tod überschattete die Feierlichkei­
ten, so daß zur Rettung des Staatsse­
kretärs nun doch an einem Geburtstag 
eingeweiht werden konnte, aber eben 
am 5. Mai. 

wolle den Spruch nicht sofort entfernen, 
dafür aber späterhin verfremden ... Was 
dies wiederum beinhaltete, ahnte jedoch 
keiner. Auch die, die den Beschluß ge­
faßt hatten, nicht. Und so brachte schöp­
ferische Energie des Rätsels Lösung: 
peu a peu verschwanden einzelne Buch­
staben vom Marmor. Und erst des japa­
nischen Kaisers Besuch 1993 in den 
heiligen Hallen der Wissenschaft (ein 
Novum für einen Staatsbesuch im nun 
hauptstädtischen Berlin) verursachte die 
Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes mit allen Lettern. 

Doch Aufregung um einen möglichen 
Gesichtsverlust vor interessierten inter­
nationalen Autoritäten war es dennoch 
nicht, die nun die fast ewigliche Be­
standsgarantie sicherte. Nein, ein Fe­
derzug ist's nur oder der Hammerschlag 
einer Schreibmaschine. Denn 1975 wur­
de etwas getan, was unüblich war und 
dennoch von Recht: das Hauptgebäude 
und damit das gesamte Ensemble der 

Um eine Entfernung bemüht hat sich bis 
1989 aus guten Gründen niemand. Dann 
jedoch brachen die Empörungsschreie, 
von außerhalb vor allem, wo auch der 
Druck für die Errichtung hergekommen 
war, hervor. Ein besonders kurioses 
Beispiel gab dafür die FAZ ab, die jede 
mit der Humboldt-Universität in Verbin­
dung zu bringende Erregung mit d.em 
Foto der elften Feuerbach-These auf 
Marmor zu illustrieren wußte. Die FAZ­
Leser kennen nun bestimmt nicht das 
schöne Antlitz des Prinzenpalais zur Stra­
ße Unter den Linden hin. 

• Eingangshalle, schwer geschädigt im 2. 

Auch in der Universität überlegte man. 
Doch gerannen Stellungnahmen zur In­
schrift aus fehlender Kompetenz zu den 
Worten und ihrem Stellenwert - denn 
die Worte waren ja nur als Phrase repu­
blikweit bekannt - eher zu gehörigem 
Possenspiel. So besagte ein Beschluß 
des Akademischen Senats 1992, man 
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Weltkrieg und früh wieder aufgebaut, 
wurde in die Liste der Denkmäler einge­
tragen. 

So steht nun neben Fachwerkhaus und 
schutzbedürftiger Windmühle auch Mar­
xens Feuerbachthese, wenn auch ein 
wenig versteckt hinter dem Gemäuer 
der Universität, und ward nicht mehr 
angegriffen. Dem Einigungsvertrag sei 
Dank! 

Wer dieses nun erfuhr, der war anwe­
send bei der ersten Veranstaltung der 
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Ringvorlesung zur 11. Feuerbachthese 
von Karl Marx, die nun, vom Philosophi­
schen Institut ausgerichtet, jeden Frei­
tag um 16.15 Uhr im Senatssaal (in un­
mittelbarer Nähe zum Diskussionsge­
genstand) stattfindet. Mit Prof. Gerhardt, 
dem ersten Institutsdirektor der Philoso­
phie nach der Neustrukturierung des In­
stituts, als lnltiator ist die Initiative einer 
inhaltlichen wie historisch-politischen 
Auseinandersetzung von dort ausgegan­
gen, wo sie Jahrzehnte nicht lag. Nicht 
völlig unberechtigt schrieb noch 1991, 
als die "Sektion für marxistisch-leninisti­
sche Philosophie" sich in "Institut für Phi­
losophie" umbenannt hatte, ein Unbe­
kannter mit Folienschreiber unters neue 

Institutsschild "Seid ihr immer noch da?" 

Sich an diesem Mißtrauen abzuarbeiten 
und die Philosophie in das Recht zu 
setzen, daß ihr nach aller Tradition, aber 
auch nach den von ihr heute besetzten 
Feldern in der wissenschaftlichen For­
schung wie darüber hinaus zukommt, 
wird Ziel auch dieser Veranstaltungsrei­
he sein. Schön, daß der Philosophie der 
Denkmalschutz auf so hilfreiche Art und 
Weise die Ruhe des Nachdenkens ge­
bracht hat. 

(UnAufgefordert, Studentenzeitung 
der Humboldt-Universität, 

61/Nov. 1994) 

Dresden: 1. Symposium zu Prüfungen in der 
Medizin - Multiple Choice 

Die ostdeutsche Medizin hatte bis jetzt 
eine ungebrochene und vom Wissen­
schaftsrat in vieler Hinsicht als vorbild­
lich angesehene Tradition im Studium 
der Medizin. Diese sehen unsere sächsi­
schen medizinischen Fakultäten in Dres­
den und Leipzig bedroht von dem Multi­
ple-Choice-Prüfungssystem, welches 
das Studierverhalten unserer Medizin­
studentinnen und-studenten beeintrach­
tigt. Bei MC-Prüfungen hat der Prüfling 
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anzugeben, welche von mehreren vor­
formulierten Antworten zutreffen oder 
nicht. Professoren wie Studierende der 
Medizin beklagen unisono die Proble­
me, die dieses Prüfungssystem mit sich 
bringt. Ihre Klagen finden ein offenes 
Ohr beim Sächsischen Staatsminister 
für Wissenschaft und Kunst, der als Pro­
fessor eigene Erfahrungen mit den 
Schwierigkeiten von Multiple-Choice­
Prüfungen gemacht hat. 
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Aufdie Prüfungsmethodik 
kommt es an 

Bei den methodischen Schwierigkeiten 
mit Multiple-Choice-Prüfungen geht es 
nicht um medizinspezifische Probleme 
sondern um Fragen der Prüfungsme~ 
thodik. Bei der Erfassung von menschli­
chen Leistungen, also auch in Prüfun­
gen, handelt es sich immer um eine 
psychologische Fragestellung. Die Na­
turwissenschaft Psychologie beschreibt 
menschliches Verhalten und erforscht 
die Bedingungen, unter denen es zu 
beobachten ist, sie liefert wissenschaft­
liche Grundlagen für die Vorhersage von 
Verhalten ebenso wie theoretisch und 
empirisch fundierte Maßnahmen zur 
Beeinflussung menschlichen Verhaltens. 
In der Teildisziplin der psychologischen 
Diagnostik findet man die theoretischen, 
methodischen und empirischen Grund­
lagen von Leistungsmessungen durch 
Prüfungen. 

Es lag daher nahe, daß die Psychologie 
mit ihrem Know-How der Medizin half. 
Der Sächsische Staatsminister für Wis­
senschaft und Kunst hat diese Hilfe an­
geregt, und der Rektor und Kanzler der 
TU Dresden sowie der Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft unter­
stützen sie. 

Mediziner, die sich lange mit den spezi­
fischen Problemen befaßt haben, die 
MC-Prüfungen in der Medizin bedingen, 
trugen ebenso vor wie Experten für Prü­
fungsmethodik, die aus dem Bereich der 
Psychologie kamen. übereinstimmend 
kam man zu folgenden Ergebnissen: 
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1 
Vor jeder Prüfung ist eine explizite For­
mulierung der Lehrziele unumgänglich, 
damit man prüfen kann, wie weitgehend 
die Prüflinge diese gesteckten Ziele er­
reicht haben. Hier kann die deutsche 
Medizin gute Vorbilder in Kanada und 
USA finden. 

Grundsätzlich ist zwischen Wissen und 
Können zu unterscheiden. Im Gedächt­
nis gespeicherte Informationen lassen 
sich einfacher abrufen, wenn man etwas 
nur wiedererkennen soll, das freie Ver­
balisieren von Antworten auf offene Fra­
gen dagegen ist erheblich anspruchsvol­
ler. Dabei ist zu überlegen, für welche 
späteren Leistungen das abgefragte 
Wissen repräsentativ sein soll. Erst dann 
kann man sich begründet für bestimmte 
Prüfungsformen entscheiden. 

Reine Fachkenntnis langt nicht 

Mit MC-Fragen lassen sich Prüfungen 
des Wissens objektiv durchführen, aus­
werten und beurteilen. Es ist aber immer 
nachzuweisen, ob man mit diesen Fra­
gen auch wirklich das erfaßt, was man 
erfassen will. Hier erweist sich die fach­
gerechte Konstruktion gültiger MC-Fra­
gen als sehr schwierig. Die reine Fach­
kenntnis in dem zu prüfenden Fach ist 
zwar eine notwendige aber keine hinrei­
chende Bedingung, um MC-Fragen zu 
konstruieren. Erst müssen die Fragen­
konstrukteure lernen, welche methodi­
schen Grundregeln zu beachten sind, 
damit mit den MC-Fragen das geprüft 
werden kann, was geprüft werden soll. 

Können erwirbt man immer erst In der 
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Umsetzung von Wissen auf konkrete 
Problemstellungen. Diese lassen sich 
zumeist nicht in MC-Fragen einkleiden, 
so daß fachliches Können mit anderen 
Prüfmethoden erfaßt werden muß. Hier­
aus ergibt sich zwingend, daß sich nicht 
alles sinnvoll mit MC-Aufgaben prüfen 
läßt. Aus prüfungsmethodischer Sicht 
• ist eine Kombination von Prüfungsver­
fahren, die nachweislich alle die zu for­
dernden Qualitätsmerkmale haben, am 
besten geeignet, gültige Aussagen über 
das Wissen und Können von Prüfungen 
zu machen. 

Ein besonderes· Problem stellt die Wahl 
des Maßstabes dar, mit dem man die 
. 1-ei~tungen der Prüflinge vergleicht, um 
sie zu benoten. Nimmt man den Lei-
stungsdurchschnitt der Prüflinge zum 
Maßstab (no(m_orientierte Prüfung), so 
werden die Noten bei derselben Lei­
stung um so b~sser, je schlechter die 
Gruppe ist. Will man diese Ungerechtig-
• kelt vermeiden, so legt man von vornher­
ein begründet fest, welche Punktzahl 
welcher Note entspricht (kriteriums­
orientierte Prüfung). Die derzeitigen MC­
Prüfungen in der deutschen Medizin 
verwenden die zu Ungerechtigkeiten 
führenden normorientierten Benotungen. 
Kanadische Erfahrungen zeigen, daß 
man kriteriumsorientiert prüfen kann, 
wenn bestimmte Voraussetzungen er­

füllt sind. 

Vor dem Ersteinsatz erproben 

Eine notwendige Voraussetzung für kri­
teriumsorientierte Prüfungen sind Auf-

106 

gaben, von denen man genau weiß, was 
sie erfassen, und wie schwierig bzw. wie 
leicht sie sind, d. h. wieviel Prüflinge sie 
richtig beantworten. Ferner muß man 
wissen, wie gut solche Fragen zwischen 
den insgesamt erfolgreich und den ins­
gesamt weniger erfolgreich abschnei­
denden Prüflingen unterscheiden kön­
nen. Solche Prüfungsaufgaben müssen 
vor ihrem Ernstelnsatz erprobt und dür­
fen nicht veröffentlicht sein. Nach den 
Angaben des Direktors des Instituts für 
medizinische und pharmazeutische Prü­
fungsfragen (IMPP) in Mainz plant das 
IMPP, solche MC-Aufgaben empirisch 

. zu untersuchen. 

Beim Symposium wurde deutlich, daß 
zur Zeit der Nachweis fehlt, daß die MC­
Fragen des IMPP das prüfen, was sie 
prüfen sollen. Die Tatsache, daß Medi­
zin-Professoren die Fragen formulieren, 
ist noch keine Garantie dafür, daß sie als 
MC-Laien solche Aufgaben auch me­
thodisch sachgerecht formulieren. Es 
gibt viele Beispielaufgaben, die erken­
nen lassen, daß die Medizin-Professo­
ren, die für das IMPP die MC-Fragen 
erarbeiten und ausgesprochene MC­
Laien sind, die Fallstricke solcher MC­
Aufgaben nicht kennen bzw. nicht um­
gehen können. Auch das IMPP scheint 
hier keine Hilfe geben zu können. 

Wenn, wie beim Symposium befürchtet, 
die Prüfungsaufgaben äußerst homo­
gen sind (Koeffizient für interne Konsi­
stenz von 0,96), dann braucht man nicht 
aus jedem medizinischen Fachgebiet 
bestimmte Mengen von Fragen zu stel-
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len,denn •sie erfassen alle etwas sehr 
ähnliches, nämlich möglicherweise nur 
wie gut man medizinische Fakten lernen 
und bei MC-Prüfungen einsetzen kann. 
Hier stellt sich die Frage, ob das die 
Funktion einer Wissenprüfungng in der 
Medizin sein soll. 

Offen ist derzeit die Frage, was die Stu­
dierenden von dem Gelernten langfri­
stig, d. h. mindestens ein halbes Jahr 
nach der Prüfung, behalten. Hier fehlen 
die entsprechenden empirischen Unter­
suchungen in Deutschland. In der 
Schweiz gibt es solche . 

Die Illusion vom "Doktor 
Allwissend" 

In allen akademischen Prüfungen geht 
es letzten Endes darum festzustellen, 
ob der Prüfling genügend weiß, um be­
stimmte Probleme damit angehen zu 
können. In der deutschen Medizin gibt 
es solche konkreten Zielvorgaben nicht, 
wohl aber in Kanada. Die Experten beim 
Symposium waren unterschiedlicher Mei­
nung, ob in Deutschland eine solche 
konkrete Zielformulierung von der Medi­
zin geleistet werden kann. Die Alternati­
ve, die heute gepflegt wird, wurde als die 
Illusion vom "Doktor Allwissend" bezeich­
net. Sollen doch die Studierenden der 
Medizin möglichst in allen Fächern alles 
wissen, was alle Medizin-Professoren 
Deutschlands zusammen wissen bzw. 
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was sich davon in MC-Fr-agen kleiden 
laßt. 

Die Ansicht von Medizinprofessoren er­
setzt nicht die empirischen Nachweise 
dafür, daß die MG-Fragen des IMPP 
das - und nur das - erfassen, was sie 
erfassen sollen, Korrelationen mit ande­
ren Prüfungsleistungen wie auch Vor­
hersagen zukünftiger ärztllcher Leistun­
gen sind hier ebenso zu fordern wie die 
empirische Untersuchung aller ernsthaft 
in Betracht kommenden Prüfungsme­
thoden in einem bestimmten Fach . 

Als Fazit kann man festhalten, daß MC­
Aufgaben dann nützliche Prüfungsinstru­
mente sein können, wenn wenigstens 
die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
- Die Lehrziele sind konkret und explizit 
zu definieren und gehen nicht von der 
Illusion des "Doktor Allwissend" aus. 
- Die MC-Aufgaben sind vorgetestet, so 
daß man weiß, wie gut sie "funktionie­
ren". 

- Es gibt einen festgelegten Standard 
zur Beurteilung von Prüfungsleistungen, 
der nicht am Durchschnitt der jeweiligen 
Prüfungsleistungen orientiert ist. 
- Es ist empirisch nachgewiesen, daß 
die Prüfungsaufgaben, das - und nur 
das - messen, was sie messen sollen. 

Karl Westhoff (Dresden) 

(Dresdner Universitätsjournal 19194) 
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lnitiativGemeinschaftAußeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen in Berlin-Adlershof 

(IGAFA) jetzt Verein 

Die lnitiativGemelnschaft Außeruniver­
sitärer Forschungseinrichtungen in Ber­
lin-Adlershof hat sich am 28. November 
als Verein bürgerlichen Rechts gegrün­
det. Damit geht die zweieinhalbjährige 
Phase informeller Beziehungen zwi­
schen den 14 Adlershafer Institutionen 
in eine neue Qualität über. 

Zu den Hauptaufgaben zählt die IGAFA 
laut ihrem einstimmig angenommenen 
Statut, das wissenschaftliche Standort­
profil in Berlin-Adlershof wesentlich mit­
zuentwickeln, die vielfältigen Anforde­
rungen der Mitgliedsinstitutionen hinsicht­
lich Flächen, Gebäuden, Infrastruktur etc. 
zu koordinieren, Brücken zu anderen 
Einrichtungen zu schlagen und die Funk­
tion der Ansprechstelle für die zuständi­
gen Senatsverwaltungen des Landes 
Berlin wahrzunehmen. 

Zum Sprecher der IGAFA wurde für die 
Dauer von drei Jahren Prof. Dr. 1. V. 
Hertel, MBI, gewählt. Seine beiden Stell­
vertreter sind Prof. Dr. S. Jähnichen, 
GMD, und Prof. Dr. B. Lücke, ACA. 
Organe des Vereins sind der Vorstand 
und die Mitgliederversammlung. Die Fi­
nanzierung erfolgt durch Umlage auf die 
Haushalte der Mitgliedereinrichtungen, 
wobei die Zahl der festangestellten wis­
senschaftlichen Mitarbeiter zugrunde 
gelegt wird. 

Mitglieder der IGAFA sind: die Gesell­
schaft für Mathematik und Datenverar-
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beitung (GMD) für das Institut FIRST; 
die Deutsche Forschungsanstalt für Luft­
und Raumfahrt (DLR) für das Zentrum 
Adlershof; die Berliner Elektronenspei­
cherring Gesellschaft für Synchronstrah­
lung mbH (BESSY); die Hahn-Meitner 
Institut GmbH (HMI) für den Bereich 
Angewandte Physik; das Ferdinand­
Braun-Institut für Höchstfrequenztech­
nik (FBH) im Forschungsverbund Berlin 
e.V.; das Institut für Gewässerökologie 
und Binnenfischerei (1GB) im For­
schungsverbund Berlin e.V. für die Au­
ßenstelle Adlershof; das Institut für Kri­
stallzüchtung (IKZ) im Forschungsver­
bund Berline.V.; das Max-Born-Institut 
für Nichtlineare Optik (MBI) im For­
schungsverbund Berline.V.; das Institut 
für Spektroskopie und Angewandte 
Spektroskopie (ISAS) Dortmund für die 
Außenstelle Berlin, Labor für spektro­
skopische Methoden der Umweltanaly­
tik (LSMU); das Institut für Angewandte 
Chemie (ACA) e.V.; das Max-Planck­
Institut für Extraterrestrische Physik für 
die Außenstelle Berlin (MPE); das Max­
Planck-Institut für Kolloidforschung für 
das Teilinstitut Andlershof (MPI); die 
Brandenburgische Technische Univer­
sität Cottbus, Fakultät Umweltwissen­
schaften und Verfahrenstechnik, Arbeits­
gruppe Luftchemie; die Bundesanstalt 
für Materialprüfung und Materialfor­
schung für die Außenstelle Adlershof 
(BAM). 

(Verbund 5/1994) 
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Wissenschaft und Industrie im Osten 

In der gegenwärtigen Diskussion um den 
Wirtschafts- und Wissenschaftsstand­
ort Deutschland wird immer wieder ein 
stärkeres Eingehen der Wissenschaft 
auf die Belange der Wirtschaft gefor­
dert. Vor diesem Hintergrund verdienen 
die Veränderungen besonderes Interes­
se, die die in der DDR stark ausgepräg­
ten "Wissenschafts-Produktions-Bezie­
hungen" durch die Transformation von 
Wissenschaft und Wirtschaft inzwischen 
erfahren haben. 

In der DDR waren zwar "nur" 61 Prozent 
des gesamten FuE-Personals in der 
Wirtschaft eingesetzt - gegenüber 69 
Prozent in den alten Bundesländern. 
Dafür waren aber im Bereich der For­
schungsakademien und des Hochschul­
wesens weitere 15 Prozent des FuE­
Personals der DDR vertraglich an die 
Wirtschaft gebunden. Diese Vertrags­
forschung hat bereits 1990, vor allem mit 
der Einführung der D-Mark zum 1. Juli 
1990, nahezu völlig aufgehört. Seitdem 
sind in der öffentlich finanzierten außer­
universitären Forschung (AUF) in Ost­
deutschland durch die Auflösung aller 
früheren Akademie-Einrichtungen grund­
legende institutionelle und makrostruk­
turelle Veränderungen erfolgt. 

Das Ergebnis ist ein Forschungssektor, 
der zwar hinsichtlich der Anzahl der Be­
schäftigten in etwa mit dem in den alten 
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Bundesländern vergleichbar ist, jedoch 
hinsichtlich der Anteile der einzelnen 
Forschungsorganisationen ganz anders 
strukturiert ist. In Ostdeutschland haben 
die Max-Planck-Gesellschaft (MPG), die 
Großforschungseinrichtungen (GFE) und 
die Einrichtungen der Ressortforschung 
des Bundes wesentlich geringere Antei­
le am Personal der AUF als in den alten 
Bundesländern. 

Dafür haben hier die mehr anwendungs­
orientierten Forschungseinrichtungen der 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), der ein­
zelnen Länder und vor allem der "Blauen 
Liste" (BL) wesentlich höhere Anteile. 
Allein die BL-lnstitute beschäftigen über 
mehr als die Hälfte der Wissenschaftler 
in der AUF Ostdeutschlands und sind 
viel stärker als in den alten Bundeslän­
dern auf naturwissenschaftliche Grund­
lagenund Anwendungsforschung orien­
tiert. 

Die Organisationsstruktur der AUF bie­
tet deshalb relativ günstige Vorausset­
zungen für Beziehungen zur Industrie. 
Die Anwendungsorientierung wird auch 
dadurch gefördert, daß die zunächst 
generelle Befristung der Fraunhofer-Ein­
richtungen erst nach der erfolgreichen 
Einwerbung von Drittmitteln aufgeho­
ben wurde. In ähnlicher Weise stellen 
der auf fünf Jahre befristete und jährlich 
um 20 Prozent reduzierte "Verstärkungs-
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fonds" sowie eingeworbene Projektmit­
tel nicht nur einen wichtigen Leistungs­
nachweis, sondern auch die einzige Fi­
nanzierungsgrundlage für eiren erhebli­
chen Teil des Personals der Blauen­
Liste-Institute und anderer Forschungs­
einrichtungen dar. Es gibt somit über­
zeugende Anreize in der AUF Ost­
deutschlands, sich um externe Aufträge 
zu bemühen. Vor diesem Hintergrund ist 
dertatsächlich erreichte Stand der Indu­
striebeziehungen der AUF eher unbe­
friedigend, wie der Anteil der Wirtschaft 
an der Finanzierung der AUF in Ost­
deutschland zeigt. 

Danach entfallen auf die Wirtschaft nur 
26,4 Millionen Mark oder 1,7 Prozent 
aller Einnahmen der AUF. Demgegen­
über hatte 1989 in den alten Bundeslän­
dern die Wirtschaft einen Anteil von vier 
Prozent. Von diesen Mitteln aus der 
Wirtschaft erhält wiederum 17 .1 Millio-

nen Mark oder ca. 65 Prozent allein die 
FhG. Selbst bei dieser sind das aber nur 
7,4 Prozent von den Gesamteinnahmen. 
Gemessen an den FuE-Ausgaben der 
Wirtschaft in Ostdeutschland von ca. 1,5 
Milliarden Mark machen die von ihr für 
die AUF aufgewendeten Mittel also nur 
1,7 Prozent aus. Tatsächlich sind die 
hier für die AUF ausgegebenen Mittel 
noch geringer, da Aufträge in nennens­
wertem Umfang bisher fast nur von den 
Firmen mit (Stamm-)Sitz in den alten 
Bundesländern bzw. (West-) Berlin er­
teilt worden sind, wie Fallstudien in ein­
zelnen BL-Einrlchtungen ergeben ha­
ben. 

Diese Auftragslage dürfte auch in ho­
hem Grade auf die Einrichtungen der 
FhG in Ostdeutschland zutreffen. Wäh­
rend 1993 die hier neugegründeten und 
bundesweit operierenden Fh-lnstitute 
92.8 Prozent ihrer Betriebserträqe aus 

Einnah- Einnahmen Verstär-
Projektmittel 

men ins- institutioneller kungsfonds „ darunter aus 
Art der Forschungs- gesamt Haushalt" insgesamt der Wirtscl1aft 

einrichtung Mill.DM 
Mill. Mill. MIii. (=100%) Mill. % % % ¾ DM DM DM DM 

Blaue-Liste-Einrichtungen 662,5 555,0 83,8 37,7 5,7 69,8 10.4 3,2 0,48 

Fraunhofer Gesellschaft 232,7 174,8 75,1 12,3 5,3 45,6 19,7 17, 1 7,35 

Großforschungs-
einrichtungen 327,0 288,2 88,2 8,6 2,6 30,2 9,2 0.2 0.06 

Landeseinrichtungen 143,4 106.0 73,9 1.1 0.8 36,3 25,3 5,7 3,97 

Max-Planck-Gesellschaft 116,0 105,2 90,7 - - 10,8 9,3 - -

Ressortforschung des 
Bundes 105,9 99,1 93,6 - - 6,8 6,4 0.2 0,19 

Sonstige 7,3 - - - - 7,3 100,0 - -

Insgesamt 1.594,8 1.328,3 83.3 59,7 3,7 206,8 13,0 26.4 1,65 

• Finanzierung durch Bund, Länder und eigene MIile! 
„ öttentliche Finanzierung insbesondere von zusätzlichem Personal, als eine auf maximal lunf Jahre 

begrenZ1e Starthilfe 

Quelle: Hartmann u. a. 1993: 97, 99: eigene Berechnungen 

Tabelle 1 Einnahmen der außeruniversltaren Forschung in Ostdeutschland 1993 
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r-r -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -, -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -, -_ -_ -_ -_ -T -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -_ -...., -~ -_ -_ -_ -_-_ -~-, 

Unternehmensgröße 
(Beschäftigte) <20 20-49 50-9 9 t <100 100-499 >500 alle Unter-

nehmen 
Anteil am FuE-Personal der 
Wirtschaft (in %) 12 14 14 40 37 23 100 

durchschnittliche Anzahl der FuE-
Beschäftigten je Unternehmen (in 4 7 10 6 16 66 11 Personen, gerundet) 

Anteil von FuE an den Gesamt• 
beschäftigten (in %) 43 22 13 21 8 6 10 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Forschungsagentu r Berlin, o. D. 18 
Tabelle 2 Struktur des FuE-Personals in der Wirtschaft Ostdeutschlands nach Unternehmensgröße (1993: nur Unternehmen mit FuE) 

der Wirtschaft erhielten (oder 17 Pro­
zent des gesamten Betriebsaufwands), 
kamen bei den nur regional auf dem 
ostdeutschen Markt operierenden Au­
ßenstellen von (westdeutschen) Fh-ln­
stituten nur 18 Prozent der betrieblichen 
Erträge (oder sieben Prozent des ge­
samten Betriebsaufwands) aus der Wirt­
schaft (eigene Berechnungen nach An­
gaben der HA Forschung und Kommuni­
kation der FhG vom 7. Juli 1994). 

Das bedeutet aber, daß die wichtigsten 
innovativen Forschungsergebnisse aus 
der ostdeutschen AUF nur sehr begrenzt 
für die regionale Wirtschaft wirksam 
werden. Auf diesem Wege erfolgt viel­
mehr ein "Abfluß" von innovativen Ent­
wicklungen in die Wirtschaft der alten 
Bundesländer. 

Schwachpunkt Wirtschaft 

Die ostdeutschen Universitäten und 
Hochschulen haben ebenfalls ihre frü­
heren engen Verbindungen zur Wirt­
schaft weitgehend verloren. Eine um-
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fassende Einschätzung der FuE-Bezie­
hungen des Hochschulsektors zur Wirt­
schaft ist wegen des Fehlens relevanter 
statistischer Daten gegenwärtig nicht 
möglich. Jedoch bestätigen erste Be­
funde einer Analyse von Forschungsak­
tivitäten an vier ostdeutschen Universi­
täten, daß deren unmittelbare Zusam­
menarbeit mit der Wirtschaft gering ist. 

In Interviews wurden Professoren über 
die Bedeutung der von den einzelnen 
Förderinstituten für ihre jeweiligen For­
schungsprojekte erhaltenen Mitt~I be­
fragt. Die Auswertung der Gewichtun­
gen nach "gering, beträchtlich, haupt­
sächlich" ergab, daß die Industrie mit 
einem Anteil von 1, 7 Prozent der ermit­
telten Werte eine ganz geringe Rolle 
spielt. Im Unterschied dazu liegt der 
Anteil der DFG bei über 30 Prozent und 
der der BMFT-Projektförderung bei 15 
Prozent. Diese Relationen gewinnen 
durch einen Vergleich m,t analog ermit­
telten Daten für Projekte der Universität 
Göttingen noch an Aussagekraft: Dort 
liegt der Anteil der direkten lndustriefi-
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nanzierung (= relative Bedeutung) mit 
15 Prozent fast zehn mal so hoch wie an 
den erfaßten ostdeutschen Universitä­
ten. 

Es gibt in Ostdeutschland also nur noch 
sehr geringe vertragliche FuE-Beziehun­
gen der akademischen Wissenschaft mit 
der Industrie. Eine Differenzierung er­
gibt sich insofern, als die AUF bereits 
relativ gute Voraussetzungen für die In­
tensivierung von Industriebeziehungen 
besitzt, während solche Voraussetzun­
gen an vielen Universitäten und Hoch­
schulen durch die Berufung von Profes­
soren und die Wiederbelebung ihrer 
Forschungskapazitäten und -aktivitäten 
erst noch geschaffen werden müssen. 

Als der entscheidende Schwachpunkt 
bei der Wiederbelebung der Beziehun­
gen zwischen Wissenschaft und Pro­
duktion erweist sich aber immer mehr 
die Wirtschaft selbst. Hier ist das FuE­
Personal am stärksten abgebaut wor­
den, so daß ihr Anteil am gesamten 
FuE-Potential in Ostdeutschland unter 
50 Prozent gefallen ist. Gleichzeitig sind 
durch die Aufgliederung, Schrumpfung 
bzw. Liquidierung der früheren DDR­
Kombinate und -Betriebe Großbetriebe 
mit mehr als 10.000 Beschäftigten völlig 
verschwunden. Bereits Betriebe mit mehr 
als 1.000 Beschäftigten sind relativ sel­
ten geworden. 

Übriggeblieben sind lediglich mittlere 
oder Klein-Betriebe mit meist "unterkriti­
schen" FuE-Gruppen. Die Anzahl klei­
ner Unternehmen ist durch "spinoffs" 
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von Treuhandanstalt-Firmen und aus den 
drei großen Forschungsakademien der 
DDR, aber auch durch die Neugründung 
von Unternehmen weiter angewachsen. 
Inzwischen (1994) sind 80 Prozent des 
gesamten FuE-PersonalsderWirtschaft 
in Firmen mit weniger als 500 Beschäf­
tigten zu finden, darunter die Hälfte, d.h. 
ungefähr 40 Prozent, in Firmen mit we­
niger als 100 Beschäftigten. 

Das ist nicht nur eine deutliche Verände­
rung gegenüber der Situation in der DDR, 
sondern führte zu einer völlig anderen 
Wirtschaftsstruktur, als sie die alten Bun­
desländer aufweisen. In den alten Bun­
desländern beschäftigen Firmen mit über 
10.000 Beschäftigten über 50 Prozent 
des gesamten FuE-Personals der Wirt­
schaft. Sie sind dadurch in der Lage, 
neben angewandter Forschung und Ent­
wicklung sogar in gewissem Umfang 
Grundlagenforschung zu betreiben. 

Dagegen lag in der DDR der Schwer­
punkt bei Unternehmen mit 1.000 bis 
5.000 Beschäftigten und einem gerin­
gen Anteil von Unternehmen mit über 
10.000 Beschäftigten; in der DDR-Wirt­
schaft wurde praktisch keine Grundla­
genforschung durchgeführt. Diese Auf­
gabe hatte insbesondere die Akademie 
der Wissenschaften. Inzwischen ist in 
Ostdeutschland FuE-Personal fast nur 
noch in sehr kleinen Unternehmen vor­
handen, wobei die meisten Firmen nur 
noch FuE-Abteilungen mit weniger als 
fünf (in Firmen mit bis zu 100 Beschäf­
tigten) oder bis zu 16 FuE-Beschäftigten 
(in Unternehmen mit bis zu 500 Gesamt-
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beschäftigten) haben. Wenige größere 
Unternehmen haben mehr als 20 FuE­
Beschäftigte. 

Normalerweise können aber For­
schungsgruppen mit fünf bis zehn Per­
sonen praktisch nurnoch experimentelle 
Entwicklungen oder stark eingegrenzte 
angewandte Forschung durchführen. 
Solch kleine Gruppen sind auch kaum 
a:s potente Partner für die akademische 
Forschung anzusehen. 

Ostdeutschland "peripher"? 

Da gleichzeitig der Anteil der FuE-Be­
schäftigten an den Gesamtbeschäftig­
ten in den kleineren Unternehmen über 
20 Prozent, teilweisesogarüber40 Pro­
zent beträgt, liegt die Vermutung nahe, 
daß es in diesen Firmen kein ausgewo­
genes Verhältnis zwischen FuE und den 
anderen Aktivitäten, insbesondere Ferti-

DDR 1989 (141) 

gung und Absatz, gibt. Anders ausge­
drückt: In diesen Unternehmen dürfte 
(noch) kein betriebswirtschaftlich tragfä­
higes Verhältnis zwischen FuE und an­
deren Bereichen vorhanden sein. Diese 
Annahme wird auch dadurch bestätigt, 
daß gegenwärtig insgesamt etwa 80 bis 
90 Prozent der FuE-treibenden ostdeut­
schen Unternehmen Fördermaßnahmen 
der Bundesregierung in Anspruch neh­
men. 

Inzwischen beträgt der Anteil allein der 
Förderung des BMFT an den internen 
FuE-Aufwendungen der Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern über 50 Prozent 
( dagegen in den alten nur fünf Prozent). 
80 Prozent der Fördermittel entfallen 
auf kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU). 

Ein unausgewogenes Verhältnis bzw. 
die fehlende Integration von Produktion 

Ostdeutschland 1993 (33) 

FuE-OienstSeistungen 

u-
Hoehoch<Aon 

Bundesrepublik 1989 (426) 

Abbildung 1 FuE-Personal in Deutschland ( 1.000 Vollzet1aqu1valen1) 
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und Forschung ist nicht nur innerhalb 
vieler Unternehmen anzutreffen, sie ist 
darüber hinaus auch ein Merkmal der 
organisatorischen Struktur von FuE in 
der ostdeutschen Wirtschaft insgesamt. 
Das wird durch den mit etwa zehn Pro­
zent sehr hohen Anteil des Zweigs 
"Dienstleistungsgewerbe" am FuE-Per­
sonal der Wirtschaft belegt. Zu diesem 
Wirtschaftszweig gehören die For­
schungs-GmbH. Ihren Kern und Aus­
gangspunkt stellen die früher juristisch 
selbständigen großen FuE-Einrichtun­
gen der Kombinate der DDR dar. 

Im Jahre 1989 gab es 38 solcher Einrich­
tungen, die insgesamt 24.000 Beschäf­
tigte hatten, darunter 15.700 FuE-Be­
schäftigte. Das waren mehr als 20 Pro­
zent des gesamten FuE-Personals der 
DDR-Wirtschaft. Diese Einrichtungen 
wurden bis auf wenige Ausnahmen (z.B. 
Forschungszentren des Kombinats Carl 
Zeiss Jena und des Kombinats T AKRAF) 
nicht wieder in die Betriebe integriert, 
sondern In Form von GmbH als juristisch 
selbständige Unternehmen weiterge­

führt. 

Inzwischen ist die Anzahl ähnlich profi­
lierter Einrichtungen weiter angewach­
~en. Im Jahre 1993 haben solche Unter­
nehmen vorzugsweise angewandte For­
schung und Entwicklung, die Durchfüh­
rung von Studien und Expertisen, Wei­
terbildungs- und Beratungsleistungen 
angeboten, in begrenztem Umfang auch 
Auftragsfertigung bzw. eigene Produkti­

on durchgeführt. 

Ein erheblicher Teil der FuE-Kapazitä-
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ten in der Wirtschaft befindet sich also 
gar nicht in den produzierenden Wirt­
schaftsunternehmen, sondern in "wirt­
schaftsnahen" Forschungseinrichtungen. 
Da auch diese Einrichtungen über Zu­
schüsse der Treuhand (noch nicht priva­
tisierte Forschungs-GmbH), Fördermit­
tel von Bund und Ländern, öffentlich fi­
nanzierteArbeitsbeschaffungsmaßnah­
men sowie FuE-Projektmittel usw. weit­
gehend durch öffentliche Mittel finan­
ziert werden, unterscheiden sie sich 
kaum hinsichtlich der Quellen, sondern 
lediglich hinsichtlich der Wege und For­
men ihrer Finanzierung vom (offiziellen) 
Sektor der öffentlich finanzierten außer­
universitären Forschung. 

In der Wirtschaft dürfte sich in nächster 
Zukunft bei weiterem Personalabbau in 
den mittleren Unternehmen sowie an­
haltender Differenzierung bei den klei­
nen Unternehmen, einschließlich der For­
schungs-GmbH, nur eine begrenzte Ba­
sis an innovativen Unternehmen und klei­
nen FuE-Abteilungen halten bzw. gut 
entwickeln können. Da es aber kaum 
noch größere industrielle Kerne gibt, von 
denen eine Strukturierung und Profille­
rung des regionalen Umfelds an innova­
tiven "Zulieferern" ausgehen kann, sind 
Aussichten auf eine Wiederbelebung der 
Wirtschaftsforschung durch forschungs­
intensive Mittel- und Großunternehmen 
hier auf absehbare Zeit kaum gegeben. 

Obwohl beim FuE-Personal der Indu­
strie die Voraussetzungen für informelle 
Kontakte zur akademischen Forschung 
noch relativ gut sind, lassen diese Ver-
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Abbildung 2 Struktur des FuE-Personals in der Wirtschaft nach Untemehmensgr0ße 

(Anlahl der Beschäf1igten) 

bindungen weiter nach, bedingt durch 
einen anhaltenden Prozeß der" Entfer­
nung• von Wirtschafts- und akademi­
scher FuE. Die bisherigen Analysen und 
Befunde deuten darauf hin, daß sich in 
Ostdeutschland eine ungünstige Diffe­
renzierung vollzieht: Auf der akademi­
schen Seite läßt sich ein "Rückzug" auf 
"reine" Grundlagenforschung vermuten, 
da die (noch vorhandenen) anwendungs­
orientierten Forscher mit nachlassender 
Finanzierung durch öffentliche Drittmit­
tel konfrontiert sind und geringe Chan­
cen für deren Ersatz durch die Industrie 
haben. 
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Eine Ausnahme bilden bisher nur ver­
tragliche Bindungen zu Großunterneh­
men in den alten Bundesländern. Auf 
der Wirtschaftsseite steht dem eine Hin­
wendung zu Entwicklungsarbeiten für 
neue wissenschaftsintensive Leistungen 
und Produkte gegenüber, die zum gro­
ßen Teil auf früher in der DDR erarbeite­
ten Forschungsergebnissen aufbauen. 
Dabei erfolgt auch hier zwangsläufig eine 
Orientierung auf westdeutsche Partner 
und Märkte, da Ostdeutschland nur ge­
ringe Absatzchancen bietet. 

All das deutet darauf hin, daß sich Ost-

115 



deutschland zu einer"peripheren" Regi­
on in Gesamtdeutschland entwickelt, in 
der die Beziehungen zwischen Wissen­
schaft und Wirtschaft viel stärker über 
die jeweiligen Partner in den alten Bun­
desländern, d.h. über das "Zentrum" 
verlaufen, als direkt in der eigenen Regi­
on (vgl. Abbildung 1 ). Dem kann länger­
fristig nur durch die Wiederbelebung der 
ostdeutschen Wirtschaft und ihrer eige­
nen FuE begegnet werden. Entwick­
lungschancen dafür werden in folgen­
den Richtungen gesehen: 

a) Sicherung von Märkten durch• Anbin­
dung" der kleinen ostdeutschen Firmen 
an Großunternehmen in den alten Bun­
desländern - verbunden mit den Proble­
men und Risiken von Zulieferunterneh­
men und der Ausprägung eines regiona­
len Charakters als "Peripherie". 

b) Die Entwicklung neuer regionaler 
Verflechtungen zwischen den vielen klei­
nen Unternehmen in Ostdeutschland, 
um durch Synergie-Effekte sowohl in 
wissenschaftlicher als auch in wirtschaft­
licher Hinsicht eine sich allmählich selbst 
tragende regionale Entwicklung zu er­
reichen. Dies wird gegenwärtig noch 
durch die tiefgehenden und anhaltenden 
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Veränderungen in der "Firmen-Land­
schaft" erschwert. 

c) Die Förderung dieses regionalen FuE­
sowie Innovationssystems durch geziel­
te wirtschaftspolitische Maßnahmen, wie 
die Erhaltung vorhandener, vor allem 
aber die Förderung neuer strukturbe­
stimmender Unternehmen. Ein Beispiel 
dafür ist die Initiative des Freistaats Sach­
sen und der Firma Siemens zum Aufbau 
einer Produktions-und Entwicklungsstät­
te für Mikrochips, deren FuE-Kapazitä­
ten gute Voraussetzungen für eine brei­
te Kooperation mit Wirtschaft und Wis­
senschaft in dieser Region bieten und 
die schon jetzt als Kristallisationspunkt 
für weitere Aktivitäten, beispielsweise 
die Einbeziehung des Montagezentrums 
für Mikrochips, dient. 

Gerade unter letzterem Aspekt kann 
sich die oben charakterisierte (noch) re­
lativ günstige Situation in der akademi­
schen Wissenschaft Ostdeutschlands als 
ein fördernder Faktor erweisen. 

Forschungsgruppe Wissenschafts­
statistik am Wissenschaftszentrum 

Berlin für Sozialforschung 

(WZB-Mitteilungen 66/ Dez. 1994) 
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DOKUMENTATION 

Hochschulrektorenkonferenz: 

Zur Forschung in den Hochschulen der neuen 
Bundesländer 

Stellungnahme des 173. Plenums der HRK, Bonn, 4. Juli 1994 
- Auszug -

C. Empfehlungen 

1. Qualitätssicherung 

Die Hochschulen der neuen Bundesländer befinden sich in einer Um- und Aufbau­
situation, die noch mehrere Jahre anhalten wird und durch große Planungsunsicher­
heit charakterisiert ist. Die Anzahl der Planstellen ist zwar festgelegt, wird aber 
ungeachtet der vorgenommenen Kürzungen in manchen Ländern erneut in Frage 
gestellt. Die Professorenstellen sind wegen des Neuaufbaus mancher Fächer und 
der grundsätzlichen Ausschreibung aller Stellen zu 20 % bis 25 % nicht besetzt. Auch 
deshalb fehlt wissenschaftlicher Nachwuchs In weiten Bereichen. Der Ausbauzu­
stand und die Infrastruktur sind insgesamt unzureichend. Andererseits sind in 
manchen Bereichen sehr gute Leistungen erreicht worden. Als Belege können 
beispielsweise die sieben Sonderforschungsbereiche in Hochschulen der neuen 
Bundesländer dienen, die vor dem Hintergrund der Tatsache gesehen werden 
müssen, daß bei Hochschulgründungen in den alten Bundesländern die ersten 
Sonderforschungsbereiche erst etwa 7 bis 12 Jahre nach Aufnahme des Studien­
betriebs eingerichtet wurden. 

Deshalb hält es die HRK für geboten, Hochschulen, Ländern, Bund und Öffentlich­
keit zu empfehlen, den Faktor Zeit in der Entwicklung der Hochschulen nicht zu 
übersehen. Dies gilt sowohl für die Umgestaltung der Studiengänge und der 
Forschungsstrukturen als auch insbesondere für die personelle Erneuerung. Um das 
Potential der Hochschulforschung zur Entfaltung zu bringen und die nunmehr 
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eröffneten Chancen angemessen zu nutzen, ist eine enge Zusammenarbeit zwi­
schen Hochschulen, Ländern, Bund und privaten Geldgebern unertäßlich. 

Für Forschung und Nachwuchsausbildung als zentralen Aufgaben der Hochschulen 
sind die Qualitätsstandards aufinternationalem Niveau zu wahren. Auch wo aktuelle 
Zwänge, z.B. zur Sicherung der laufenden Ausbildung der Studierenden, Kompro­
misse bei Personalentscheidungen im Hinblick auf kritische Grenzen von Qualitäts­
standards angeraten erscheinen lassen könnten, sollten alle Beteiligten dennoch 
genügend Geduld aufbringen und Zeit einräumen, um Engpässe anderweitig zu 
überbrücken, weil sich jetzt getroffene Personalentscheidungen bei Professoren 
über mehr als ein Jahrzehnt auswirken und in der Regel nicht revidierbar sind. 

2. Grundausstattung 

Die Hochschulen in den neuen Bundesländern haben in der Regel wissenschaftlich 
angemessene Strukturen für Forschung und Nachwuchsausbildung aufgebaut. Um 
diese insgesamt international wettbewerbsfähig zu machen oder zu erhalten, ist es 
unabdingbar, die Grundausstattung - und damit auch und vor allem die Nachwuchs­
förderung sowie die Chancen zur Berufung höchstqualifizierter Professoren - zu 
verbessern. Dafür sind mittelfristige Planungssicherheit und verläßliche Rahmenbe­
dingungen für Personalstellen, Ausstattung und Gebäude von entscheidender 
Bedeutung. 

Unabdingbar sind: 
- Erhöhung der Mittel für Sanierung und Neuerrichtung von Hochschulbauten, 
- Erhöhung der Mittel für Geräteausstattung und Bibliothekswesen, 
- Sicherung der Finanzierung der in den Hochschulen tätigen und zu übernehmen-
den Wissenschaftler und Wissenschaftlergruppen, die derzeit durch andere Mittel 
gefördertwerden (MPG-Arbeitsgruppen, WIP-geförderte Wissenschaftler) im Rah­
men mittelfristig verläßlicher Haushalts- und Stellenentwicklungspläne, 
- ausgewogene finanzielle Ausstattung von Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen. 

Daher müssen die neuen Bundesländer Sorge dafür tragen, daß ihre Hochschulen 
wenigstens einen den Hochschulen der alten Bundesländer entsprechenden Anteil 
des Landeshaushalts erhalten. Angesichts der auch regional-und wirtschaftspoliti­
schen Bedeutung von Forschung und Nachwuchsförderung empfiehlt die HRK den 
neuen Bundesländern, darüber hinausgehend in den nächsten Jahren einen deutlich 
höheren Anteil des Landeshaushalts in die Hochschulen zu investieren, um die 
Hochschulen als Instrument des regionalen Strukturwandels wirksam werden zu 
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lassen und sie insoweit nutzen zu können. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
Hochschulbaumittel Investitionsmittel sind, die insbesondere auf dem regionalen 
Arbeitsmarkt unmittelbar wirksam werden. 

Eine angemessene Grundausstattung für Lehre und Forschung eröffnet die für 
Forschung notwendigen und die Vorbereitung von Drittmittelanträgen unerläßlichen 
Freiräume. Drittmittelforschung führt bei Unzulänglichkeit der Grundausstattung 
dazu, daß vor allem Forschungsprojekte angegangen werden, die absehbar positive 
Ergebnisse haben. Projekte mit interessanten Hypothesen, aber noch unklaren 
Erfolgsaussichten werden im Hinblick auf die Angewiesenheit auf Drittmittel zur 
Sicherung der Arbeitsfähigkeit von Forschungsgruppen vielfach zurückgestellt. 
D~rin liegt langfristig eine Gefahr für die Originalität der Forschung, die so angelegt 
sein muß, daß auch unerwartete Ergebnisse erreicht und Fehlschläge nicht von 
vornherein ausgeschlossen werden können, und für die Qualität der Nachwuchsaus­
bildung. Erst eine hinreichende Grundausstattung ermöglicht die Erschließung von 
privaten Mitteln oder auch von auf angewandte Forschung und Entwicklung orien­
tierten Mitteln im Verantwortungsbereich der Wirtschaftsminister oder internationa­
ler Organisationen, insbesondere der EU. 

3. Transparenz und Effizienz 

Die Verteilung der Mittel aus der Grundausstattung in Hochschulen muß in verstärk­
tem Maße leistungsbezogen erfolgen und den Kriterien der Transparenz und 
Effizienz genügen. Die Hochschulen als Institutionen müssen nicht nur weiterhin als 
Forschungsträger angesehen werden, sondern vor allem sich selbst mehr al$ bishe'r 
auch als Forschungsförderungsorganisationen verstehen und zu entsprechendem 
Handeln kommen. Dazu ist eine zentrale Entscheidungsinstanz der Hochschule 
erforderlich, die von gruppen- und fakultätsbestimmten Interessen abgehoben und 
möglichst mit Hilfe externen Sachverstandes in der Lage ist, profilbildende Stärken 
in eigener Verantwortung zu fördern. Dies ist nicht erreichbar, wenn die Hochschulen 
mit für Lehre und Forschung unangemessenen Vorschriften und unzureichenden 
Finanzzuwendungen so reglementiert werden, daß kaum eigene Entscheidungs­
kompetenz verbleibt. Gerade weil die Strukturen in Hochschulen und Verwaltung der 
neuen Bundesländer nicht so verfestigt sind, empfiehlt die HRK Hochschulen und 
Ländern, die in den westlichen Bundesländern eingefahrenen Wege nicht beizube­
halten, sondern neue und zukunftsweisende Wege der Mittelverteilung im Interesse 
des sparsamen Umgangs mit öffentlichen Mitteln und ihres effizienten Einsatzes zu 
gehen. 

Auf allen Entscheidungsebenen in den Hochschulen sollte ein modernes, trarispa-

hochschule ost jan./febr. 1995 



rentes finanz-und personalwirtschaftliches Controlling eingeführt werden, das auch 
zur besseren, transparenteren und personalsparenden Verwaltung der Forschungs­
mittel beitragen kann. Dazu gehört eine möglichst weitreichende Flexibilisierung des 
Mitteleinsatzes durch Erweiterung der eigenverantwortlichen Bewirtschaftungsbe­
fugnis der einzelnen Hochschulen. Zur Senkung administrativer Hemmnisse in der 
Mittelbewirtschaftung sollteentsprechend den Bewilligungsbedingungen der Dritt­
mittelgeber'generell auch die Einrichtung von Drittmittelkonten vor Ort möglich sein. 

4. Profilblldung und lnterdiszlpllnarität 

Schwerpunkte dienen der Qualitätssicherung und der Effizienz des Mitteleinsatzes 
in Forschung und Nachwuchsausbildung. Sie sind nicht Instrument einer oder 
Ausdruck von Planwirtschaft. Sie dienen auch der Schaffung eines für die jeweilige 
Hochschule spezifischen Profils. Die Einrichtung von Schwerpunkten erfordert in der 
Regel den Verzicht auf den Ausbau anderer Bereiche. Deshalb muß ggf. die 
Besetzung von Professorenstellen hinausgezögert werden, um laufende Schwer­
punktbildungen qualitativ nicht zu gefährden. 

Die Erfahrungen der Hochschulen der alten Bundesländer bei der hochschulinternen 
Schwerpunktbildung mit Hilfe zentraler Forschungsmittel und fakultätsübergreifen­
der, senatsunmittelbarer wissenschaftlicher Einrichtungen sind außerordentlich 
positiv. Deshalb empfiehlt die HRK, das Organisationsmodell "Zentrum" oder 
"Kolleg" auch in den neuen Bundesländern verstärkt einzuführen, wie es bereits in 
einigen Universitäten geschehen ist. Auch deshalb sollten die Vorarbeiten der 
Hochschulen zur Einrichtung von Innovationskollegs möglichst weitergeführt wer­
den, selbst wenn solche Kollegs aus finanziellen oder sonstigen Gründen derzeit 
noch nicht r~alisiertwerden können. Sie könnten zur Vorbereitung und Einrichtung 
inneruniversitärer "Forschungskollegs" führen, deren Einrichtung die HRK in ihren 
Empfehlungen "Zur Forschung in den Hochschulen" vom 12.7.1993 vorgeschlagen 

hat. 

Um noch nicht drittmittelreife Vorhaben zu fördern, sollten die Hochschulen gezielt 
und auf Antrag finanzielle und personelle Ressourcen bereitstellen. 

Bei der Profilbildung der Hochschulen muß die Breite und Tiefe der in den 
Hochschulen vertretenen Fächer stärker als bisher genutzt werden. Wie Barrieren 
zwischen einzelnen Ländern und Hochschulen, so müssen auch Barrieren zwischen 
Fächern überwunden werden. Modeme Wissenschaft erfordert die Arbeit im Team 
und die Verstärkung interdisziplinärer Forschung und Ausbildung. Dies ergibt sich 
aus der wissenschaftlichen Entwicklung selbst und aus der zunehmenden Vernet-
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zung wissenschaftlicher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Aspekte. Deshalb 
sollten Strukturen vernetzt, verläßlich und flexibel sein. Die Arbeit mit Nachwuchs­
wissenschaftlern, die einen jeweils verschiedenen Fächerhintergrund mitbringen, 
bietet gute Voraussetzungen für interdisziplinäre Arbeit. 

Die Forschungsorganisation der ehemaligen DDR hat fachübergreifende For­
schungsansätze nicht grundsätzlich verhindert: so gab es vielfach eine gute interdis­
ziplinäre Zusammenarbeit zwischen Naturwissenschaftlern und Medizinern oder in 
auf gewisse Kulturen ausgerichteten Instituten. Diese lokalen Traditionen sollten, wo 
möglich, wiederbelebt und Vorzüge oder positive Erfahrungen bei der Nachwuchs­
förderung genutzt werden, z. B.: gute Betreuungsrelation, frühe Einbindung des 
Nachwuchses in die Forschung (etwa im sog. 'Forschungsstudium'). 

Hochschulgremien und -leitungen müssen Initiativen von Wissenschaftlern aufneh­
men, weil aus ihnen in der Regel die besten Forschungsprojekte entstehen, und 
diese so bündeln, daß daraus profilbildende Schwerpunkte erwachsen können. Der 
Aufbau leistungsfähiger Gruppen und die Organisation wissenschaftlicher Koopera­
tion sollten im Zentrum forschungspolitischer Aktivitäten der Hochschulen stehen. 
Angesichts der wissenschaftlichen Entwicklungen in den Disziplinen, der Notwen­
digkeit ihrer Verknüpfung in fachübergreifender, trans- und multidisziplinärer Arbeit 
und des Umfangs der dafür erforderlichen Mittel ist keine Hochschule mehr in der 
Lage, in allen in ihr vertretenen Fächern in der Forschung international konkurrenz­
fähige Spitzenleistungen zu erbringen. Die Entscheidung über die spezifische 
Ausgestaltung von Organisations- und Kooperationsmustern sollte sich nicht nur an 
in den alten Bundesländern und Im Ausland bewährten Modellen orientieren, 
sondern auch an den lokalen Traditionen, Gegebenheiten und Bedürfnissen orien­
tiert sein und sie berücksichtigen. 

Die Notwendigkeit interdisziplinärer Forschung und Ausbildung ergibt sich nicht nur 
aus dem Fortschritt der Disziplinen selbst, sondern auch aus der zunehmenden 
Vernetzung wissenschaftlicher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Aspekte. 
Dies bedingt eine verstärkte Einbeziehung geistes- und sozialwissenschaftlicher in 
natur-und ingenieurwissenschaftliche Forschung und Entwicklung. Deshalb sollten 
die derzeit von der MPG betreuten "Geisteswissenschaftlichen Zentren" in einzelne 
Universitäten oder Universitätsverbünde integriert werden können, um die Lei­
stungsfähigkeit der Hochschulen in den Geisteswissenschaften zu stärken und ihre 
Attraktivität für Studierende und wissenschaftlichen Nachwuchs zu steigern. Auf 
diesem Wege können die Hochschulen auch wieder mehr zu Stätten des fach- und 
disziplinenübergreifenden Gesprächs und Diskurses innerhalb der Wissenschaft 
und mit Gesellschaft und Staat werden. 
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5. Nachwuchsförderung 

Gerade angesichts der unzureichenden Grundausstattung der Hochschulen der 
neuen Bundesländer kommt der Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen 
außerhalb der Hochschulen besondere Bedeutung zu. Dies gilt auch im Hinblick auf 
die Notwendigkeit, den wissenschaftlichen Nachwuchs in den Hochschulen zu 
halten und als Hochschullehrernachwuchs zu fördern. 

Gemeinsam mit den Ländern sollten bei der Überprüfung des Hochschulerneue­
rungsprogramms für eine Übergangszeit bis zur Normalisierung der Situation des 
Nachwuchses im Hinblick auf zu besetzende Stellen für Professoren und wissen­
schaftliche Leitungspositionen in außeruniversitären Forschungseinrichtungen ge­
eignete Förderprogramme entwickelt werden, um Nachwuchswissenschaftler nicht 
nur vor Ort, sondern auch für einige Zeit in anderen Hochschulen, insbesondere im 
Ausland, weiterzubilden, sie jedoch anschließend wieder in die Heimathochschule 
zu integrieren, etwa mit einer speziellen Rückkehrbeihilfe. Damit könnte ein Beitrag 
geleistet werden, der Auswanderung des wissenschaftlichen Nachwuchses aus den 
Hochschulen und aus den östlichen Bundesländern entgegenzuwirken. 

Die HRK hat bereits 1990 vorgeschlagen, Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter 
auf Zeit, hilfsweise Stipendien, für vier bis fünf Jahre auf Hochschul- oder Landes­
ebene zu schaffen, die der Qualifikation des wissenschaftlichen Nachwuchses, 
vornehmlich durch Habilitation und eigene Forschungstätigkeit dienen sollen. Auf 
eine ein- oder zweijährige Tätigkeit an der Heimathochschule sollten mindestens 
zwei Jahre an einer westdeutschen oder ausländischen Universität folgen. Das 
vierte - und ggf. fünfte - Jahr sollte erneut an der Heimathochschule verbracht 
werden, sofern keine Berufung auf eine Professorenstelle erfolgt. 

Nur ca. 150 Habilitationen in den Hochschulen der neuen Bundesländer im Jahr 
1992 sind nicht ausreichend, um die erforderliche Anzahl an Kandidatinnen und 
Kandidaten für die derzeit über 800 vakanten sowie für die aufgrund der verzerrten 
Altersstruktur demnächst vakant werdenden Professorenstellen bereitzustellen. 

Bei der von den Hochschulen vorzunehmenden Selbstergänzung der Professoren­
!Schaft ist die Wahrung von Qualitätsstandards von besonderer Bedeutung. Deshalb 
sollten Habilitationen vorrangig in ausgewiesenen Forschungsschwerpunkten erfol­
gen. Da Forschungsschwerpunkte erhebliche Ressourcen binden, sollten Hoch­
schulen und Länder bei ihrem Aufbau unvertretbare Doppelungen vermeiden. 

Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlerwerden nur inner-

122 hochscbule ost jan./febr. 1995 

halb der Hochschuleh gehalten und zur Habilitation als formaler Berufungsvora·us­
setzung geführt werden können, wenn sie ein attraktives 'Umfeld vorfinden. Dazu 
gehören gute wissenschaftliche Arbeitsbedingungen, ermu'tigende Berufungsper­
spektiven und ein zufriedenstellendes Umfeld außerhalb der Hochschule, insbeson­
dere für Ortswechsler auch geeignete Wohnmöglichkeiten. 

Manche westdeutsche Länder haben in den 60er und 70er Jahren Hochschulgrün­
dungen mit lokalen Wohnungsbauprogrammen für Hochschulbedienstete unter­
stützt. Die HRK wiederholt ihre Empfehlungen vom Dezember 1990, die Hochschu­
len in den östlichen Bundesländern mit der Bereitstellung entsprechenden Wohn­
raums auch für Ortswechsler bei Professoren und wissenschaftlichen Mitarbeitern 
sowie für Gastwissenschaftler attraktiv zu machen. 

6. Chancengleichheit 

Zwischen übergeleiteten und neu berufenen Professoren muß grundsätzlich Chan­
cengleichheit bestehen. Nur eine Leistungsbewertung, die in jedem Einzelfall den 
spezifischen Umständen der jeweiligen Biographie Rechnung trägt, darf Ausstat­
tungs- und Einkommensunterschiede legitimieren, zumal wenn sich die Hochschu­
len institutionell zunehmend als Forschungsförderungsorganisationen auch bei der 
Verteilung der Grundausstattung verstehen. Sollten die Niveauunterschiede zugun­
sten der von außen Neuberufenen, speziell in den experimentellen naturwissen­
schaftlichen Fächern, weiterhin so deutlich wie bisher ausfallen, droht dies zu einer 
Belastung des Klimas in den Hochschulen und der hochschulinternen Zusammen­
arbeit zu werden. 

7. Einheit von Forschung und Nachwuchsförderung 

Die in den Hochschulen vertretene Breite des Fächerspektrums kann nur dann 
tatsächlich fruchtbar werden, wenn auch die Intensität der Forschung durch eine 
hinreichende Grundausstattung in Personal- und Sachmitteln sowie Räumen ge­
währleistet ist. Hochschulen bieten eher als außeruniversitäre Forschungseinrich­
tungen die Möglichkeit, durch Vernetzung zwischen den Disziplinen und im Zusam­
menhang mit der Nachwuchsbildung Synergieeffekte zu erzielen und zu nutzen. In 
den Hochschulen der neuen Bundesländer ist es aber selbst bei Schwerpunktset­
zungen und in besonders geförderten Fachgebieten in der Regel nicht möglich, mit 
den baulichen Gegebenheiten und der personellen wie sachlichen Ausstattung der 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu konkurrieren. 

Die HRK begrüßt, daß in außeruniversitären Forschungseinrichtungen der östlichen 
Bundesländer ausgewiesene Forschungsschwerpunkte etabliert werden. Sie hält es 
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jedoch für problematisch, daß infolge der häufig noch nicht konkurrenzfähigen 
Ausstattung der Hochschulen die Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchs­
wissenschaftler - individuell nachvollziehbar - in großem Umfang von den 
Hochschulen in die außeruniversitären Forschungseinrichtungen abwandern, somit 
Lehrerfahrung nicht gewonnen wird und Habilitationen unterbleiben. Gemeinsame 
Berufungen zwischen außeruniversitären Einrichtungen und Hochschulen sind allein 
nicht geeignet, diese Entwicklung zu verhindern. Die Länder sollten deshalb alles 
daran setzen, dieser Tendenz im eigenen langfristigen Interesse entgegenzuwirken. 

Angesichts der finanziellen Lage und der finanzpolitisch begründeten Tendenz, die 
Landesmittel vorrangig dort in Wissenschaft und Forschung zu investieren, wo mit 
ihnen eine zusätzliche Finanzierung des Bundes erreicht wird, ist mit Nachdruck 
darauf hinzuwirken, daß die Strukturschwäche des von der Sowjetunion geprägten 
Wissenschaftssystems der Trennung von Lehre in Hochschulen und Forschung in 
Einrichtungen außerhalb der Hochschule nicht aus finanziellen Gründen mit anderen 
Vorzeichen fortgesetzt wird. 

8. Verbesserung der Raumausstattung 

Die Verbesserung der Raumsituation - durch Neubauten und Sanierung - ist eine 
entscheidende Voraussetzung für den weiteren Aufbau einer effektiven Hochschul­
forschung und Nachwuchsausbildung in den neuen Bundesländern. 

Um den besonderen Bedarf der Hochschulen der neuen Bundesländer im HBFG 
wenigstens teilweise zu decken, sind eine Erhöhung der jährlichen Ansätze des 
Bundes und der Länder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau von 
derzeit jeweils 1,68 Mrd. DM auf 2,3 Mrd. DM im Jahr 1995 und deren jährliche 
Anpassung an die jeweiligen Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu den Rah­
menplänen für den Hochschulbau unabdingbar. 

Außerdem ist eine Beschleunigung von Planungs-und Bauverfahren unerläßlich, um 
öffentliche Mittel optimal einzusetzen und neue oder sanierte Einrichtungen mög­
lichst rasch für die Hochschulen zu nutzen. Wie in den westlichen Bundesländern 
sollten Planen und Bauen innerhalb der staatlichen Bauverwaltung beschleunigt, 
vermehrt Planung und Errichtung von Bauten privaten Trägern übergeben, die 
Möglichkeiten des Mietkaufs und des Leasings verstärkt genutzt und die von der 
staatlichen Bauverwaltung vorgegebenen Baustandards den tatsächlichen Nutzer­
anforderungen und -bedürfnissen in den Hochschulen angepaßt werden. Dazu 
liegen inzwischen in verschiedenen westlichen Bundesländern ermutigende Erfah­
rungen vor. 
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Hier könnten auch Verfahrenserleichterungen als Modell dienen, die zwischen den 
Bundesministerien der Finanzen, für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
sowie für Forschung und Technologie im März 1994 für die vom Bund institutionell 
geförderten Forschungseinrichtungen vereinbart wurden. Im einzelnen handelt es 
sich um folgende, teilweise befristete Maßnahmen: 

- Verringerung des Umfangs der vorzulegenden Unterlagen, insbesondere Verzicht 
auf das bisher geforderte "Raumbuch", 

- Beschleunigung der Entscheidung durch Einrichtung einer "Clearinggruppe" aller 
beteiligten Bundesressorts, 

- Übertragungsmöglichkeit für die Mittel aus dem Investitions-Sonderprogramm 
(ISP) in das Haushaltsfolgejahr, 

- Beseitigung baufachlicher Doppelprüfungen durch Bundes- und Landesbehörden, 
- Freigrenze von 2 Mio. DM für die Einschaltung der Bauverwaltung. 

Es ist zu prüfen, ob die aus den westlichen Bundesländern übernommenen, vielfach 
Sicherheitsvorschriften weit überschreitenden Baustandards dem inhaltlichen Fort­
schritt der Wissenschaften wie auch den gesetzlichen Bestimmungen angemessen 
sind. Im Sinne eines sorgsamen Umgangs mit öffentlichen Mitteln sollten diese 
Standards in allen Bundesländern entsprechend angepaßt werden. 

9. Bibliotheken 

Bibliotheken als unverzichtbarer Grundstock für Hochschulforschung und Nach­
wuchsausbildung dürfen nicht vernachlässigt werden. Dazu sind in Anbetracht der 
Bausubstanz nicht nur Sanierungen und Neubauten erforderlich, um die bestehen­
den Bestände sichern und aufstellen zu können, sondern vielfach auch eine 
bibliothekarische Aufarbeitung der Bestände, die den modernen N utzungsanforde­
rungen entspricht. In Zusammenarbeit zwischen östlichen und westlichen Bundes­
ländern sind bereits einige Verbundprojekte in Gang gesetzt worden. Sie könnten z. 
B. durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit (ABM­
Stellen) beschleunigt werden. 

Bibliotheken müssen über eine der modernen Forschung entsprechende Struktur 
und ein zureichendes Service-Angebot nicht nur bei Büchern, sondern auch bei 
neuen Medien verfügen. 

Die moderne Datenkommunikation erlaubt zwar den standortunabhängigen Nach­
weis von Literatur, doch ist damit noch keineswegs die Verfügbarkeit der standort­
fernen Literatur gewährleistet. Die für Lehre, Studium und Forschung vor Ort nötige 
Literatur muß auch tatsächlich beschafft werden können. 
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10. Hochschule - Wirtschaft 

Forschungsförderung aus öffentlichen Mitteln für private Unternehmen sollte ver­
stärkt an die Bedingung·geknüpft werden, daß diese Förderung auch zur Zusam­
menarbeit mit Hochschulen genutzt wird, die entsprechend ihrer jeweiligen Aufga­
benstellung in Forschung und Entwick_lung von der Grundlagenforschung bis zur 
Optimierung marktfähiger Produkte zur wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. 

Um die Zusammenarbeit der Hochschulen mit Unternehmen zu fördern, ist klarzu­
stellen, daß auch Auftragsforschung in Hochschulen zu den hoheitlichen Aufgaben 
der Hochschulen gehört und deshalb von der Drittmittelbesteuerung auszunehmen 
ist. Die HRK hat schon mehrfach dargelegt, daß eine Besteuerung der Auftragsfor­
schung nicht nur zu einer Behinderung der Zusammenarbeit zwischen Hochschule 
und Wirtschaft führt, sondern durch zusätzliche Planstellen in der Finanzverwaltung 
und der Hochschulverwaltung vor allem zu einer zusätzlichen Belastung der öffent­
lichen Haushalte führt. Sollte es zu einer Besteuerung von Drittmitteln kommen, 
würden dadurch der En~wicklungsprozeß der Hochschulen und die Zusammenar­
beit zwischen Hochschulen und Wirtschaft im Interesse der regionalen Wirtschafts­
strukturentwicklung und-förderung nachhaltig beeinträchtigt. Die HRK fordert daher 
auch aus diesem Grunde Bund und Länder auf, die Steuerfreiheit der Drittmittelfor­
schung in Hochschulen und öffentlich finanzierten Forschungseinrichtungen außer­
halb der Hochschulen zu sichern. 

Die Regierungen von Bund und Ländern sollten eine Anschubfinanzierung für 
Projektanträge bei multinationalen Drittmittelgebern, insbesondere bei der Kom­
mission der Europäischen Union, ermöglichen. Eine stärkere Beteiligung der Hoch­
schulen der neuen Bundesländer an EU-Programmen kann dazu beitragen, die 
Rückflußquote von Finanzmitteln aus der EU nach Deutschland zu verbessern, die 
Schnittstellen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu stärken, internationale 
Kooperationen und Partnerschaften auszubauen und die Ausbildung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses in internationaler Zusammenarbeit zu fördern. 

Bund, Länder und Hochschulen sollten alle Möglichkeiten nutzen, Mittel des Euro­
päischen Strukturfonds für "Ziel 1-Gebiete" auch für den Ausbau der Hochschulen 
in den neuen Bundesländern zu nutzen, so wie dies auch von anderen EU­
Mitgliedsstaaten mit "Ziel 1-Gebieten" getan wird. 

11. Stiftu ngswesen 

Mäzenatische Stiftungen haben in den Hochschulen erhebliche Beiträge zur Förde­
rung der Forschung und des wissenschaftlichen Nachwuchses geleistet. 
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Die HRK bittet Stiftungen und Stifter, sich wie in den vergangenen Jahren insbeson­
dere der Förderung der Hochschulen der neuen Bundesländer anzunehmen. Die 
Hochschulen werden darauf hinwirken, Stiftungsmittel effektiv zur Steigerung der 
Qualität der Forschung und Nachwuchsausbildung einzusetzen. Sie appellieren an 
die Länder, für die Hochschulen Anreize zur Einwerbung von Stiftungsmitteln zu 
schaffen durch die zügige Zusage der Übernahme von mit Stiftungsmitteln errich­
teten Schwerpunkten entsprechend der Hochschulentwicklungsplanung in die Grund­
finanzierung der Hochschulen. 

12. Fachhochschulen 

Für die Fachhochschulen der neuen Bundesländergelten die allgemeinen Empfeh­
lungen, soweit sie nicht universitätsspezifisch sind, in gleicher Weise. Die Fachhoch­
schulen der neuen Bundesländer sollten - wie die anderen Hochschularten - alle 
Möglichkeiten nutzen, die ihnen die Landeshochschulgesetze und die verschiede­
nen nationalen und internationalen Förderprogramme für FuE-Aktivitäten bieten. 

Die HRK begrüßt die Ankündigung des BMFT, Forschung in den Fachhochschulen 
zu fördern und auch wissenschaftliches Personal über Drittmittel zu finanzieren. 

Die Forderung der landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen in Brandenburg, 
Drittmittel des Bundes nicht über die Fachbereiche zu verteilen, sondern vielmehr 
kleine, qualifiziert besetzte Gutachterausschüsse auf Vorschlag der Hochschulen zu 
bilden, um so ein angemessenes Begutachtungsverfahren zu erreichen, wird von 
der HRK nachdrücklich unterstützt. 

(Abdruck mit freundlicher Genehmigung der HRK. Nachdruck und Verwendung In elektronischen 
Systemen - auch auszugsweise • nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung der Hochschul­

rektorenkonferenz. ~ie vollständige Stellungnahme enthält über den hier abgedruckten Auszug 
hinaus eine Beschreibung der Ausgangslage sowie zwei Anlagen: Fakultäten/Fachbereiche der 

Universitäten und der gleichberechtigten Hochschulen der neuen Bundesländer; Fachbereiche der 
staatlichen Fachhochschulen der neuen Bundesländer. Sie ist als Heft 97/1994 in ·der Reihe 

Dokumente zur Hochschulreform erschienen und kann kostenlos bezogen bei der HRK, Ah;str. 39, 

53 175 Bonn.) 
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Mitgliederversammlung des freien zusammenschluß von 
studentlnnenschaften (fzs)im November in Rostock: 

Ostdeutsche Wahrnehmungsdifferenzen 

(1) Greifswald: 

Irgendwie was machen! 

Eigentlich hätte es so schön werden können! Der fzs, vor knapp einem Jahr 
gegründe~er Möchtegern-Dachverband aller Studenten in Deutschland, hatte gela­
den - und alle, alle kamen. Nicht nur die bislang 50 Mitgliedsstudischaften, sondern 
auch vielf3, die das Ganze bisher eher skeptisch verfolgt hatten, wie wir Greifswalder 

übrigens auch. 

Nachdem mensch (man sagt in revolutionären Kreisen nicht mehr man!) sich zwei 
Tage lang über die bisherigen .Erfolge" des Vereins (z.B. die kolossale Demo vom 
11.6. in Bonn) unterhalten hatte, diverse Berichte angehört und in Arbeitsgruppen 
über so dring,~nde Probleme wie den EU-Gipfel in Essen (inkl. Gegengipfel, versteht 
sich), das Ve:rhältnis zum Frauen- und Lesbennetzwerk oder die .Evaluierungsord­
schiene" debattiert hatte, wurde es zum Ende doch noch richtig spannend. 

Einige große Unis wie Frankfurt/M., Köln, Dortmund, Essen usw., die bislang noch 
nicht dem fzs angehören, hatten vom Verband als Vorbedingung für ihren Eintritt 
gefordert, seine Satzung zu ändern. Hauptforderung war unter anderem ein gest~f­
feltes Stimmrecht, das den .Großen" mehr Macht eingeräumt hätte. Obwohl die 
fzsler schon begehrlich nach den dicken Geldbeuteln der reichen Ruhr-Unis schiel­
ten wollte man sich doch nicht so einfach kaufen lassen. Die Anträge fielen 
fol~erichtig durch (mit etwa 26 bis 31 Gegenstimmen, genaueres konnte die 
Tagungsleitung nicht ermitteln!), worauf die unterlegenen .Reformer" mit der Dro­
hung den Saal verließen, einen Gegenverband zu gründen. Na denn Prost! 

Ost-Themen standen gar nicht auf der Tagesordnung. Auch in den Arbeitskreisen 
und Einzelgesprächen zeigte sich sehr bald, wo die Grenzen verliefen. So wurde z. 8. 
die Anregung, der Verband könne doch Schulungsseminare für .Neu-Funktionäre" 
anbieten, als Luxus abgetan. Da hätte man doch wohl wichtigeres zu tun! 

Allerdings blieben die Aussagen zu der Frage, was der Verband denn eigentlich 
leisten solle, immer reichlich unkonkret. Immer wieder gern benutzt wurden Worte 
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wie .Aktion", ,.wir sollten das unbedingt weiterdiskutieren" oder die geniale Feststel­
lung, daß man ,jetzt irgendwie was machen müßte gegen ... • (Fortsetzung beliebig). 

Aber wenigstens hatte die Gleichberechtigung unheimlich .Fortschritte" gemacht! 
Jeder, der sich irgendwie .sexistisch" geäußert hatte, z.B. durch Weglassen des 
großen „I", bekam (wie originell!) sofort die Rote Karte. Die Sprachverirrung ging 
soweit, daß ein armer Kollege nlchtmal mehr Manfred heißen durfte, sondern fortan 
Menschfred gerufen wurde. Und was hat man, äh mensch, bitte unter Emenschzi­
pation zu verstehen? 

Beinahe hätte diese Tagung ja auch noch einen handfesten Eklat erlebt. Als nämlich 
die besagten .Spalter-Unis" im Nebenraum ein konspiratives Treffen abhielten, 
sollten sie von den vergnatzten Veranstaltern (StuRa Rostock) mit Polizeigewalt vor 
die Tür gesetzt werden. Zu diesem Höhepunkt kam es jedoch leider nicht (zum 
Bedauern der amüsierten Beobachter!): Schließlich können echte Revolutionäre 
unmöglich mit der Staatsmacht zusammenarbeiten! 

Uwe Rohwedder 

(CRASH! Die Greifswalder Studentenzeitung B/1994) 

(2) Antwort vom StuRa Uni Rostock: 

Im falschen Licht 

Nach wie vor sind wir sehr geduldig mit allen Menschen dieser Welt, doch so ganz 
unkommentiert kann dieser CRASH-Artikel nicht bleiben. Klar könnt Ihr schreiben, 
was Ihr wollt, aber so'n paar Sachen stimmen so einfach nicht: ein schlechtes Licht, 
in dem wir stehen, ist uns ziemlich egal, ein falsches wäre schlimm. 

Was uns generell auffiel: ich weiß nicht, ob es immer gut ist, wenn wir uns in die Ecke 
des Wunderbaren stellen lassen mit unserem tollen Verhältnis zu den Profs - hat 
das wirklich mit Ost-West zu tun oder doch eher mit dem Unterschied von großen 
und kleinen Hochschulen? Wir mögen nicht, daß uns irgendwer aufgrund solcher 
Fehlargumente als unwissend hinstellen kann. 

Die Art der Frauen-Diskussion ging ziemlich vielen Leuten auf den Keks, auch vielen 
Frauen aus dem fzs, aber es ist halt so verdammt wichtig, daß es immer wieder 
angesprochen wird. Und wenn Ihr als Greifswalder sagt, daß es nicht Euer Problem 
wäre, dann erinnern wir uns nur ungern an das achsoteure und luxuriöse Seminar in 
Dänemark (wieviele Leute sind noch aktiv im StuPa bzw. zurückgetreten?), erinnern 
wir uns daran, wieviele Frauen überhaupt dabei waren, und daß die beiden 
teilnehmenden eigentlich nix sagen konnten/durften. Bei Euch kein Problem? 
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Es leben jedenfalls sehr viele Menschen auf dieser Welt, und sehr viele von diesen 
haben verschiedene Meinungen. Und auch dieser fzs besteht natürlich nur aus 
Personen. Genau darum ging es doch bei dieser Scheiß-Satzungsdiskussion, und 
das fand ich schade, daß es überall unerwähnt blieb - was die „Reform"-ASten 
wollten, waren West-ASten-Grabenkämpfe auch auf Bundesebene. 

Keine Ostthemen? Allein daß wir als Rostocker dem Westen gezeigt haben, daß 
man so 'ne MV auch von Studenten organisieren lassen kann und nicht auf „Kommen 
& Bezahlen" in Jugendherbergen zurückgreifen muß, allein das ist für uns schon ein 
riesiger Erfolg! Greifswald, Neubrandenburg, Ilmenau, Humboldt, Chemnitz, Leip­
zig - sie alle waren da. Und wenn sie alle keine Ost-Themen zum Thema machen 
konnten, dann ist es doch wohl ihr höchsteigenes Problem, oder? 

Wie könnt Ihr diese so wichtige Entscheidung gegen die Stimmenstaffelung als so 
belanglos und beinahe abwertend abtun? Gerade Ihr als eben kleine Hochschule?? 
Was glaubt Ihr denn, wozu diese Wertung nach Studentenzahlen da sein sollte? Bei 
weitem nicht nur, um Hochschulen 1., 2. und 3. Klasse hierarchisch aufzugliedern 
und abzugrenzen, aber eben: auch! 

Zum Sprachgebrauch: Auch wir haben uns vor einem Jahr sehr über „Menschfred" 
gewundert, aber er heißt eben einfach so, nicht weil er muß, sondern weil er will, 
denken wir mal. Und diese Freiheit sollte man ihm ruhig lassen. 

Noch ein wichtiger Punkt, um nicht zu sagen der wichtigste: Die Geschichte mit den 
.Anderen" und der Polizei: Sie sollten nicht vor die Tür gesetzt werden, sondern sie 
wollten dies doch bitte. Wir haben nie das Wort „Polizei" in den Mund genommen. 
Sie wollten den Eklat, daß wir sie von der Polizei rausschmeißen lassen - und 
nochmals zur Klärung: Im letzten Rundbrief kündigten die .,Anderen" ein Treffen am 
Rande der MV an. Zwei Wochen nach dessen Erscheinen rief die Uni Köln bei uns 
an und wollte 'nen .Fraktionsraum" für die Zeit der MV. Wir sagten, daß es im fzs 
keine Fraktionen gäbe, ergo auch keinen Raum. Als sie dann während der MV aus 
dem Saal stürmten, fragte Brigitte (StuRa-Mitglied, d. Red.) sie auf der Treppe, wo 
sie denn hinwollten, der Raum oben wäre nicht frei für die Versammlung. Sie 
überrannten in ihrer westdeutschen Arroganz das kleine Mädchen aus Straußberg. 
Daraufhin versuchten wir mit ihnen zu reden, Antwort: .Also okay, wir haben jetzt 
euren Moralischen gehört, ihr könnt gehen!" Wenn Ihr dazu ossifeindlich sagen 
würdet oder scheißwestlich, dann meinetwegen. Wir sind bei einer solchen Unver­
schämtheit ganz einfach baff, wütend und hart an der Grenze. 

(CRASH! Die Greifswalder Studentenzeitung 8/1994) 
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PUBLIKATIONEN 

Bleek, Wilhelm/ Mertens, Lothar: DDR-Dissertationen. Promotlonspraxls und 
Geheimhaltung von Doktorarbeiten im SED-Staat. Westdeutscher Verlag Op-
laden 1994. 259 S. DM 39,-. Über den Buchhandel. ' 
D_er, Band ~ntstand i~ Korrespondenz mit der von den gleichen Autoren vorgelegten 
B1bhograph1e der geheimen DDR-Dissertationen. Nach einer Einführung in die Promotions­
praxis der DDR werden_für 5.4 75 geheimgehaltene Dissertationen die Geheimhaltungsgrün­
de untersucht. Deswe1teren analysieren die Autoren das sozio-blographische Profi! der 
geheimen Dissertationen im allgemeinen und die Strukturen der Geheimhaltung im beson­
deren, wobei auch die Rolle der Gutachter untersucht wurde. 

Siegfried Prokop: Sozialgeschichte der ostdeutschen Intellektuellen 1945 . 
1961. Zeittafel (hefte zur ddr-geschichte 10). Hrsg. vom Forscher- und Diskussi­
onskreis DDR-Geschichte/Gesellschaftswissenschaftliches Forum e.V .. Helle 
Pa_nke zur Förderung von Politik, Bildung und Kultur e. V. Berlin 1993. 68 S. Bezug 
bei: Helle Panke, Breite Str. 48, 13187 Berlin-Pankow. 
Mit umfangreichem Schlagwortverzeichnis. 

Müller, Klaus Dlet~r: Zwischen Hippokrates und Lenin. Gespräche mit ost- und 
westdeutschen Ärzten über ihre Zelt In der SSZ und DDR(Arzt und Politik in SBZ 
und DDR Bd. 1). Hrsg. von der Stiftung zur Förderung der wissenschaftlichen 
F~rschung über das __ Wesen und die Bedeutung der freien Berufe Ludwig Sievers 
Stiftung. Deutscher Arzte-Verlag, Köln 1994. 550 S. DM 25,-. Über den Buchhan­
del. 

Das Bu~~ ist der erste Band der Ergebnisse eines Forschungsprojektes .Ärztliches Handeln 
und poht,sche Verfolgung in SBZ und DDR", das 1992 von der Bundesärztekammer 
bes_chlossen ~orden __ war. Dokumentiert wird eine Auswahl von Gesprächen, die der 
Pro1ektbearbe1tergefuhrt hat. In unserem Kontext Interessieren vor allem die zahlreichen 
Aussagen zu Medizinstudium und Strukturen innerhalb der medizinischen Wissenschaft. 

Gotschlich, Helga (Hg.): ,,Links und links und Schritt gehalten ... " Die FDJ: 
Konzepte - Abläufe • Grenzen (Die Freie Deutsche Jugend. Beiträge zur Ge­
schichte einer Massenorganisation Bd. 1 ). Hrsg. vom Institut für zeitgeschichtliche 
Jugendforschung. Metropol Verlag, Berlin 1994. 346 S. DM 38,-. Über den 
Buchhandel. 
Der_Band dokumentiert die Beiträge einer Tagung, die am 24./25.9.1993 in Bogensee b. 
Be_rhn stattgefunden hatte. In unserem Kontext interessieren die Inhalte insoweit, als die FDJ 
seit Anfang der 50er Jahre u.a. den Anspruch auf ein studentisches Vertretungsmonopol 
erhob und durchsetzte. Mit Beiträgen u.a. von Hermann Weber, Peter Hübner Joachim 
Petzold, Christian Stappenbeck, Horst Dähn. ' 
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Korch, Helmut: Der wissenschaftliche Zweifel. Über einen Aspekt der Erkennt­
nissituation in den Gesellschaftswissenschaften der DDR(Schriften des Jenaer 
Forum für Bildung und Wissenschaft). Jena 1994. 26 S. Bezug bei: Jenaer Forum 
für Bildung und Wissenschaft e.V., Stoystr. 2, 07743 Jena. 
Der Autor problematisiert die konfliktgeladene Situation der DDR-Gesellsc_hattsv.:issen­
schaften zwischen dem monopolistischem Wahrheitsanspruch der SED einerseits u~d 
praktischen wie wissenschaftsinternen Erklärungsnotwendigkeiten andererseits sowie die 
sich daraus ergebenden defizitären Erkenntnisleistungen. 

Ruge, Wolfgang: Zur Geschichtsschreibung der DDR: Der Umgang mit dem 
Nationalsozialismus. Hrsg. vom Jenaer Forum für Bildung und Wissenschaft. 
Jena 1993. 16 S. Bezug bei: Jenaer Forum für Bildung und Wissenschaft e.V., 
Stoystr. 2, 07743 Jena. 
Der Autor versucht In diesem Vortragsmanuskript eine Bilanz der Faschismus-Forschung 
In der DDR. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel und Theater (Hg.): Spiel und Theater an Fach• 
hochschulen und Hochschulen In den neuen Bundesländern. Ansätze zu 
einem Curriculum (Materialien zur Spiel- und Theaterpädagogik). Hrsg. in Zusam­
menarbeit mit der Universität Leipzig. Hannover/Leipzig 1994. 54 S. DM 7,-. Bezug 
bei: Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel und Theater, Falkenstr. 20, 30449 Hanno­
ver. 
Die Broschüre dokumentiert die Beiträge einer Fachtagung vom 21. bis 23. Januar 1994 in 
Leipzig. Unter anderem zu folgenden Themen: ,,Darstellendes Spiel in S~hule und Le~rer­
ausbildung der DDR" (Wolfgang Brekle), .Studiengang Darstellendes Spiel an der Univer­
sität Greifswald" (Susanne Prinz), .Spiel- und Theaterpädagogik an der Fachhochschule 
Erfurt• (Dagmar Dörner), .Darstellendes Spiel in Leipzig - ein Erfahrungsbericht" (Ute 
Pinkert). Desweiteren eine Personalübersicht zu den diesbezüglich an ostdeutschen 
Hochschulen Tätigen. 

Bundesministerium für Forschung und Technologie, Projektträger .Forschung im 
Dienste der Gesundheit" (Hg.): Krebsforschung In Deutschland • Cancer 
Research In Germany. Eine Dokumentation. Neuausgabe 1994. Verlag W. 
Kohlhammer, Stuttgart/Berlin/Köln 1994. 200 S. Über den Buchhandel. 
Der Band dokumentiert als Neuausgabe der erstmals 1989 erschienenen Publikation die 
durch die deutsche Vergesamtstaatlichung erheblich erweiterte Krebsforschung in der 
Bundesrepublik. Ein inhaltlicher Teil stellt Ziele und Instrumente der Krebsforschungs­
Förderungspolitik des Bundes sowie Einzelaspekte ger aktuellen Krebsforschung un~ deren 
Zukunftsperspektiven vor. Der zweite Teil ist eine Ubersicht der forschenden und fordern­
den Institutionen mit jeweiligen Kurzvorstellungen. Ein dritter Teil faßt alles in englischer 
Sprache zusammen. 

Hammer, Hildegard (Hg.): Vom „Bildungsnotstand" zur „Hochschulmisere" • 
Problemlösungen statt Reglementierung; Zusammenführung der Hochschul• 
Jandschaft - Folgen für den Akademischen Mittelbau. Hrsg. von der Bundes­
vertretung Akademischer Mittelbau BAM. Düsseldorf 1993. 71 + 121 S. Bezug bei: 
BAM, c/o Assistentenschaft Ruhr-UNiversität Bochum, Universitätsstr. 150, 44780 
Bochum. 
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Der Band dokumentiert zwei im Titel genannte Tagungen, die von der BAM am 19./ 
20.11.1993 in Heidelberg bzw. vom 3.-5.12.1993 in Magdeburg durchgeführt worden 
waren. In unserem Kontext interessieren vor allem vier Beiträge der zweiten Tagung: .Der 
Hochschulalltag in Sachsen 3 Jahre nach der Vereinigung" (Wilfried Naumann), .Frauen­
förderung an Hochschulen zwischen Recht und Realität" (Karin Reiche), .Zur Hochschul­
gesetzgebung im Land Sachsen-Anhalt" (Helmut Pietzke), und .Informationen aus der BAM 
in den 'neuen Republiken"' {Peter Reinirkens). 

Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina (Hg.): Zur Situation der Uni­
versitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen In den neuen 
Ländern. Wlssenschaftl/ches Symposium am 23. und 24. März In Halle (Saale) 
(Nova Acta Leopoldina N.F. Nr. 290: Bd. 71). DM 28,-. Über den Buchhandel oder 
bei: Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina, PF 1127, 06019 Halle/S. 
Die Beiträge der Tagung sind in vier Kapiteln geordnet, in denen wissenschaftspolitische 
Akteure Bilanzziehen: .Der Erneuerungsprozeß aus wissenschaftspolitischer Sicht" (Ger­
hard Neuweiler, Wolfgang Schluchter, Manfred Ehrhardt, Gebhard Ziller), .Der Erneue­
rungsprozeß aus universitärer Sicht" (Gunnar Berg, Georg Machnik, Gerhard Maess, 
Co~nelius Weiss), ,.Der Erneuerungsprozeß aus der Sicht der Forschung" (Wolfgang 
Fruhwald, Alfred Schellenberger, Helmut Eschrig, Hans-Rudolf Bork) sowie .Wissen­
schaftspolitik und Hochschulautonomie" (Fritz Schaumann, Steffie Schnoor, Hans-Her­
mann Hartwich). Jedem Kapitel ist die Dokumentation einer zugehörigen Podiumsdiskus­
sion beigeordnet. 

Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie (Hg.): Investitionen für die Zukunft. 
Wissenschaft und Forschung in Ostdeutschland. Bonn 1994. 56 S. Kostenlos 
bei: Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie, Braunscheidtstr. 17, 53113 Bonn. 
Die SPD-Projektgruppe .Wissenschaft und Forschung in Ostdeutschland" legt hier 
Zwischenbilanzen des ostdeutschen Wissenschaftsumbaus aus sozialdemokratischer 
Perspektive vor. Im einzelnen bilanzieren: Brandenburg - Klaus-Dietrich Krüger und Klaus 
Faber, Berlin - Klaus Nagel, Traugott Klose und Klaus Lommatzsch, Mecklenburg­
Vorpommern - Tilo Braune, Sachsen -Alfred Förster, Thüringen - Andreas Enkelmann, 
Sachsen-Anhalt - Wolfgang Eichler. 

Wissenschaftsforum der Sozialdemokratie (Hg.): wlssenschaftsnotizen ... H. 71 
Oktober 1994. Bonn 1994. 63 S. Kostenlos bei: Wissenschaftsforum der Sozial­
demokratie, Braunscheidtstr. 17, 53113 Bonn. 
Das Heft enthält u.a. vier Beiträge zu ostdeutschen Entwicklungen: .Nachholende Moder­
nisierung und Forschung In Ostdeutschland" (Christian Wegerdt), .Aufgaben derWissen­
schaftpolitik in Sachsen-Anhalt" (Rüdiger Fikentscher), .Forschungspolitik für die neuen 
Bundesländer" (Wolf-Michael Catenhusen) und „Die Aufgaben der Hochschulreform" 
(Hans-Hermann Hartwich). 

Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung (Hg.): 
Beiträge zur Hochschulforschung H. 3/1994. München 1994. 234 S. Bezug bei: 
Bayerisches Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung, Prinz­
regentenstr. 24, 80538 München. 
Das Heft enthält u.a. Beiträge zu folgenden Themen: .Gewinner und Verlierer . Erhebliche 
Verschiebungen beim Hochschulzugang in den neuen Ländern" (lrene Lischka) .• Vergleich 
der Studienanfänger des Wintersemesters 1990/91 an den Universitäten Leipzig und 
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Regensburg" (Konstanze Rasch), .zur Umsetzung des Wissenschaftler-Integrationspro­
gramms (WIP) unter besonderer Berücksichtigung des Landes Brandenburg• (Katrin 
Lange). 

Ramm, Michael: Fachhochschulen In den neuen Bundesländern. Die Grün­
dungsphase aus studentischer Sicht(Bildung Wissenschaft Aktuelle Bd. 12/94). 
Hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft. Bonn 1994. 55 S. 
Kostenlos bei: BMBWFT, Referat Öffentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn. 
Sonderauswertung der fünften Erhebung zur Studiensituation an Hochschulen in den alten 
und neuen Bundesländern, die im Wintersemester 1992/93 von der Arbeitsgruppe Hoch­
schulforschung an der Universität Konstanz durchgeführt worden war. Die Untersuchun~ 
kommt zu dem Ergebnis, daß der für Ostdeutschland neue Hochschultyp FH auf studenti­
sche Akzeptanz stoße und der Start der ostdeutschen Fachhochschulen ein gelungener 
gewesen sei. 

Hirschfeld, Uwe: Curriculare Situation der Politikwissenschaft an Fachhoch­
schulen und Fachbereichen für Sozialarbeit In Ostdeutschland (HBS-Manu­
skrlpte Bd. 163). Hrsg. von der Hans-Böckler-Stiftung. Düsseldorf 1994. 53 S. 
Bezug bei: Hans-Böckler-Stiftung, Bertha-von-Suttner-Platz 3, 40227 Düsseldorf. 
Die Studie bezieht elf Hochschulen ein und spiegelt einen spezifischen Aspekt der FH­
Aufbau-Prozesse In Ostdeutschland. 

Fischer, Joachim/ Weißbach, Hans-Jürgen: Die Rolle der Forschung und Ent­
wicklung Im TransformatlonsprozeB und der Verlauf der Beschäftigung In den 
FuE-Abteilungen dergroßchemischen Industrie Sachsen-Anhalts 1989-1993 
(Arbeitspapiere aus dem Arbeitskreis Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktfor­
schung SAMF H. 1994 - 4). Hrsg. vom Arbeitskreis Sozialwissenschaftliche 
Arbeitsmarktforschung SAMF. Gelsenkirchen 1994. 87 S. Bezug bei: SAMF e.V., 
Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen, Institut Arbeit und Technik, Florastr. 
26 - 28, 45879 Gelsenkirchen. 
verbliebene Reste von FuE-Kapazltäten in Ostdeutschland sind im wesentlichen in der 
chemischen und pharmazeutischen Industrie noch vorhanden. Die Autoren prüfen, inwie­
fern diese Kapazitäten eine Rolle im Prozeß der Stabilisierung industrieller Beschäftigung 
spielen könnten. Sie kommen zu einer pessimistischen Einschätzung auf der Basis der 
These daß sich FuE- und Produktionsstandorte tendenziell großräumig entkoppeln. Dazu 
trügen' insonderheit die von der Treuhandanstalt entwickelten Konsolidierungsstrategien 
bei die sich an klassischen Zielvorstellungen eines hohen internen Verflechtungsgrades der 
Pr~duktion orientierten - was bereits der chemischen Industrie In Ostdeutschland zum 
Verhängnis geworden sei. 

Heilriegel, Bertold/ Herrmann, Claudia/ Konzack, Tatjana/ Ständert, Peter: For­
schung und Entwicklung In kleinen und mittleren Unternehmen In den neuen 
Bundesländern. Eine qualitative und quantitative Analyse (Schriftenreihe des 
Bundesverbandes Mittelständische Wirtschaft Bd. 6). trafo verlag dr. wolfgang 
weist, Berlin 1994. 84 S. ISBN 0945-6430. DM 88,-. Über den Verlag: PF 244, 
10123 Berlin. 
Die Untersuchung dokumentiert den Abbau der ostdeutschen F&E-Potentiale und zeigt 
damit, daß die ostdeutsche Innovationskrise gänzlich anderer Natur ist als die westdeut-
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sehe. Zentrale Themen der Studie sind Technoiogiestrukturen, F&E-Aufwetidtlngei'l'wl@'. 
-Finanzierungen, Patentbilanz und Förderprogramme. 

Institut für Wirtschaftsforschung Halle (Hg.): Defizite und Chancen der Industrie­
forschung in Ostdeutschland. Dokumentation einer Veranstaltung auf dem 
Leipziger Innovationsforum am 09. März 1994. Halle/S. 1994. 72 S. DM 20,-. 
Bezug bei: Institut für Wirtschaftsforschung, PF 16 02 07, 06038 Halle/$. 
Dokumentation der auf der im Titel genannten Veranstaltung gehaltenen Beiträge: .Poten­
tiale und leistungsfählgkeitderwirtschaftsnahen Forschungs- und Entwicklungseinrich­
tungen In den neuen Bundesländern" (Christian Wegert), ,.Defizite und Chancen der 
Industrieforschung in Ostdeutschland" (Herbert Berteit), .Innovationsaktivitäten in Ost­
deutschland" (Manfred Wölfling), BMFT-Förderung der ostdeutschen Industrieforschung 
(Christian Patermann), .,Innovative Unternehmen fördern den Aufbau eines industriellen 
Mittelstandes" (Klaus Däumichen), .Zur Situation Ostberliner innovativer Unternehmen" 
(Peter Schmidt) und ebensolcher in Thüringen (Horst Burger), .Erfahrungen einer Inge­
nieurgesellschaft nach der Privatisierung' (Klaus Hieckmann), .Erfahrungen eines kleinen 
Unternehmens auf dem Weg zur Wettbewerbsfähigkeit" (Günter Dreifke). 

Industrie- und Handelskammer Südwestsachsen Chemnitz - Plauen - Zwickau 
(Hg.): Forschung In Südwestsachsen. Handbuch. Forschungseinrichtungen, 
Technologietransferstellen und Industrieforschung. 
Chemnitz 1993. 354 S. Kostenlos bei: IHK Südwestsachsen, Str. d. Nationen 25, 
09111 Chemnitz. 
Vorgestellt werden 295 Forschungseinrichtungen mit Adresse/Telefon/Ansprechpartner, 
Forschungsgebieten, Ausstattung, Beschäftigtenzahl und Kooperationspartnern. Mit Bran­
chenregister und Register nach Art der Einrichtung. 

Daxner, Michael: Alma Mater Restltuta oder Eine Universität für die Hauptstadt 
Berlin. Festrede 27.5.1993 (Öffentliche Vorlesungen H. 36). Hrsg. von der 
Präsidentin der Humboldt-Universität. Berlin 1994. 24 S. Kostenlos bei: HUB, Ref. 
Öffentlichkeitsarbeit, Unter den linden 6, 10099 Berlin. 
Die Rede wurde (was aus dem Heft nicht hervorgeht) aus Anlaß der verspäteten Verab­
schiedung des Altrektors Heinrich Fink - nach Daxner ein .Gestriger" nicht und kein 
„Heutiger" - gehalten. Sie reflektiert den Übergang der Humboldt-Universität in das neue 
System und ihr Werden zur .zweiten Humboldt-Universität". 

Zentralinstitut für Kunstgeschichte München (Hg.): Berlins Museen. Geschichte 
und Zukunft. Deutscher Kunstverlag, München/Berlin 1994. 318 S. DM 68,-. Über 
den Buchhandel. 
Der reich illustrierte Band versucht mit historisch fundierten Essays, die z.T. auch 
zukünftige Aufgaben der einzelnen Berliner Museen zu bestimmen suchen, .einen Beitrag 
zur Versachlichung des 'Berliner Museumsstreits'" (Einleitung) zu liefern. Beiträgerinnen 
sind Peter Bloch, Helmut Börsch-Supan, Anke Borgmeyer, Gilbert Diller, Hartmut Dorger­
loh, Fran9oise Forster-Hahn, Dieter Robert Frank, Jörg Haspel, DetlefHeikamp, Norbert 
Heuler, Werner Lorenz, Ekkehard Mai, Marco De Michelis, Barbara Paul, Goerd Peschken, 
Achim Preiß, Heinrich Schlotmann, Manfred Schuller, Martin Spaenle, Werner Szambien, 
WolfTegethoft, Monika Wagner, Michael F. Zimmermann. 
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ZUM SCHLUSS 

Klementine im Hörsaal 
Von wegen rückständiger Osten: An 
der Technischen Universität (TU) 
Dresden wurde vergangene Woche -
erstmals in Gesamtdeutschland -
~ine Vorlesung von einem Werbe­
spot untei;brochen. 20 Sekunden 
lang durfte ein japanischer Herstel­
ler von Camcordern 500 Betriebs­
wirtschaftsstudenten per Videoclip 
berieseln. Insgesamt viermal soll 
das noch geschehen, dafür will die 
Firma 5000 Mark in die Fakultäts­
kasse zahlen .• Ein innovativer An­
satz", meint TU-Pressesprecher Rolf 
Sanders mit Hinweis auf das Vorle­
sungsverzeichnis, wo ja auch schon 
kräftig geworben würde. Irgendwie 
müßten die Hochschulen aus ihrer 
Finanzmisere herauskommen. 
Auch die Industrie wird's freuen: 
Was tun sich da f{ir Möglichkeiten 
auf! Computerspots für Informatik­
studenten, Zahnpastawerbung für 

angehende Dentisten, Aspirin für 
gestreßte Prüflinge. Und überdies: 
Eine lästige Werbezeitbegrenzung 
wie beim Privatfernsehen, wo nicht 
mehr als zwölf Minuten Spots pro 
Stunde über die Mattscheibe flim­
mern dürfen, gibt es auf dem Cam­
pus nicht. Bricht der totale Kom­
merz totalin die Hochschule ein? 
So war's nicht gemeint, bremst Do­
zent Harald Schaub, Initiator des -
WJ.e er sagt - einmaligen Experi­
ments. Im Gegenteil, er wolle gar 
keine Werbung in der Universität. 
Vielmehr habe er versucht, .ein 
Tabu aufzubrechen". Als ,Verant­
wortungsträger der Zukunft" sollten 
seine Studenten entscheiden, ob die 
Spots im Hörsaal ethisch vertretbar 
seien .• Dazu mußte die Aktion na­
türlich so realistisch wie möglich 
sein." Die Camcorder-Spots habe er 
vor allem wegen ihrer Kürze ge­
wählt, ein weiteres Angebot von 14 
Spots a zwei Minuten dagegen aus­
geschlagen. stad 

aus: Süddeutsche Zeitung, 19./20. 11. 1994 
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Werbespots im Hörsaal • diskutiert von· A - Z 
Zwischen akademischer Freiheit und finanziellen Zwängen 

Seit 14. November läuft an der Techni­
schen Universität Dresden ein Experi­
ment. Im Mittelpunktstehen Werbespots, 
die einmal wöchentlich in einer Vorle­
sung eingeblendet werden. Medien und 
Wirtschaft zeigten großes Interesse. 

Das Licht geht aus, der Projektor an. Ein 
Akademiker-Alptraum wurde jüngst an 
der Technischen Universität (TU) Dres­
den Wirklichkeit: Doktorand Harald 
Schaub läßt in seinen Vorlesungen zur 
Entscheidungstheorie vor 600 Studen­
ten Werbespots eines japanischen Elek­
tronikkonzerns laufen. Dieser zahlt da­
für 5000 Mark in die Kasse der Fakultät 
Wirtschaftswissenschaften. Presse, 
Rundfunk und Fernsehen belagerten 
Schaub und seine Lehrveranstaltung; 
Wogen des Zorns schlugen - nicht nur 
an der Universität - hoch. Zwar erklärt 
Schaub: .,Ich zeige Werbung während 
meiner Vorlesung, um zu verhindern, 
daß sie jemals Hörsäle beherrscht.• 
Dennoch hatte sein Experiment Folgen: 
Wirkungsvoller wäre eine Diskussion 
über finanzielle Zwänge und akademi­
sche Freiheit kaum anzuschieben ge­
wesen. 

,,Ein Häppchen Goethe und ein Häpp­
chen Müsliriegel?", amüsiert sich Kanz­
ler Alfred Post. Das könne TU-Zukunft 
nicht sein. Es gelte, die Universität trotz 
mangelnder Mittel als Ort der Wissen­
schaft zu bewahren: ,,Hochschulfinan-
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zierung durch Werbung im Hörsaal wer­
den wir nicht akzeptieren." 

Universitäten müssen ein Platz freien 
und öffentlichen Denkens und Forschens 
bleiben", meint auch Professor Dr. Achim 
Mehlhorn, Rektor der TU Dresden .• Sie 
dürfen nicht verkommen zu Werbeträ­
gern, die Geld eintreiben." Der Senat 
werde nicht zulassen, daß die Hoch­
schule, die sich gerade unter Aufbietung 
aller Kräfte aus der politischen Instru­
mentalisierung gelöst habe, nun kom­
merziell instrumentalisiert werde. 

Auch von zielgruppengemäßen Spots, 
wie Image- und Personalwerbung, will 
Mehlhorn nichts wissen:. Wer will Inhalte 
und Werbezeiten festlegen? Die leh­
renden müßten im Stil des Kommerz­
fernsehens Vorlesungen unterbrechen, 
in denen wissenschaftliche Ideen ent­
wickelt werden. Nach dem Spot ist der 
rote Faden zerrissen, die Gedanken sind 
abgelenkt. So etwas widerspricht unse­
rem Grundverständnis von Universität.• 

.In Lehrbüchern zur Entscheidungstheo­
rie spielt Ethik keine Rolle", bemängelt 
Assistent Harald Schaub. Aber gerade 
bei der Auswahl zwischen Alternativen 
sei sie wichtig. Werbespots im Hörsaal 
böten ein realistisches Beispiel, wirt­
schaftsethische Fragen zu diskutieren. 

Schaub wollte provozieren. Die Bereit-
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schaft zum politischen Engagement er­
schien ihm gering, die Trägheit groß: 
.Ich wollte wissen, ob die Studenten sich 
das gefallen lassen. Ich wollte schok­
ken, wo!lte zeigen, wohin es führt, wenn 
die staatlich.e Finanzierung der Hoch­
schulen weiterhin reduziert wird.· 

Von der enormen Resonanz wurde 
Sct,aub überrascht. .Die Medien brau­
chen ihre Sensation", stellt er ernüchtert 
fest. .Werbung im Hörsaal - das ver­
kauft sich. Wirtschaftsethik interessiert 
nicht." 

Dennoch freut sich Schaub, daß sein 
ExperimentdieserTage auch in den TU­
Wohnheimen diskutiert wird. ,,Ich bin 
grundsätzlich dagegen. Meine Eltern 
zahlen Steuern; ich erwarte, daß mir an 
der Universität ordentliche Vorlesungen 
Qeboten werden - und zwar vom Staat 
·finanziert", so die einen .• Werbung im 
Hörsaal - warum nicht, wenn's Geld 
bringt und wir so keine Studiengebühren 
zahlen müssen", meinen andere. ,,Aber 
vielleicht kann man die Spots wenig-
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stens in die Pause zwischen den Lehr­
veranstaltungen verlegen.• 

Der Assistent erwartet nun mit großer 
Spannung, wie sich die Studenten auf 
Fragebögen und in der Vorlesung zum 
Thema äußern werden .• Als Zwischen­
ergebnis kann ich schon heute formulie­
ren", sagt Harald Schaub, .daß Wer­
bung - auch im Skript - nicht so 
unproblematisch ist, wie ich anfangs 
dachte. Natürlich löst die Veröffentli­
chung der Anzeigen zunächst mein Fi­
nanzproblem - aber darf ich diese 
ethische Schwelle überschreiten, wenn 
ich befürchten muß, daß ein Gewöh­
nungseffekt einsetzt? 'Es gibt schon 
Werbung' ist kein Grund für noch mehr 
Werbung." Anfragen aus der Wirtschaft 
beweisen: die Werbeprofis jedenfalls 
halten viel mehr von Schaubs Idee, als 
dem Dozenten recht ist. 

Anke Müller (Dresden) 

aus: 
Dresdner Universitätsjournal 20/94 
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hso 1. Jahrgang 1991/92 

Themenschwerpunkte: Die ostdeutschen Hochschulgesetze • Lage der Sozialwissenschaften 
in (Ost-)Deutschland • Die Erneuerung und ihre Kriterien • DDR-Wissenschaftsgeschichte • 
Hochschulstruktur in Sachsen. Rundtischgespräch • Heinrich Fink und der Umgang mit unserer 
Vergangenheit • Anhörung des Bundestagsausschusses BIidung und Wissenschaft: Perspek­
tiven der Hochschulentwicklung • Ostdeutsche Geschichtswissenschaft zwischen Gestern und 
Morgen • Jürgen Teller Honorarprofessor • Hochschulrahmenrecht nach der deutschen 
Neuvereinigung. Eine Anhörung • Ehrenpromotion Hans Mayer in Leipzig • HRG - Genesis 
im Westen und Wirkung Im Osten • Kirchliche Hochschulen zwischen Nische und Fusion • 
BdWi-Frühjahrsakademie: Kritische Geistes- und Sozialwissenschaften nach dem Ende des 
Sozialismus • Wissenschaft Ost 1989/90 • Europäische Universität Erfurt • Die Studierenden 
1989/90 • Streitsache Latinum 

Autorinnen: Hans Jürgen Block, Torsten Bultmann, Christian Dahme, Marlis Dürkqp, Wolfgang 
Ernst, Hans-Uwe Feige, Alfred Förster, Christian Füller, Frank Geißler, Monika Glbas, Christoph 
Kähler, Dietmar Keller, Fritz Klein, Hermann Klenner, Horst Klinkmann. Larissa Klinzing, llko­
Sascha Kowalczuk, Wolfgang Kütller, Gotthard Lerchner, Rudolf Mau, Hans Mayer, Hans 
Joachim Meyer, Matthias Mlddell, Wolfgang Nitsch, Erhard Noack, Georg Nolte, Kurt Nowak, 
Doris Odendahl, Bernd Okun, Martin Onnasch, Peer Pasternack, Klaus Pezold, Peter Porsch, 
Helmut Richter, Matthias Rösler, Hilde Schramm, Uta Starke, Jürgen Teller, Rudolf v. Thadden, 
Achim Thom, Michael Tolksdorf, GüntherWartenberg, Rosemarle Will u.a. 

13 Hefte. Insgesamt 868 Seiten. Nachbestellung nur als kompletter Jahrgang. Preis: 100, - DM. 

hso 2. Jahrgang 1992/93 

Themenschwerpunkte: Drei Jahre Wissenschaftsumbau in Berlin-Ost • Wissenschaft Ost • 
2. Deutschlandkongreß habilitierterWissenschaftler • Frauen in derOstwlssenschaft • Tagung 
des SPD-Wissenschaftsforums • Sächsische Hochschulerneuerung aus Oppositionsperspek­
tive • Ostdeutsche Studentengemeinden - Geschichte und Funktionswandel • Hochschulen 
und MfS - der Umgang mit einem unbequemen Erbe• Vorschläge zur Hochschulreform• Metho­
dologische Wende?• Institution Hochschule und Landeshochschulrecht • Verbände(-Schicksa­
le) im Osten • Ostdeutsche Entwicklungsländerforschung in der DDR und danach • Positionen 
zum Sächsischen Hochschulgesetz • Aspekte der Personalstruktur-Neugestaltung in der 
ostdeutschen Wissenschaft • Die ostdeutschen Archive • Forschung und Technologie in Ost­
europa - ausgewählte Länderbeispiele • Sozial- und Geisteswissenschaften Ost: Zwischenbi­
lanzen des Umbaus • Aktivitäten politischer Stiftungen an ostdeutschen Hochschulen 

Autorinnen: Marion Höppner, Karl-Heinz Heinemann, Bernd Okun, Gert Maibaum, Karin Reiche, 
Birgit Bütow, Elke Mehnert, Gisela Jähnert, Hans-Uwe Erlchsen, Edelbert Richter, Roland 
Schneider, Cornelius Welss, Alfred Förster, Peter Porsch, Klaus-Dieter Kaiser, Eberhard 
Tiefensee, Gudrun Aulerich, Karin Döbbeling, Hans-Heinz Emons, Hans Jörg Sandkühler,' 
Burchard Brentjes, Hans Joachim Meyer, Erich Hödl, Hartmut Elsenhans, Günther Barthel, 
Martin Robbe, Günther Eiselt, llko-Sascha Kowalczuk, Michael Daxner, Günther Wartenberg, 
Matthias Mlddell, Sonja Brentjes, Wolf-Hagen Kraut, Jürgen Kuczynski, Ulrich Geyer, Volker 
Kahl, lnge Pardon, HansgüntherMeyer, Peer Pasternack, Wolfgang Schluchter, Pirmln Stekeler­
Weithofer, Bernhard Muszynski, Wolfgang Nitsche, Hans-Jürgen Schulz u.a. 

13 Hefte. Insgesamt 1. 045 Selten. Nachbestellung nur als kompletter Jahrgang. Preis: 115,- DM. 

hso 3. Jahrgang 1993/94 

Themenschwerpunkte:Erneuerungsgruppen bilanzieren • Institution Hochschule und Landes­
hochschulrecht • Politische Kündigungen in der ostdeutschen Hochschulmedizin - eine Debatte 
• Gleichstellungsmanagement Ost • Bundestagsdebatte: Industrieforschung in den neuen 
Bundesländern • Habilitiertentagung in Leipzig • Streitfall Multiple Cholce • Studierende 1994 
• Berufungsverfahren West und Ost • Singularitäten 

hochschule ost jan./febr. 1995 139 

l 



Autorinnen: Ernst Badstübner, Tino Bargel, Winfried Beck, Sonja Brentjes, Andre Debüser, 
Rainer Eckert, Wolfgang Fach, Marion Höppner, Heidrun Jahn, Matthias Jähne, Dietrich Jorke, 
Hans-Dieter Klein, Siegfried Kiel. llko-Sascha Kowalczuk, Marianne Kriszio, Günther Landgraf, 
lrene Lischka, Thomas de Maiziere, Werner Meske, Hans Joachim Meyer, thomas molck, 
Thomas Neie, Bernd Rabehl, Karin Reiche, Hans-Jürgen Schulz, Jutta & Eberhard Seidel, Peer 
Pasternack, Gisela Petruschka u.a. 

6 Hefte. Insgesamt 869 Seiten. Nachbestellung nur als kompletter Jahrgang. Preis: 100, - DM. 

Kopiervorlage: 

Bestellung 

Ich bestelle: 
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2. 1. Jahrganghso 1991 /92 
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